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Wie kann das Land an Straftaten 
erworbenes Vermögen abschöpfen? 

Verbrechen dürfe sich in ke~ner Weise lohnen, darum müssten bei derpraktischen Um- 
setzung des vorhandenen gesetzlichen Instrumentariums Spezialisten für die Vermö- 
gensabschöpfung eingesetzt werden -bis hin zum wirtschaftlichen Ruin der Straftäter: 
.Null Toleranz" bei illegal erworbenem Vermögen, fordert der SPD-Abgeordnete Frank 
Slchau. Für die CDU beklagt Theo Kruse, dass es zu wenig Personal im Bereich der 
Gewinn- und Vermögensabschöpfung gebe; daneben seien auch die rechtlichen Vor- 
aussetzungen zu schaffen. Der Abgeordnete erinnert an den Vorschlag seiner Fraktion, 
dass der Verfassungsschutz im Rahmen der Vorfeldbeobachtung der Polizei gegen or- 
ganisiertes Verbrechen helfen müsse. Horst Engel (FDP) plädiert dafür, beim Landes- 
kriminalamt eine Serviceeinheit zur verfahrensintegrierten Finanzermittlung einzurich- 
ten. Im Bundesland Baden-Württemberg konnten auf diese Weise über 500 Millionen 
Mark abgeschöpft werden. Sybllle Haußmann (GRÜNE) begrüßt, dass die 
Koalitionsfraktionen zusätzliche Stellen für Staatsanwälte geschaffen hätten, die sich 
ausschließlich der Aufgabe widmen sollten. Damit werde dem Opferschutz Rechnung 
getragen und die Prävention gestärkt. (Seite 2) 

I Die Woche 
im Landtag I 

Hauptausschuss erörtert Abschlussbericht Aufbau Ost 

Alle Fraktionen danken Kommission 
Alle vier Fraktionen haben im Hauotaus- saaen hätten sich keine Beweise für den 
schuss der ~achverständi~enkommission ~ährheitsgehalt dieser Behauptung erge- 
zum Aufbau Ost für ihren Abschlussbericht ben, erklärte Posser in der Sitzung. Das Bü- 

Sperrzeiten 
Eine baldige Verkürzung oder Aufhebung der 
Sperrzeiten in Gaststätten hält der Wirt- 
schaftsausschuss nicht für machbar (Seite 4 )  

Fluglärm 
Umweitmediziner und Anwohnerinitiativen 
forderten im Verkehrsausschuss niedrigere 
Lärmschutz-Grenzwerte. (Seite 5 )  

Pflegegesetz 
Eine erste Zwischenbilanz wurde in der An- 
hörung des Gesundheitsausschusses zum 
Landespflegegesetz gezogen. (Seite 7 )  

Frauengesundheit 
Die ~esundhe~tsversor~un~ sei in Deutsch- 
land noch immer eine Domane der Manner. 

gedankt, den sie Anfang des Jahres vorge- ro sei nicht gegründet worden, um parteipo- 
legt und dem Landtag zugeleitet hat. In die- litische Zwecke zu verfolgen, sondern als 
Sem 85-seifigen Bericht geht es um Unter- Kontaktstelle für Firmen und Institutionen 
suchung und Bewertung der Hilfen des aus NRW. (Weiter Seite 3 )  
Landes NRW in der ehemaligen DDR unter 
besonderer Berücksichtigung der Arbeit 
des Verbindungsbüros Berlin (Ost) im Jahre 
1990. 

Die sechsköpfige unabhängige Sachver- 
ständigenkommission unter dem Vorsitz 
von Staatsminister a. D. Dr. Diether Posser 
hatte vom Landtag den Auftrag erhalten, die 
im Rahmen eines Geschäftsbesorgungs- 
vertrages zwischen Westdeutscher Lan- 
desbank und dem Land NRW besorgte Ar- 
beit des Verbindungsbüros zum Aufbau de- 
mokratischer Strukturen im Osten Deutsch- 
lanas zu untersuchen. Das geschah im Zu- 
sammenhana mit Vorwürfen. das Buro habe 
die staatlich& Gelder und das einqesetzte 
Personal .fast ausschließlich' dazubenutzt, 
die brandenburgische SPD aufzubauen und 
ihren damaliaen Landtaas-soitzenkandida- 

äußerten Professorinnen im Frauenaus- 
schuss. (Seite 1 1 ) 

Schulentwicklung 
Die Opposition drängt darauf, die Autono- 
mie der Schulen im Lande rasch und um- 
fassend zu verwirklichen. (Seite 16) 

Organspenden 
In Nordrhein-Westfalen gibt es zu wenig Be- 
reitschaft zu Organspenden, beklagten alle 
Fraktionen im Plenum. (Seite 19)  

ten Dr. ~anfrGd Stolpe zÜ fördern. lm durch- 
gesehenen Material und in den Zeugenaus- Brüsseler ~ o h ~ e - ~ b b a u  Zeichnung: Heiko Sakurai (WAZ) 
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Wie kann das Land an Straftaten erworbenes Vermögen abschöpfen? 
Von Von Von Von 

Frank Sichau Theo Kruse Horst Engel Sybille Haußmann 

Die Frage setzt voraus, dass Bei der Vorstellung des gemeinsa- Zur Innenausschusssitzung Die Abschöpfung von Vermögen 
Vermögensabschöpfung beim men Lagebildes Organisierte Krimi- am 18. Januar 2001 hat die aus Straftaten ist ein außerordent- 
Täter rechtlich möglich ist. Tat- naiität von Polizei und Justiz, teilten FDP-Landtagsfraktion die Ein- lich schwieriges Rechtsgebiet, da 
sächlich sind Vermögensab- die Minister Dieckmann und Beh- richtung einer ,,Service-Ein- eine Vielzahl von zivil- und finanz- 
schöpfung und Opferschutz in rens mit, dass im Jahr 2000 insge- heit" zur verfahrensintegrier- rech"ichen Bereichen in ein Straf- 
unserer Rechtsordnung umfas- samt 170 Millionen DM an illegalem ten Finanzermittlung beim verfahren hineinwirken. Daher war 
send geregelt. wer das 1nstru- Vermögen beschlagnahmt worden nordrhein-westfälischen Lan- In der Vergangenheit selten 

möglich, im Rahmen eines Strafver- 
mentarium beherrscht, kann sei. Das 1st zwar bundesweit ein deskriminalamt (LKA) bean- fahrens auch die Vermögenswerte 
Straftäter sogar wirtschaftlich ru- Spitzenwen, falsch wäre es aber, tragt. Anlass war der erhebli- aus ,imr Straftat zu ermineln und 
inieren. Nach der neuen Recht- Sich dessen zu rühmen NRW che Beratungsbedarf der für die Behörden greifbar zu ma- 
sprechung des Bundesgerichts- das bevolkerungsreichste Bundes- Kreispolizeibehörden und der chen. Es mangelte an Fachkompe- 
hofs kann die Abschöpfung von land mit den meisten Straftaten Staatsanwaltschaften. Der lenz aul Seiten der Richter und der 

illegal gewonnenem vermögen IflRW gibt es bei der AbsChöP- lnnenminister hat dies bislang Staatsanwälte. Die Koalitionsfrak- 

vollständig durchgeführt werden; fung kriminell erworbenen Ver- abgelehnt und in seiner ste,- tionen haben im Rahmen des 
hierbei also Toleranz., für mögens strukturelle Mängel. Nur 14 für das Jahr 2000 Haushaltes 2001 zusätzliche Stel- 

Millionen DM konnten bei OK-Tä- deutlich über 100 Millionen len für Staatsanwälte geschaflen. 
Straftäter. Das rechtliche Instru- eingezogen werden, Ange- die sich ausschließlich der Thema- 
mentarium ist die eine Seite, die sichts Milliardengewinne in diesem DM an abgeschöpften Vermö- tik der Vermögensabschöpfung 
praktische Umsetzung die ande- Bereich ist dieses Ergebnis er. genswerten angekündigt. Dem widmen sollen. Bis heute sind in 
re. schreckend wenig. Vernehmen nach sollen es in- vier Staatsanwaltschaften Sonder- 
Die Gesetze sind sehr differen- Um bei der Gewinn. und Vermö. zwischen Ca. 170 Millionen dezernate gebildet worden, die sich 
ziert. Die Materie erfordert daher gensabschöplung zu ü M  geworden sein. ausschließlich der Vermögensab- 
den spezialisierten Volljuristen, „in, brauchen wir selbstverständ- 

schöpfung widmen. In den nächs- 

der sich nicht nur in der Straf- [ich Sonderabteilungen bei den Zum Vergleich: ten Jahren werden weitere folgen. 

Baden-Württemberg hat diese Zukünflig soll es in jeder Staatsan- 
prozessordnung auskennt, son- Staatsanwaltschaften und bei der waltschaft Speziaiistlnnen für die- 
dern auch das gesamte zivilpro- Polizei. Wir brauchen selbstver- Service-Einheit. Sie arbeitet se ~ h ~ ~ ~ t i k  geben. ~ ~ ~ t i ~ ~ i -  
zessuale Zwangsvollstre- ständlich eine verstärkte Internetre- erfolgreich. Im dortigen LKA nisterium hat hierlür ein ehrgeizi- 

SPD: Wir müssen Spezialisteneinselzen, CDU: Ohne Finanzermittler FDP: VerfahrensintegrierteFinanz- GRÜNE: Eingezogene Gelder 
damit Verbrechen sich nicht lohnt geht e s  nicht ermittlungen beim LKA einführen für den Opferschutz verwenden 

ckungsrecht beherrscht. Außer- cherche und eine gezielte Fortbil- sind zwölf Spezialisten mit der ges Fortbildungsprogramm entwi- 
dem sind fundierte Kenntnisse dung. Beratung der Kreispolizeibe- ckelt. 
des Gesellschaftsrechts, Insol- Alle diese Maßnahmen nützen je- hörden und der Staatsanwalt- Aus Sicht von BUNDNIS 9OIDIE 
venzrechts und Immobilien- doch nichts. wenn wir zu wenig Per- befasst. sie sind im GRÜNEN begrüßen wir diese Ent- 
rechts unabdingbar, ~ ~ ~ h ~ l b  sonal tm Bereich der Gewinn- und ~ ~ ~ ~ i ~ h  der ~ ~ ~ i ~ ~ ~ b ~ ~ h ö ~ -  wicklung außerordentlich. Insbe- 
setzt sich die S P D . L ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ .  Vermögensabschöpfung haben. fung bundes- und europaweit sondere sehen wir in der Vermö- 

gensabschöpfung dem AspeM des 
fraktion für die Einrichtung von Nach Angabe des bdk gibt es in spezialisiert und in  den OpferschutzesReChnunggetragen, 
Sonderabteilungen der Staats- NRW lediglich etwa 50 Finanzer- 

anwaltschaften ein, Sobald in ei- mittler Damit liegen wir unter der SchwerpunMen organisierte da ein Großteil des Geldes an die 
Kriminalität, Wirtschaftskrimi- konkret betroffenen Opfer geht und 

nem strafrechtlichen Ermitt- :Ly,"Fne i ~ R ~ , " e ~ d ~ n ~ , " ~ ~  nalität, TaMikbereich und im Opferschutzorganisationen und 
lungsverfahren zu erwarten ist, tungsbezogenen Kräfteverteilung, Bereich der Aus- und Fortbil- -beratungsstellen unterstützt wer- 
dass es zur Abschöpfung von Erschwerend kommt hinzu, dass dung beratend tätig. Im Jahr den. Beispielsweise können Opfer 

Vermögenswerten ''Immen die wenigen Finanzermittler auch 
2000 haben bei bereinig- ~OnFrauenhandel über diesen Weg 

kann. sollen eigens geschulte noch für andere operative Aufga- ter Statistik, rund 545 („echtes) Werden) Betreuung und 
Beratung der Opfer können finan- 

Spezialisten eingeschaltet wer- ben eingesetzt werden. Ohne Fi- Millionen DM gesichert und ziell besser ausgestattet werden, 
den. Ihre Aufgabe soll in der Auf- nanzerminler geht es nicht, ES ist abgeschöpft. Ich sehe Vermögensabschöpfung 
SPürung und Sicherung aller völlig unverständlich, dass es die darüber hinaus als Prävention vor 
Vermögenswerte. die für eine Landesregierung versäumt, für eine Zum Thema appellierte auch weiteren Straftaten, denn durch den 
Abschöpfungsmaßnahme in Be- ausreichende Zahl von hauptamt- der Bund Deutscher Kriminal- Entzug der finanziellen Ressour- 
tracht kommen, bestehen. Die lichen Finanzermittlern zu sorgen, beamter in einem Dringlich- cen fallen oftmals auch die Mög- 
Arbeit der Fachleute soll unter- zumal diese sich aufgrund ihrer keitsantrag anlässlich des lichkeiten weitere Straftaten zu be- 
stützt werden durch .ZIVED", die Tätigkeit selber finanzieren. Landesdelegiertentages vom gehen weg Täter um den Enrag ih- 
,.Zentrale Informationsvermitt- Neben einer ausreichenden Zahl von 22, bis 23. ~~~~~b~~ 2000: rer Straftaten zu bringen wiegt oft- 
lung aus externen Datenban- Finanzermittlern mucc die Politik ,vermögensabschöpfung wird mals mehr als Freiheitsentzug. 
ken". die hoch qualifizierte, die gesetzlichen Voraussetzungen im europäischen R~~~ eine BÜNDNIS 90lDlE GRÜNEN unter- 
schnelle Recherchen aus allen schaffen, die im Kampf gegen Krimi- exponierte stellung stützen die Anstrengungen des 
öffentlich zugänglichen D ~ ~ ~ ~ -  naltiat notwendig ist. Die CDU bleibt men, Das LKA und das BKA Jus~zministeriums, Spezialisten für 
banken in kurzer zeit bei ihrem Vorschlag. dass der Ver- die Vermögensabschöpfung auszu- sollten für diesen Bereich als bilden, Ich könnte mir allerdings 
bietet. ziel ist es, nicht erkannte fassungsschutz lm Rahmen der Vor- 
Unternehmensbeteiligungen feldbeobachtung der Polizei gegen Kontaktstellen zum Europäi- darüber hinaus auch vorstellen, 

organisiertes Verbrechen helfen Sehen Justiziellen Netz (EJN), dass in der weiteren Perspektive in 
von Straftätern im In- oder Aus- muss, SPD und GRüNE haben die- EUROJUST und EUROPOL den Sonderdezernaten nicht nur 
land, Erwerbs- oder VeräUße- immer eine Absage fungieren." Juristen und juristisch ausgebildete 
rungsvorgänge mit dem Ziel der Der muss aber seine Fachleute beschäftigt sind. sondern 
Vermögensabschöpfung her- Möglichkeiten gegen das Verbre. Gute Argumente für die Ein- auch Spezialisten anderer Fach- 
auszufinden. richtung einer „Service-Ein- richtungen des Finanz- und Kapi- 

chen ausschöpfen. Nur dann wird talwesens, die Richterinnen und 
Klar ist: Verbrechen darf sich in das von der Landesregierung häufig heit" zur verfahrensintegrier- staatsanwälilnnen beratend zur 
keiner Weise lohnen - auch betonte Ziel, Kriminalität an ihrem ten Finanzermittlung beim Seite stehen und die Ermittlungen 
beim Geld nicht. Lebensnerv zu treffen, gelingen. LKA NRW. begleiten. 
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Aufbau Ost: Es ging um die Förderung demokratisch [er Strukturen in der DDR 

Vorwurf der 
Parteipolitik 
fand durch die 
Kommission 
keine Bestätigung 
In seiner mündlichen Erläuterung des Ab- 
schlussberichts (Drs. 13/671) vor dem 
Hauptausschuss unter seinem Vorsitzen- 
den Edgar Moron (SPD) am 13. Juni führte 
der Kommissionsvorsitzende Posser weiter 
aus, es habe sich für die behauptete partei- 
politische Unterstützung der brandenburgi- 
schen SPD kein Beweis gefunden. Alle als 
Zeugen vernommenen Mitglieder des Ver- 
bindungsbüros hätten dies energisch be- 
stritten und auf ihre Aufgabe hingewiesen, 
in der damaligen DDR demokratische Struk- 
turen aufbauen zu helfen. 

Wenn es dennoch etwas zu beanstanden 
gebe, dann sei dies der Umstand, dass eine 
Mitarbeiterin des Verbindungsbüros für et- 
wa sechs Wochen in das Wahlkampfteam 
des brandenburgischen Spitzenkandidaten 
Dr. Manfred Stolpe aufgenommen worden 
sei. Es sei Sache der Landesregierung, so 
Posser, das in Ordnung zu bringen, die 
Kommission könne dazu nicht verpflichten. 
Der Kommissionsvorsitzende erinnerte dar- 
an. dass zur Soforthilfe für Brandenburg 
auch vom Landtag NRW zur Verfügung ge- 
stellte Mittel gehört hätten, die über die im 
Landtag vertretenen Fraktionen in eigener 
~erantwortung zur Förderung befreundeter 
Gruooierunoen in der DDR verausoabt wur- 
den: im ~inierständnis mit allen ~Yaktionen 
sei damals toleriert worden, dass auch Par- 
teigliederungen in den Genuss solcher Hil- 
fen gekommen seien. Posser erklärte dies 
mit dem Hinweis darauf. dass es zu jener 

Zeit in der DDR noch keine Fraktionen ge- 
geben habe, an die die Mittel sich gerichtet 
hätten; darum sei dieser Verstoß gegen die 
Vorschriften der Parteienfinanzierung, auch 
wenn er im Konsens erfolgt sei, rechtlich zu 
beanstanden, aber „zeitgeschichtlich be- 
dingt" und insofern nicht heilbar. 
Georg Lampen, Kommissionsmitglied und 
Vorstandsvorsitzender des Bundes der 
Steuerzahler Nordrhein-Westfalen, ergänz- 
te, der brandenburgischen CDU sei durch 
das Verbindungsbüro Unterstützung ange- 
boten worden, die habe unter Hinweis dar- 
auf, dass sie genügend selbst organisiert 
sei, abgelehnt. Die GRUNEN hätten die Ver- 
bindung nicht gesucht, weil sie .,Angst ge- 
habt haben, ihnen solle das Westsystem 
übergestülpt werden". Das Selbstverständ- 
nis der Verbindungsbüro-Mitarbeiter sei da- 
hin gegangen. demokratische Strukturen zu 
schaffen - gezielt gegen die PDS, die, wie 
es im Bericht heißt, über einen „auf- 
geblähten Funktionärsapparat" verfügt ha- 
be, während die anderen Parteien keinen 
tragfähigen Parteiunterbau und -apparat zur 
Verfügung gehabt hätten. Lampen fügte an, 
ein Belastungszeuge, der den Vorwurf 
untermauern sollte, Steuermittel seien ein- 
seitig eingesetzt und eine Partei sei bevor- 
zugt worden, sei im Lauf seiner Befragung 
durch die Kommission immer weiter von 
dieser seiner Behauptung abgerückt und 
habe sie am Schluss als „persönlichen Ein- 
druck aus nachträglicher Wahrnehmung" 
qualifiziert. Darum habe die Kommission 
seiner ursprünglichen Aussage keinen 
Glauben schenken können. Der zweite 
Belastungszeuge, der Leiter des Verbin- 
dungsbüros. sei keiner Einladung zur Aus- 
sage vor der Kommission gefolgt; seine 

Trugen die Ergebnisse des Abschlussberichfs 
vor Kommissionsvorsitzender Diefher Posser 
(r.) und Kommissionsmitglied Georg Lampen (1.). 
In der Mitte Kommissionsreierenf Waldemar 
Wieczorek. Folo: Schalle 

schriftlich niedergelegten Vorwürfe seien 
nicht als wahr anzusehen, auch die Aktenla- 
ge spreche an keiner Stelle dafür, sagte 
Lampen. 
Die Diskussion im Ausschuss kreiste 
schnell um den Teil II des von den Mitglie- 
dern einstimmig beschlossenen Abschluss- 
berichts. Hier hatten sich die sechs Kom- 
missionsmitglieder unter der Uberschrift 
,,Rahmenbedingungen und Einordnung" zur 
historischen Verortung, zu Phasen und 
Wendepunkten und zur Einordnung der 
NRW-Hilfen in der DDR geäußert. Sprecher 
der CDU-Fraktion fühlten sich darin „an 
Wahlkampfreden aus der damaligen Zeit" 
erinnert und stellten fest, es bleibe, vor al- 
lem was die Spende der WestLB an die 
brandenburgische SPD angehe. ein .,Ge- 
schmäckle" (Werner Jostmeier). Beide, Pos- 
ser wie Lampen, hätten vor dem Ausschuss 
bestätigt, „dass einige Dinge nicht so ge- 
laufen sind, wie es erforderlich gewesen wä- 
re". Sein Fraktionskollege Lothar Hegemann 
wollte wissen, wer der Kommission den Auf- 
trag zu ihrem geschichtlichen Abriss gege- 
ben habe und hielt in diesem Zusammen- 
hang den Autoren .Geschichtsklitterung" 
vor. Das Ganze sei tendenzielle Berichter- 
stattung, nicht sachlich und teilweise eine 
„Frechheit", empörte er sich. 
Dorothee Danner (SPD) widersprach eben- 
so wie ihre Fraktionskollegin Oda-Gerlind 
Gawlik. Es seien damals. wie ihr Vorredner 
Jostmeier („Chaosu habe geherrscht, wie er 
aus eigener Anschauung wisse) schon mit 
Recht erwähnt habe, sehr schwierige Ver- 
hältnisse in der DDR gewesen. betonte Dan- 
ner, die Parteien hierzulande hätten einen 
hohen Anteil an Hilfe für ihre Partnerpar- 
teien im Osten geleistet. Das Etikett „Ge- 
schrnäckle" für den Bericht wies Gawlik ent- 
schieden zurück: Es sei die Hauptaufgabe 
des Verbindungsbüros gewesen, ein demo- 
kratisches Parteiensystem aufzubauen und 
Kontakte mit Wirtschaft und Verbänden zu 
knüpfen. Allenfalls vier bis fünf Prozent der 
Tätigkeit sei in Zusammenhang mit politi- 
schen Parteien erfolgt. 
Die Sprecherin der GRÜNEN. Sylvia Löhr- 
mann, erinnerte daran, ihre Fraktion habe, 
als auch die Einrichtung eines Untersu- 
chungsausschusses zur Diskussion ge- 
standen habe, die Kommission durchge- 
setzt. Was vor etwa einem Jahr in den Me- 
dien hohe Wellen geschlagen habe, stoße 
heute in dieser öffentlichen Sitzung, wie zu 
bemerken sei, auf geringes Interesse der 
Offentlichkeit. Nach zehn Jahren sei nicht 
alles mehr aufklärbar, befand sie und be- 
mängelte in der Rückschau, der maßgebli- 
che Beitrag der Bürgerbewegung zur De- 
mokratisierung der DDR habe am wenigs- 
ten Unterstützung erfahren. Löhrmann: „Die 
Großen haben sich gegenseitig unterstützt, 
die Kleinen haben darunter gelitten." Vom 
Koalitionspartner SPD wollte sie wissen, wie 
es mit der Einhaltung der Zusage stehe, 
wenn es etwas wieder gut zu machen gebe, 
werde dies geschehen. 
Der Vorsitzende des Hauptausschusses, 
Edgar Moron (SPD), bedankte sich im Na- 
men aller vier Fraktionen für die Arbeit der 
Sachverständigenkommission. Der Ab- 
schlussbericht sei allen Landtagsabgeord- 
neten zur Kenntnis gebracht worden, der 
Hauptausschuss habe ihn heute debattiert 
(Moron: ,,Wir haben nichts zu bewerten.") 
und damit sei der Vorgang abgeschlossen. 
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Fachgespräch im Wirtschaftsausschuss 

Sperrzeiten im Gaststättengewerbe 
Der Wirtschafts- und der Kommunalausschuss horten ~n der von Dr. Helmut Linssen (CDU) 
aeleiteten S~tzuna am 13. Juni ie einen Vertreter dar kommunalen Soitzenverbande und des 
Hotel- und ~asts?ättenverbands NRW und eine Vertreterin der ~ewerkschafr Nahrunq/Ge- 
nuss/Gaststatten zum FDP-Antrag ,,Sperrzeiten im Gaststättengewerbe" (Drs. 13/885) an. 
Anschließend vertagte der Wirtschaftsausschuss die Abstimmung wegen weiteren Bera- 

In ihrem Antrag fordert die FDP-Fraktion, die Nach zahlreichen Fragen von Ausschuss- 
Sperrzeiten drastisch zu kürzen und sie an mitgliedern ergänzten die Sprecher ihre 
Wochenende und Feiertagen ganz wegfai- Ausführungen. Wohland räumte ein, der 
len zu lassen. Die Kommunen sollten zu fle- Städtetag sehe das etwas anders als der 
xiblen Regelungen vor Ort ermächtigt wer- Städte- und Gemeindebund. Großen Städ- 
den. meinten auch die anderen drei Fraktio- ten gingen zum Teil hohe Einnahmen durch 
nen in der Aussprache im Plenum (~andtag den Gebuhrenausfall fur Ausnahmerege- 
intern 812001 ). Der Mieterbund. der die An- lunaen verloren. Weaen der Bevolkerdnas- 
wohnerinteressen vertreten sollte, verzich- 
tete auf die Teilnahme an der Anhörung. 
Namens der kommunalen Spitzenverbände 
sah Andreas Wohland keinen Handlunas- 
bedarf, da die Kommunen von den ~usnäh- 
meregelungen zum Teil ausgiebig Ge- 
brauch machten. Er befürchtete mehr Be- 
schwerden von Anwohnern und uneinheitli- 
che Offnungszeiten im Land. Sollte jedoch 
eine Lockerung eingeführt werden, dann 
solle die Regelung den Kommunen überlas- 
sen werden. die am besten über örtliche Be- 
lange und 'räumliche Gegebenheiten Be- 
scheid wüssten. 
Sabine Alker (Gewerkschaft NGG) wies auf 
die ungünstigen Bedingungen hin, unter de- 
nen die 200000 Beschäftigten des Gast- 
stättengewerbes schon heute arbeiten, und 
auf weibliche Beschäftigte ohne eigenes 
Fahrzeug. Wenn es zu einer Ausweitung der 
Betriebszeiten komme. werde die Gewerk- 
schaft versuchen, die vom Arbeitgeber be- 
zahlte nächtliche Heimfahrt mit dem Taxi 
tarifvertraglich zu regeln. 
Klaus Hübenthal (Gaststättenverband) hielt 
es für höchste Zeit, die Sperrzeiten zu ver- 
kürzen oder aufzuheben. Eine Entzerrung 
der Schließung werde sich, was Lärm be- 
treffe, günstiger auswirken, als wenn Lokale 
um ein Uhr schlagartig geschlossen wür- 
den. Die Gaststätten-Verordnung habe sich 
nicht bewährt, da über jede Regelung der 
Rat beschließen müsse. „Jeder Gast hat ein 
Recht auf sein letztes Bier", meinte er und 
wies auf geänderte Lebensgewohnheiten 
der Bürger hin. 

dichte sei sperrzeite-rn-~erkürzun~ in ~ & d -  
rhein-Westfalen nicht mit Lockerungen in 
anderen Bundesländern vergleichbar. Im 
Aoril habe ein Fachaes~räcn im NRW-Wirt- 
schaftsministerium itaitgefunden. Das Mi- 
nisterium lehne eine Kommunalisierung,,ab 
und wolle keine unterschiedlichen Off- 
nungszeiten. Stärkere Anwohnerbeschwer- 
den würden von den Spitzenverbänden er- 
wartet und der Verwaltungsautwand als 
nachteilig angesehen. 
Klaus Hübenthal (Gaststättenverband) hielt 
das Antragsanliegen für vernünftig und wies 
darauf hin. dass es lm Gaststättengewerbe 
sehr schwer sei. gute Arbeitskräfte zu finden 
und zu halten. Bei Mehrkosten gebe es 
auch die Möglichkeit, das Bier nach ein Uhr 
mit einem Preisaufschlag zu versehen. In 
NRW gebe es 45000 konzessionierte 
Gastronomiebetriebe. Er wies auf die weit 
verbreitete Praxis hin, den Betrieb auch 
nach der Sperrstunde bei geschlossenen 
Türen aufrechtzuerhalten. In einer freien 
Wirtschaft dürfe das letzte Bier nicht mit 
Bußgeld bestraft werden. Bei hohen Vorhal- 
tekosten sei das Gewerbe auf gute Umsätze 
angewiesen, die sich positiv auch auf Be- 
stand und Investitionen der Betriebe auswir- 
ken würden. 
In der unmittelbar anschließenden Sitzung 
einigten sich die Fraktionen im Wirtschafts- 
ausschuss mit Ausnahme der FDP darauf, 
die Anhörung während der Sommerpause 
auszuwerten und danach den Antrag erneut 
zu beraten. In einer weiteren Sitzung am 
gleichen Tag stand noch der FDP-Antrag 

Zur Lockerung oder gar Aufhebung von Sperrzeiten in Gaststdnen nahmen Stellung (v.1.) Klaus Hübenthal 
INRW-Hotel- und Gaststättenverband). Sabine Alker (Gewerkschaft Nahruno/Genuss/GaststänenJ und An- 
dreas Wohland (kommunale ~pitzenvirbände). 

" 

Die Vorsitzenden der Ausschüsse für Kommunaipo- 
litik und Wirischaft (V. 1.) JUrgen Thulke (SPD) und Dr. 
Helmut Linssen (CDU). Fotos: Schälte 

"Anpassung der Sperrzeiten für die Außen- 
gastronomie an ein gewandeltes Konsu- ., 
mentenverhalten" (Drs. 1311 171) auf der Ta- 
gesordnung (Plenardebatte siehe Seite 6). 
Darin weist die FDP auch auf Forderungen 
aus Tourismus-Städten hin. Dr. Gerhard 
P a ~ k e  (FDP) warb für baldige Entscheidung 
wegen der bevorstehende~~ommersaiso~ 
Rüdiger Sagel (GRUNE) befürwortete oas 
Anliegen und fragte, ob es eine Lösung ge- 
be ohne Anderung des Landesimmissions- 
schutzgesetzes. Wirtschaftsminister Ernst 
Schwanhold wies darauf hin, dass nach 
dem Gesetz die Nachtruhe um 22 Uhr be- 
ginne. Es sei breiterer Widerstand in der Be- 
völkerung zu erwarten. Kürzere Sperrzeiten 
in der Außengastronomie seien noch sensi- 
bler als bei Innenbetrieben. Eine Lösung bis 
zum Ende der Sommerpyse sei völlig un- 
denkbar, eine vorsichtige Anderung des Im- 
missionsschutzes vielleicht möglich, die er 
aber noch nicht sehe. Gegen eine Sonder- 
sitzuna des Ausschusses SDrach sich Wer- 
ner Bi'Schoff (SPD) aus.   in Sprecher des 
Umweltministeriums wies auf zwei Lö- 
sungsmöglichkeiten hin (Ausnahmen für 
das Gemeindegebiet, Regelung nur bei 
Uberschreitung von Lärmschutz) und hielt 
eine Anderung nur unterhalb des Lan- 
desimmissionsschutzgesetzes für möglich. 

Mittelstandsgesetz 

Entwurf Anfang 2002 
Bei der Beratung des SPD-lGRÜNE-An- 
trags „Integrierte Mittelstandsförderung 
und Mitteistandsgesetz - Nachhaltige 
Verbesserung für mehr Beschäftigung 
und Innovation" (Drs. 13/71 1) im Wirt- 
schaftsausschuss am 13. Mai teilte Wirt- 
schaftsminister Ernst Schwanhold mit, 
ein Mittelstandsgesetz werde vorbereitet 
und werde voraussichtlich im Fruhjahr 
2002 in den Landtag eingebracht. Chris- 
tian Weisbrich (CDU) erinnerte an den 
früher abgelehnten CDU-Antrag. Für fai- 
re Wirtschaftsbedingungen für den 
Mittelstand fehle ein substantieller Maß- 
nahmenkatalog. Dr. Gerhard Papke 
(FDP) reichte die Eigentumsförderung 
nicht aus. Minister Schwanhold teilte mit, 
das Ministerium plane eine öffentliche 
Anhörung der Verbande. Man wolle 
mehr als ,,weiße Salbe" zustandebrin- 
gen und „möglichst viele mitnehmen". 
Anregungen fur den Gesetzentwurf soll- 
ten möglichst frühzeitig gegeben wer- 
den. 
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Aufmerksamkeit beim Thema Luirverkehr in NRW, V. 1. Gerherd Wächter, CDU-Sprecher im Verkehrsausschuss, Gerhard Lorth (CDU), Christof Resche, FDP-Sprecher, 
Marianne Thomann-Sfehl (FDPJ Rechtes Bild: Peter Eichenseher, GRÜNE-Sprecher, Susanne Zaß (wiss Mitarbeiterin), Kar;-Heinz Haseloh (SPD), Reinhard Blümel 
(halb verdeckt. WiSs. Mitarbeiter) Gerd Wirth, SPD-Sprecher; dahinter Charlotfe Kann und Dieter Hilser (beide SPD). Fotos: Schälte 

Verkehrsausschuss-Anhörung zum Luftverkehr in NRW 
Als erster Redner trug Professor Dr. Rainer 
Guski (Fakultät für Psychologie der Ruhr- 
Universität Bochum) vor, Fluglärm werde von 
den Betroffenen als wesentlich lästiger be- 
wertet als Straßen- und Schienenlärm, wobei 
jedoch weitere Faktoren außer der reinen 
Schallmessung eine Rolle spielten. Warum 
die Belästigung seit den 80er-Jahren zuneh- 
me, sei noch unklar. Denkbar seien die grö- 
ßere Anzahl. o.e Verminderung der Pausen 
und die Unsicherheit .n der Bevölkeruna. ob 
und wann die Zunahme des ~lugverkhrs 
aufhöre. Auch sei festgestellt worden, dass 
die Betroffenen bei abrupten Anderungen 
der Lärmbelastuna weitaus stärker reaaier- 
ten („Überschussr~aktion"). Prof. Guski wies 
darauf hin. dass internationale Flughafen 
den Flugbetrieb zunehmend in den sensi- 
blen Randbereichen des Tages (frühmor- 
gens, spätabends) erweiterten. Die Beteili- 
gung der Belronenen am Lärmmanagement 
und an Schutzmaßnahmen mindere die 
Belastung. 
Von Münchener Erfahrungen berichtete Dr. 
Karl-Hermann Bartels. Als Vorsitzender des 
vor zwölf Jahren gegründeten Vereins .Arzte 
für vorbeugende Umweltrnedizin", erlauterte 
er. die deutsche Forschuna habe erheol che 
Störungen bei schlafendenMenschen durch 
Flugiarm unterhalb der "erinnerbaren 
Aufwachreaktion' ermittelt. Der durch Flug- 
lärm gestorte Mensch wache nicht auf. son- 
dem sein Schlaf sei so beeintrachtiqt, dass 

Der Verkehrsausschuss hörte in einer von Manfred Hemmer (SPD) geleiteten Siüring am 11. 
Juni Sachverständiae zum Thema .Luflverkehr in NRW' an. Der Anhöruno laoen der CDU- 
Antrag ,,~ck~unkte>er ~uftverkeh~s~olit ik des Landes NRW (Drs. 13/41j) G d  die .NRW- 
Luftverkehrskonzeption 2010" (Drs. 13/350) zugrunde. Sechs Problembereiche hatte der 
Ausschuss aufgelistet: Prognosen zur Enhuickiung des Luftverkehrs, Auswirkungen auf 
Wirtschaft und ArbeitsolAtze. Entwicklunosszenarien der NRW-Fluohälen. Belastunaen tür 
Mensch und Umwelt, ~erspektiven einzeker Flughafenstandorte und die Privatisierhg von 
Flughafengesellschaften. 

Dr. Wilken (Deutsches Zentrum für Luft- und dern die internationalen A rlines und die Rei- 
Raumfahrt Köln-Porz. DLRl sah daaeaen die severanstalter. Bemünunaen von Gebiets- 
Kooperation der beiden (iiroßflug6ä6n nur körperschaften, die .slo?-~llokationen' zu 
dann als erfolgreich an, wenn beide am Ge- ändern, seien bisher auf EU-Ebene und 
schäflserfolg beteiligt waren. Eine Politik der international gescheiter1 
Verkehrsverlaaerunaen lehnte er dnter Hin- Von Gerhard Wirth ISPD) und Gerhard Wach- 
weis auf die hternäiiona~e Slotregelung ab. ter (CDU) nach ihrer Beurteilung der NRW- 
Für Düsseldorf gebe es nur Chancen durch Luftverkehrskonzeption und der von der CDU 
Verbindungen mit Regionalflughäfen wie vorgelegten Eckpunkte befragt hielt Profes- 
Monchenaladbach. Von den Privatisierunas- sor Baum die anaestrebte Koo~eration von 
erfahrungen in Großbritannien könne N ~ W  
lernen. 
In der ersten Fragerunde verdeutlichte Dr. 
Bartels nach einer Frage von Peter Eichen- 
seher (GRUNE) seine Empfehlung, die Lärm- 
grenze auf 50 Dezibel zu senken. Prof. Baum 
hielt, von Gerhard Wächter (CDU) angespro- 
chen, den Verkauf von Gesellschaftsanteilen 
am Flughafen KölnlBonn für einen "gefähr- 
lichen Schritt' im Hinblick auf Gesundheits- 
schutz, wobei die (politischen) Handlungs- 
spielräume in Düsseldorf dadurch schon ge- 
ringer geworden seien. Herr über das Ge- 
schehen seien nicht die Gesellschafter, son- 

Düsseidorf und ~ZlnlBonn für vernünftig, die 
Konzentration von KölnIBonn auf Frachtver- 
kehr jedoch nicht für zukunfisfähig und kriti- 
sierte die Absicht, die Verkehrsinfrastrukiur 
angesichts des großen öffentlichen Interes- 
ses zu privatisieren. Wilken (DLR) äußerte 
Zweifel an der Multiplikatorfunktion von Flug- 
hafenausbauplänen für Arbeitsplätze und an 
der Festlegung von Mönchengladbach auf 
die Länge der Landebahn von 1 450 Metern. 
Professor Baum plädierte für ein geschlosse- 
nes Angebot der NRW-Flughäfen, das nur 
durch kapitalmäßige Zusammenschlüsse er- 
reicht werden könne. (wird fortqesetzt) 

gefährdet. Die Schlafprofile zeigten komple- 
xe vegetative und hormonelle Reaktionen im 
Organismua Das Altkriterium von zril&s gen 

beeinträchtigt. Dr. Bartels wies auch auf ver- 
breitete Schlafstörungen und hohen Schlaf- 1 
mittelkonsum in Deutschland hin 
Professor Dr. Baum (Institut für Verkehrswis- I 
senschafl der ~niversität Köln) sprach sich 
für mehrere Drehkreuze, besser noch für ei- I 
nen internationalen Großflughafen in NRW 
aus. Es sei nicht zu verstehen, dass die Pas- 
sagiere des bevölkerungsreichsten Landes 
zum Abflug nach FranMurt oder Amsterdam 
reisen müssten. Düsseldorf und KölnlBonn 
sollten sehr eng kooperieren. da es in Köln 
Uberkapazitäten gebe. So könne er sich 
Düsseldorf als Terminal Nord für Ankunft und 
KölnlBonn als Terminal Süd für Abflug vor- 
stellen. Das sei nur mit dem Metrorapid und 
bei öffentlich-staatlichem Eigentum an den 
Flughäfen möglich. 

Sechverständ~ge bei der Anhdrung des Varkehrsausschusses zur Luftverkehnkonzepbon der NRW-Landes- 
regierung und den Eckpunkfen der CDU. 
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Binnenschimahrt und Bahnpolitik im Verkehrsausschuss Flughafen KölnIBonn 

Der Verkehrsausschuss lehnte in der von Manfred Hemmer (SPD) geleiteten Sitzung am 13. 
Juni den CDU-Antrag .NRW muss die Binnenschifffahrt stärker fördern - Neue Wege im 
Güterverkehr suchen" (Drs. 13/1001) ab und nahm den SPD-/GRÜNE-Antrag .Verlagerung 
des Güterverkehrs auf das Binnenschiff - Stärkung der Intermodalität - Einbindung in das 
Gesamrverkehrskonzepr des Landes (Drs. 1311 i 12) an In der Sitzung des ~irrscnatrsaus- 
schusses am Vormirtao waren der CDU-Anrrao anoenommen und der SPD-/GRUNE-Anrrao 
abgelehnt worden. ~benfal ls angenommen Wurde der SPD-GRÜNE-Antrag  aß aß nahmen 
zur Stärkung der Bahn müssen zügig umgesetzt werden" (Drs. 13/1113). Eine von der CDU 
vorgelegte zweiseitige Entschließung dazu (Drs. 1311322) wurde abgelehnt. 

„Der Landtag fordert . . . 
die Neu-, Ausbau- und Ersatzinvestitionen einschließlich der Kosten fur Unterhaltung 
und Instandsetzung der Schienenwege der Eisenbahnen (mussen) durch den Bund 
ubernommen werden 

Herauslosung der DB Netz AG aus dem Gesamtkonzern 

Einfuhrung einer elektronisch gestutzten entfernungsabhangigen Wegekostenanlastung 
fur den LKW-Verkehr" 

(Auszug aus dem SPD-IGRUNE-Antrag Drs 1311 113) 

Marie-Luise Fasse (CDU) empfahl den An- 
trag ihrer Fraktion, der die Gesamtsituation 
der Binnenschifffahrt aufzeige. Die freien 
Kapazitäten der Schifffahrt müssten verla- 
gert werden, das habe nicht zuletzt der Be- 
such des Verkehrsausschusses in den Hä- 
fen Amsterdam und Rotterdam gezeigt. Der 
CDU-Antrag gehe weiter als der SPD-An- 
trag. Gerd Wirth (SPD) bedauerte, dass kei- 
ne Einigung erreicht worden sei. Die SPD le- 
ge Wert auf die Anerkennung der Investi- 
tionsleistungen des Bundes in Höhe von 
vier Milliarden Mark von 1999 bis 2002. 
Christof Rasche (FDP) kritisierte, NRW sei 
weit entfernt von ..bedarfsgerechter und 
leistungsfähiger Verkehrsinfrastruktur", wie 
im Antrag der Koalitionsfraktionen festge- 
stellt. Belange des Umwelt- und des Natur- 
schutzes seien im bisherigen Verfahren 
a~sreichend gewahrle slet. ~ e t e r  Echense- 
ner iGRdlUEi sah ar~nosatz~icn keinen Dis- 
sen;, hielt aber d;e Forderung von mehr 
Landesleistungen nicht für angebracht. 
Beim Gewässerschutz müsse auf eine neue 
Rahmenrichtlinie der EU Rücksicht genom- 
men werden. Auch fehle im CDU-Antrag die 
Einbettung in die integrierte Gesamtver- 
kehrsplanung. 

Sperrzeiten der 
Außengastronomie im 
Wandel der Zeit 

Zeiten für die Außengastronomie an ein 
gewandeltes Konsurnentenverhalten" 
(Drs. 13/1171) überwies der Landtag 
nach der Aussprache am 16. Mai an den 
Wirtschaftsausschuss (federführende 
Beratung) und weitere drei Ausschüsse 
zur Mitberatung. 

Beim Thema „Stärkung der Bahn" forderte 
Gerhard Wächter, die Nachteile der Deut- 
schen Bahn (DB) AG im europäischen Ver- 
gleich zu beseitigen und die Bahn von der 
Mineral- und der Umsatzsteuer zu befreien. 
Er erinnerte daran. dass die Trennung von 
Netz und Betrieb von allen Fraktionen ge- 
meinsam befürwortet worden sei. Gerd 
Wirth (SPD) verdeutlichte, die SPD wolle die 
Netz AG aus der Gesamt-DBAG herauslö- 
sen. Christof Rasche (FDP) stellte fest, die 
Trennung von Netz und Betrieb werde nicht 
konsequent vorangetrieben. l,m Ubrigen sei 
die FDP generell gegen die Okosteuer. Pe- 
ter Eichenseher (GRUNE) hielt eine Halbie- 
rung des Okosteuersatzes für die DB für 
vertretbar, da es der DBAG an Energie-Effi- 
zienz insgesamt mangele. Staatssekretär 
Jörg Hennerkes (Verkehrsministerium) be- 
richtete, die Länderverkehrsministerkonfe- 
renz habe sich am 16. Mai einstimmig für 
die Trennung von Netz und Betrieb ausge- 
sprochen. Die von der CDU geforderte un- 
abhängige Regulierungsbehörde. die von 
den Koalitionsfraktionen abgelehnt wurde, 
verteidigte Gerhard Wächter mit dem Hin- 
weis auf die Notwendigkeit, den Zugang zur 
Schiene im Wettbewerb zu regeln. 

20 bis 40 Tagen möglich, steigere aber die 
Anraktivität von Innenstädten. Offnungszei- 
ten sollten bis Mitternacht verlängert werden, 
möglichst schon zum 1. August. Schutzinter- 
essen der Anwohner seien durch abgestufte 
Verfahren zu berücksichtigen. 

Marc Jan Eurnann (SPD) stimmte dem 
Grundgedanken zu und erinnerte daran, 
dass der NRW-Wirtschafisminister als erster 
den alten Zopf der Sperrzeiten abzuschnei- 
den vorgeschlagen habe. Auf Vorschlag der 
SPD finde im Juni eine Anhörung statt. Sie 
schlage individuelle Lösungen vor Ort vor, 
aber keine Anderung des Immissions- 
schutzgesetzes. Es gebe nicht nur das 

Steilstartverfahren 
zur Lärmminderung 
kontrovers 
Die Flugrouten und Flugverfahren würden 
vom Luftfahrt-Bundesamt (LBA) auf Vor- 
schlag der Deutschen Flugsicherung GmbH 
(DFS) verbindlich festgelegt. Unberechtigte 
Abweichungen würden vom LBA im Rah- 
men von Ordnungswidrigkeiten verfolgt. 
Das NRW-Verkehrsministerium habe hierfür 
keine Befugnisse. 

Datenschutz 
t 

Aufzeichnungen über Flugspuren ließen 
Einblicke in die Persönlichkeit der Piloten zu 
und unterlägen daher dem Datenschutz. 
Die Flughafengesellschaft Köln/Bonn habe 
sich zu Gesprächen mit der DFS und den 
Fluggesellschaften über Ursachen für 
unterschiedlich präzises Fliegen bereit er- 
klärt. Das Thema Steilstartverfahren zur 
Lärmminderung werde in der Fluglärmkom- 
mission kontrovers diskutiert und sei noch 
nicht abschließend behandelt worden. Das 
antwortete der NRW-Verkehrsminister dem 
CDU-Abgeordneten Dr. Hans-Joachim 
Franke aus Bergisch-Gladbach. 

Ideallinie 

Dr. Franke hatte in einer Kleinen Anfrage 
(Drs. 1311283) nach Möglichkeiten gefragt. 
eine bessere Bündelung der Abflüge um die 
„ldeallinieU zu erreichen. Er hatte berichtet. 
in Flugspur-Aufzeichnungen sei eine unzu- 
mutbare Streubreite von Abflügen zur 
Nachtzeit festgestellt worden. Die Abwei- 
chungen von der ldeallinie (mittlerer Kö- 
nigsforstüberflug) tendierten mehr nach 
Norden als nach Süden. Eine Beschwerde 
von Betroffenen sei abgelehnt worden, da 
die Zumutbarkeitsgrenze von 75 Dezibel 
nicht überschritten undloder die kritische 
Zahl von sechs Uberschreitungen pro Nacht 
nicht erreicht werde. 

Satzungsregelungen aus. Übermäßige 
Lärmbelästigung dürfe nicht, aber Lebens- 
lust an 20 Tagen im Jahr solle sein. Touristi- 
sche Gebiete könnten großzügiger verfah- 
ren, Gastwirte. Anwohner und Gäste müss- 
ten die Einigung achten. 

Rüdiger Sagel (GRÜNE) erklärte, zum 1. 
August solle die spätere Stunde erreicht 
werden. Kommunale Lösungen mit allen Be- 
teiligten könnten Spielräume nutzen. Für die 
GRUNEN habe der Schutz der Anwohner 
sehr hohe Priorität. Südliches Flair sei gut, 
südlichen Krach gebe es aber auch. 

Urnweltrninisterin Bärbel Höhn (GRÜNE) 
Recht auf Nachtruhe, sondern auch Interes- sagte, weniger wäre mehr gewesen. denn 

Dr. Gerhard Papke (FDP) erläuterte, die FDP Sen von Betrieben. Ausgleich durch Ausnah- bei Außengastronomie müsse man auch 
wolle angesichts veränderter Arbeitszeiten men könnten die Kommunen regeln. den Lärm beachten. Es gelte das Landes- 
den Menschen mehr Lebensqualitäi in der lmmissionsschutzgesetz, das Ruhestörung 
Freizeit verschaffen. Die bisherige Offnung Andrea Milz (CDU) begrüßte als Antialkoho- nach 22 Uhr untersage, aber Ausnahmen er- 
bis 22 Uhr sei nicht mehr zeitgemäß. Außen- likerin den FDP-Antrag und sprach sich für mögliche. Konsens müsse vor Ort gefunden 
gastronomie sei zwar wetterbedingt nur an Verzicht auf Uhrzeiten und für kommunale werden. Eine Lösung sei erreichbar. 



Landtag intern - 19.6.2001 Ausschussberichte - 7 

Landeseflege~esetz auf dem Prüfstand: Anhörung zieht Zwischenbilanz 
Wie vorgeschrieben ist das seit 1996 geltende Landespflegegesetz (PfG) auf seine Wirkun- 
gen überprüft worden. Das Ergebnis dieser Evaluation hat die Landesregierung dem Land- 
tag vorgelegt, der darüber bereits im Plenum debattiert und jetzt mit seinem Gesundheits- 
ausschuss und dem Kommunalausschuss im Rahmen einer öffentlichen Anhörung zahlrei- 
che Sachverständige und Beteiligte befragt hat. Dieses Hearing fand unter Leitung der bei- 
den Ausschussvorsitzenden Bodo Champignon und Jürgen Thulke (beide SPD) am 23. Mai 
im Plenarsaal des Landtags statt. 

Es sei ein "besonderes Signal und ein drin- zige Stellen weiterzuentwickeln. Dazu biete 
gender Appell zur Lösung eines grund- sein Verband die Mitarbeit an. In Verfolgung 
legenden Problems", formulierte Dr Alexan- des Mottos „Ambulant vor Stationär", das 
der Schink, dass die kommunalen Spitzen- darauf hinauslaufe, dass die Betroffenen 
verbände und die beiden Landschaftsver- möglichst lange in ihrer eigenen Häuslich- 
bände sich auf eine gemeinsame Stellung- keit verbleiben können, müsse die Praxis 
nahme zur Anhörung verständigt hätten. Im der Finanzierung der komplementären am- 
Bereich der Pflege gebe es derzeit einen bulanten Dienste kritisch bewertet werden. 
Sanierungsstau von 7,4 und bei dem Bau Hier müsse die kommunale Seite ihrer Ver- 
neuer Pflegeplätze einen Nachholbedarf antwortung stärker nachkommen. Auch die 
von 1.8 Milliarden Mark. Die Kommunen Bestimmungen über die Förderung von In- 
seien außerstande. nachdem sich das Land vestitionen von Tages-, Nacht- und Kurz- 
im vergangenen Jahr vollständig zurückge- zeitpflegeeinrichtungen sowie von vollsta- 
zogen habe. diese 9,2 Milliarden aus eigener tionären Pflegeeinrichtungen hätten sich 
Kraft aufzubringen. Darum müsse sich das insgesamt nicht bewährt und bedürften da- 
Land wieder wie in der Vergangenheit an der her der grundsätzlichen Anderung. Kress- 

Menschen heraus, das entscheidende Kri- 
terium sein. 
Die Bedarfsplanung als politisches Steue- 
rungsinstrument müsse abgeschafft wer- 
den, sie sollte ..marktgerecht" durchgeführt 
werden. Von der Objektförderung sei Ab- 
schied zu nehmen, damit die ausschließli- 
che Subjektförderung eingeführt werden 
könne. Diese Positionen beschrieb Udo Wo- 
schei als Sprecher des Bundesverbands 
privater Alten- und Pflegeheime und ambu- 
lanter Dienste. Er wies darauf hin, dass in ei- 
nigen Kreisen des Landes bei der Versor- 
gung mit Wohnheimplätzen ein rechneri- 
scher Uberhang festgestellt werde, obwohl 
alle im Kreis vorhandenen Plätze belegt 
seien und darüber hinaus Wartelisten exis- 
tierten. Er forderte dazu auf, Wettbewerbs- 
Verzerrungen zwischen Bffentlichen und 
privaten Trägern abzubauen und das ,.be- 
reitstehende private Kapital zu nutzen". 
Christopf Treiß vom Landesverband freie 
ambulante Krankenpflege verlangte unter 
anderem, die vom Gesetz postulierte Wahl- 

lnvest rionskostenlorderung Dete iigen. we I mann mer~te  an, dass die in einigen Ge- freineit der Pflegebedurfiigen beim Uber- 
sonst die Pfleoe nfrastr~ktur in NRW Scha- melnoen einaefbhrte Praxis Dei der Gewah- aana von der Krannenha~s- oder Renabil - 
den nehmen Würde - letztlich auf Kosten 
der pflegebedürftigen Menschen. Das Land 
solle seine .Letztverantwortung für die Pfle- 
ge durch ein nachhaltiges finanzielles Enga- 
gement zum Ausdruck bringen". Wenn das 
Land wie vor lnkramreten der Pflegeversi- 
cherung mit jährlich 250 Millionen sich en- 
gagieren würde. sei der Abbau des Staus in 
zehn Jahren zu schaffen; sollten die Land- 
schaftsverbände diese Aufgabe aus eigener 
Kraft bewältigen müssen - sie stellen 105 
Millionen Mark pro Jahr zur Verfügung 
(Schink: .Mehr geht nicht") -, so würde das 
Ganze 22 Jahre beanspruchen. 
Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
der Spitzenverbände der Freien Wohl- 
fahrtspflege im Lande, Heinz-Josef Kress- 
mann, meinte, in der Pflege habe NRW eini- 
ges mehr erreicht als andere Bundesländer, 
doch machten „unzureichende finanzielle 
Handlungsspielräume Sorgen". Die Qualität 
der Arbeit der im Gesetz vorgeschriebenen 
Beratungsstellen sei sehr unterschiedlich, 
oft müssten die beteiligten Dienste - ohne 
Bezahlung - diese Beratung vornehmen 
oder ..nachbessern". Kressmann verlangte 
daher, Kriterien für eine qualifizierte Bera- 
tung festzulegen und das Angebot der trä- 
gerunabhängigen Beratung durch gleich- 
berechtigte kommunale und freigemeinnüt- 

rung von ~iegewohngeld ' das vermögen 
des Pflegebedürftigen heranzuziehen. in 
Widerspruch zum Gesetz stehe und daher 
unterbunden werden müsse. 
Günther Barenhoff, Vorsitzender des Lan- 
despfiegeausschusses, unterstrich die auf 
konsensuale Lösungswege ausgerichtete 
Beratungsarbeit des Ausschusses; der ha- 
be damit zur Umsetzung des PfG und zur 
Akzeptanz dieser Säule der Sozialversiche- 
rung beigetragen. Das Gesetz habe sich in 
seinen Grundstrukturen bewährt, gleichwohl 
seien in Zukunft Fragen offen, die der brei- 
ten fachlichen Diskussion bedürften. Dazu 
nannte der Sprecher die Lösung des Pro- 
blems demenzkranker Menschen und der 
aktuellen lnvestitionsaufgaben. Bei diesen 
Aufgaben werde der Landespflegeaus- 
schuss als Konsensorgan gern zur Verfü- 
gung stehen. Wenn es bei anstehenden 
Entscheidungen gegensätzliche Positionen 
gebe, dann müsse die Frage, was kommt an 
positiven Leistungen für die betroffenen 

.Große Koalition' hinterm Rednerpulf: die bei- 
den Leiter der Pllegegesetzanhorung, Bodo 
Champignon ( r )  und Jürgen Thulke (1.. beide 
SPD), im Gespräch mit Hermann-Josel Arentz 
(2. V. r )  und FranzJosef Britz (2. V I .  beide CDU). 

Foto: Schdlte 

~ ~~~ ~ ~. 

&ti&sbehandlung wieder herzustellen und 
Beeinflussungen abzubauen. Wenn bei ei- 
ner Befragung die Mehrzahl angebe, die 
Krankenhäuser hätten für die anschließend 
erforderliche Pflege eine Empfehlung aus- 
gesprochen, dann sei das keine freie Wahl 
mehr. Dagegen sollten aufsichtsrechtliche 
Sanktionen geschaffen werden. Nur eine 
trägerunabhängige Beratung sei objektiv, 
neutral und in der Lage, die erforderliche 
Markttransparenz herzustellen. 
Friederike Asche vom Arbeitskreis Tages- 
pflegeeinrichtungen in Wesifalen-Lippe ver- 
langte eine weiterhin zielgerichtete 100- 
prozentige Förderung von Tagespflege, da- 
mit die lnvestitionskosten nicht zu Lasten 
der Nutzer finanziert werden müssten. Sie 
schlug zudem vor, für den in der Tagespfle- 
ge unentbehrlichen Fahrdienst die An- und 
Wiederbeschaffungskosten von Personen- 
kraftwagen in das PfG aufzunehmen und 
die Pflegesachleistungen für den ambulan- 
ten/teilstationären Bereich dem vollstatio- 
nären Bereich anzupassen. 
Der Sprecher der Gewerkschaft ver.di/ÖTV, 
Harry Fuchs, mahnte an, in den Pflegekon- 
ferenzen die institutionelle Vertretung der 
Beschäftigten endlich zu berücksichtigen: 
Die Kompetenz der Mitarbeiter als Träger 
der Qualität der Pflege sei künfiig einzube- 
ziehen, lautete sein Appell. Die Verpflich- 
tung zum Konsens beim Landespflegeaus- 
schuss stellte er in Frage: Es sei nicht dien- 
lich, dass dieses Organ nur Konsenmor- 
schläge weitergeben dürfe. Das habe die 
Konsequenz, dass unterschiedliche Auffas- 
sungen im Ausschuss jahrelang hin und her 
bewegt würden und nicht nach draußen 
drängen. Bei der Tagespflege werde das 
Gesetz nicht richtig angewendet, denn vor 
der Pflegeversicherung sei es keine Frage 
gewesen, dass die Versorgung psychisch 
Kranker und Demenzkranker eine .,imma- 
nente Aufgabe der pflegerischen Versor- 
gung ist". In dieser Frage solle nicht auf eine 
Anderung des Sozialgesetzbuchs gewartet 
werden, da könne eine Fortentwicklung im 
Lande durchaus stattfinden. So sei die Fra- 
ge zu klären, ob dazu das Reservoir der 
Pflegeversicherung oder die kommunale 
Seite über die Sozialhilfe herangezogen 
werden müsse. (wird fortgesetzt) 
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Europaausschuss in Ungarn und Rumänien 

Dank für tatkräftige Hilfe aus NR W 
Vom 21. bis 26. Mai unterrichtete sich eine von Ute Koczy (GRÜNE) geleitete Delegation des 
Ausschusses für Europa- und Eine- Welt-Politik über den aktuellen Stand der Beitrittsver- 
handlungen mit Ungarn und Rumänien sowie über entwicklungspolitische Projekte, die mit 
Mitteln des Landes NRW gefördert werden. 

Eine moderne Landwirischaftsschule entstand mit Mitteln aus Deutschlanc .. . . --- .. . . .-. ---..die 
der Büroermeister von Pusztameroes. Antal Blircsök (Mittel sich freute: 3. V I. Ausschussvorsitzende Uta 

In Budapest traf die Delegation mit dem 
stellvertretenden ParlamentS~ra~identen 
zusammen, sprach mit ~ertretern des EU- 
lntegrationsausschusses und mit dem im 
Wirtschaflsministerium für Regionalent- 
wicklung zuständigen stellvertretenden 
Staatssekretär Dr. Csefalfay und führte eine 
gemeinsame Sitzung mit dem Wirtschafts- 

ausschuss durch. Weiterhin standen Ge- 
spräche mit dem Vorsitzenden der 
Deutsch-Ungarischen Freundschaftsgrup- 
pe im ungarischen Parlament. Abgeordne- 
tem Attila Ughy, sowie dem Staatssekretär 
im Verkehrsministerium. Sandor Tombor, 
und Vertretern der Budapester Gaswerke 
sowie der Ruhrgas AG auf dem Programm. 

sident Ulrich Schmidr (3. V. 1.) bei dar JahreshaupWersammiung der Europeischen Bewegung, Landesverband 
NRW. und der Europa-Union das Landes gefordert: .Eine europäische Verfassung sollte festlegen, dass Euro- 
pa kein zentralistischer Superstaat wird, sondern eine Föderation der Nationalstaaten - für Deutschland füge 
ich hinzu: mit starken, selbstbewussten Ländern". erkiäne Schmidt beim EfnlJfana im Düsseldorfer Landiaa. 
Der Präsident der Europäischen Bewegung in NRW. Erich Hecheimann (1.). e r k l ä k ~ u r o ~ a  seinicht ein  raum 
wenioer. sondern die Holfnuno vieler und die Notwendioheit aller. - Unser Bild zaiol V. I. n. r.: EWh Hechel- 
man; frofessor Horst pos;iort, ehem. CDU-MdL i n d  VizaDräsident der ~ k ä i s c h e n  Bewegung, 
Landtagsprds~dent Schmidt. Dr Pantalion G8acorrmis. Landesgeschaftsluhrer Europa-Un~on und Europa~sche 
Beweouna Gabrteie SlKora SPD-MOL und ebenfalls Vizeorhsrdenrin. Ute Koczv (GRUNEJ. Vors~tzende des 
~usschus~es  für Europa- und Eine- Welt-Politik, sowie Dr. Heinrich Hoffschulte, k"desvorsitzender der Euro- 
pa-Union. Foto: Schälte 
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Das Budapester Programm wurde abgerun- 
det durch ein Gespräch mit dem stellvertre- 
tenden Leiter des Eu-lntegrationssekreta- 
riates im Außenministerium, Bela Szombati. 
Die Delegation konnte sich über die enor- 
men Anstrengungen und Fortschritte Un- 
garns für den Beitritt zur Europäischen Uni- 
on vergewissern, die insbesondere im so 
genannten Szecheny-Plan. einem Entwick- 
lungsplan für die ungarische Wirtschaft, 
ihren Niederschlag finden. Anlässlich einer 
Einladung des Gesandten der deutschen 
Botschaft in Ungarn, Herrn von Rohm, be- 
stand die Gelegenheit zu Gesprächen mit 
Vertreun ungarischer und deutscher Un- 
ternehmen. 
Erfolgreiche ProjeMförderung im Bereich 
der schulischen und beruflichen Qualifi- 
zierung besichtigte die Delegation im Süd- 
westen Ungarns in Pusztamerges. Neben 
der überaus großen Gastfreundschaft be- 
eindrucke das Engagement des Bürger- 
meisters von Pusztamerges. Antal Börcsök. 
sowie der Gemeindebewohner beim Aufbau 
der Landwirtschaftsschule. Auch über- 
raschten die hervorragenden Deutsch- 
kenntnisse der Schülerinnen und Schüler. 
Bei der Weiterfahrt nach Rumänien wurde 
sehr bald der Entwicklungsrückstand Ru- 
mäniens gegenüber Ungarn deutlich. den 
die Zwangsindustrialisierung Rumäniens in 
der Ceaucescu-Zeit verursacht hat. Erhebli- 
che Probleme für die Landwirtschaft im 
rumänischen Banat dokumentieren sich 
äußerlich auch im verfallenen Zustand vie- 
ler Gebäude. Andererseits überraschte das 
hohe rumänische Bildungsniveau. Umso 
schwieriger ist es ledoch, eine eoaquate Be- 
rufsausbilduna zu finden Die Deieaation 
besuchte in Ärad die ~ehrwerkstatten für 
Elektriker und Kfz-Mechaniker, die ebenfalls 
mit Mitteln des Landes NRW gefördert wer- 
den. In Timisoara besuchte die Delegation 
die Pflegeschule "Sancta Maria Hilfe". Es 
handelt sich um eines der wichtigsten 
NRW-Projekte zur Verbesserung der Struk- 
turen im sozialen Bereich in Rumänien. Hier 
werden Kinderkrankenschwesternl-pfleger 
sowie Heilpädagogenlinnen für die Reha- 
bilitation behinderter und sozial benachtei- 
ligter Kinder ausgebildet. In Gesprächen mit 
der Leiterin der Einrichtung, Adina Jinaru, 
Vertretern der örtlichen Behörden sowie mit 
Hubertus Gollnick, einem ehemaligen Lan- 
desvewaltungsdirektor vom Landschafts- 
verband Rheinland und Präsidenten des 
Vereins .Hilfe für Kinder" wurde die wichtige 
Hilfsfunktion von ,.Sancta Maria Hilfe" deut- 
lich. Herr Gollnick lebt seit nunmehr über 
zehn Jahren mit seiner Frau in Timisoara 
und sammelt Spenden für die bedürftigen 
Kinder. Der Besuch der Kinderkrebsklinik 
und die spürbare Dankbarkeit der Eltern 
und Kinder beeindruckten ebenso wie das 
persönliche Auftreten der Leiterin der Klinik, 
Frau Professor Dr. Margit Serban. Auch 
beim Besuch von Straßenkinderheimen in 
Timisoara konnten sich die Delegationsteil- 
nehmer vergewissern, dass die eingesetz- 
ten Hilfen den Betroffenen unmittelbar zu- 
gute kommen. 
Seinen,Abschluss fand die Reise in der feier- 
lichen Ubergabe eines Schülertransportpro- 
jektes. Die Ausschussvorsitzende Koczy 
übergab im Namen der Landesregierung 58 
Kleinbusse, mit denen täglich 2268 Schüle- 
rinnen und Schüler zJr Schule gefahren wer- 
den Hilfe~e,stuna ~st auch weiterhin notwen- 
dig. Das spendinkonto des Vereins .Hilfe 
für Kinder e.V." lautet: Kontonummer 
71650-508, Postbank Köln, BLZ 370 10050. 
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Erfolglose Petition: Zwei Jahre Kfz-Steuern bezahlt 

Das alte Auto landete ohne Abmeldung im Ausland 
Herr K. aus Dormagen machte es wie alle, 
die ein älteres Fahrzeug loswerden wollen. 
Er verkaufte es im April 1999 für 300 Mark 
und zeigte seiner Versicherung und dem 
Straßenverkehrsamt den Verkauf an. Die 
Quittung über den Verkauf legte er als Beleg 
bei. woraufhin die Versicherung das Ver- 
tragsverhältnis beendete. Nicht jedoch das 
zum Kfz-Steuer-Einzug berechtigte Finanz- 
amt. 
Vier Monate später rief bei ihm die Kriminal- 
polizei an und teilte ihm mit, sein früheres 
Fahrzeug sei bei kriminellen Handlungen in 
Süditalien benutzt und von Interpol sicher- 
gestellt worden. Es sei auch nicht abgemel- 
det worden. Der ehemalige Besitzer infor- 
mierte am nächsten Tag das Finanzamt und 
bat um Rückerstattung der Kfz-Steuer. Statt 
einer Antwort wurde er ein halbes Jahr spä- 
ter von dort aufgefordert. die Kfz-Steuer für 
ein weiteres Jahr in Höhe von 582 Mark zu 
bezahlen. Er bat um Slornierung. Stattdes- 
Sen wurde er gemahnt und bezahlte 
schließlich, nachdem das Amt ihm die 
Rückerstattung zugesichert hatte. sobald 
das Auto abgemeldet sei. 
Nach weiteren telefonischen und schrift- 
lichen Bitten passierte nichts. Stattdessen 
kam ein neuer Steuerbescheid für ein Jahr 
bis März 2002 über 694 Mark. Wieder tele- 
fonierte der frühere Altautobesitzer mit Stra- 
ßenverkehrs- und Landeskriminalaml. Er- 
gebnis: Zum nachträglichen Abmelden 
braucht er den Kraftfahrzeugbrief oder ei- 
nen Kaufvertrag. Eine einfache Quittung ge- 
nügt nicht. Um die Papiere muss sich der 
frühere Besitzer selbst kümmern. 

Mehr als zwei Jahre nachdem er seinen Gebrauchtwagen verkauft hatte, muss der frühere 
Besitzer immer noch die Kfz-Steuer bezahlen, da der Käufer den Wagen nicht abgemeldet 
hat. Auch der Petitionsausschuss konnte ihm nicht helfen. Denn nicht nur der Verkauf des 
alten Autos, sondern auch die Ubergabe von Kfz-Schein und Kfz-Brief muss sich der Ver- 
käufer schriftlich bestätigen lassen. 

Herr K. bat um eine unbürokratische Lösung, 
da es ihm unmöglich war, den VerUib des 
Autos und den Käufer ausfindig zu machen. 
Die Leitung des Straßenverkehrsamts war 
dazu jedoch nicht bereit. Somit sollte er für 
das alte Auto weiter Steuern zahlen. "Wieso 
kann jemand für eine Sache steuerpflichtig 
sein. die er weder in seinem Eigentum noch 
in seinem Besitz hat?', fragte er nun den Pe- 
titionsausschuss und bat um Hilfe. 
Das vom Ausschuss um Stellungnahme ge- 
betene NRW-Verkehrsministerium schrieb, 
inzwischen zwei Jahre nach dem Verkauf, 
die Zulassungsbehörde habe erfolglos vom 
Käufer eine neue Versicherungsbestäti- 
gung oder Stilllegung verlangt. Der Verkäu- 
fer hätte, wie .auf jedem Fahrzeugschein 
vermerkt", vom Käufer den Erhalt von Kfz- 
Schein und Kfz-Brief bescheinigen lassen 
müssen. 
.,Häufig unterlassen es die Käufer, das Fahr- 
zeug auf ihren Namen zuzulassen", schrieb 
das Ministerium weiter. Der Verkäufer bleibe 
steuerpflichtig. wenn er die Abgabe des Kfz- 
Briefes und des Kfz-Scheins nicht belegen 
könne. Solche Fahrzeuge würden stillge- 
legt, wenn sie samt der Papiere und des 
Kennzeichens innerhalb eines Jahres nach 
Ausschreibung der Fahndung nicht gefun- 
den würden. Die Jahresfrist sei abgelaufen. 
das Fahrzeug sei stillgelegt worden. 

Das NRW-Finanzministerium, ebenfalls 
vom Petitionsausschuss eingeschaltet. um 
dem Petenten die Steuerrückerstattung zu 
ermöglichen, antwortete, über die Finanz- 
behörden könne er keine Abmeldung des 
Kraftfahrzeugs erreichen. Der Verkäufer ha- 
be versäumt, sich als Fahrzeughalter die 
Abgabe der Papiere vom Käufer bestätigen 
zu lassen. Das sei auf jedem Kfz-Schein 
ausdrücklich vermerkt. Das zuständige Fi- 
nanzamt habe zu Recht weiter die Kfz- 
Steuer vom Petenten gefordert. Der Verkäu- 
fer müsse sich Versäumnisse als eigenes 
Verschulden anrechnen lassen und sogar 
noch Kosten der Fahndung tragen. Anders 
sei es nur, wenn ein Fahrzeug gestohlen 
worden sei. 
Der Petitionsausschuss schloss sich der 
Feststellung an. die Maßnahmen der Zu- 
lassungsbehörde seien nicht zu beanstan- 
den. Der Petent könne höchstens noch 
Gründe vortragen, die den unbekannten 
Zeitpunkt der Abmeldung als .unbilligu er- 
scheinen ließen. Billig war die Zahlung von 
zweimal Jahressteuer für ein verkauftes 
Altauto sicher nicht. Als Berichterstatterin 
zieht die Abgeordnete Anne-Hanne Sie- 
penkothen (CDU) die Lehre aus dem (un- 
befriedigend gelösten) Fall: Beim Autover- 
kauf die Papiere nur gegen Quittung über- 
geben! 

Jahr des Hochschulsports 
Im Rahmen des 16. Internationalen Work- 
shops .Talentsuche und Talenfförderung" 
vor dem Hintergrund der Ruhr-Olympiade 
2001 tagte der Sportausschuss unter Vorsitz 
von Gisela Hinnemann (CDU) im Congress- 
Center Süd der Messe Essen. Den Schwer- 
punkt der Sitzung stellte der Bericht des 
Vorstandes der Landeskonferenz Nord- 
rhein-Westfalen für den Hochschulsport 
zum Thema Hochschulsport in NRW - Leis- 
tungsfähigkeit und Defizite dar. 

Dabei regte der Minister für Städtebau und 
Wohnen,.Kultur und Sport. Dr. Michael Ves- 
per (GRUNE), im Einvernehmen mit der 
Wissenschaftsministerin an. nach dem Jahr 
des Schulsports ein .,Jahr des Hochschul- 
sports" im Jahre 2003 anzuschließen. Die- 
ses Ereignis könnte im Zusammenwirken 
mit der Landeskonferenz für den Hoch- 
schulsport, den Landesrektorenkonferen- 
Zen sowie dem Landessportbund und den 
angeschlossenen Stadt- und Kreissport- 
bünden getragen werden. Als mögliche Zie- 
le wurden benannt: Die inhaltliche Arbeit 
und Qualität des Hochschulsports langfris- 
tig auszubauen und zu verbessern, den 
Hochschulsport stärker in der Hochschule 
zu verankern und den .SekundäriaMor 
Sport" langfristig auszubauen. Weitere Ziele 
sind die Förderung des sozialen Engage- 
ments für alle Studierenden, eine Intensivie- 
rung und Erweiterung der Zusammenarbeit 
aller am Hochschulsport interessierten 

schälisjahr 2000 dem Parlament übergeben -dazu iberreichte iie den ~ahresbericht 2001 dem bniisidenten 
des Landtags, Ulrich Schmidt, und stellte den Bericht danach den Verireterinnen und Veriretern der Medien in 
der Landesoressekonferenz vor. Die Haushaltsla~e des Landes, so die LRH-Präsidentin bei dieser Geleaen- 
heit, sei weiterhin angespannt und habe sich auch im Haushaltsjahr 1999 nicht gebessert. Neben zahlreiihen 
anderen Daten und Fakten wies die Präsidentin besonders auf den anhaltenden Ansfieo der Personalausoa- 
ben hin. wofür vor allem die wachsenden Versorgungsleistungen veranfworilich seien. Mit 37.1 Milliarden 
Mark hätten die Personalausgaben einen Anteil von 4.1 prozent an den bereinigten Gesamtausgaben. Die 
Personalausaaben nähmen nach wie vor den größten Anteil der Einnahmen aus Steuern und steuer~hnlichen 
Abgaben in Anspruch. Der LRH sehe diese ~&wicklung als Besorgnis erregend aß Daneben stelle der hohe 
Schuldenstand des Landes von derzeit 163.7 Milliarden Mark eine enorme Zukunffsbelastung dar .und bringt 
engesichts der damit verbundenen Zinsverpflichtungen Risiken für künliige Haushaltsjahre: Foto: Schßlte 

Partner, insbesondere mit dem Sport vor darum, dass der Sportausschuss dieses 
Ort, sowie die Verstärkung der interkulturel- Anliegen aufgreift und möglicherweise zu 
ien Zusammenarbeit. Minister Vesper warb seinem eigenen macht. 
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Jugendbericht - Teil 2: me Entwicklung und eine differenzierte viele Jugendliche nicht mehr erreichen 
Wahrnehmung. Um so mehr hätte sie sich könnten. Gesellschafispolitisch müssten 
einen Kinder- und Jugendbericht rnit aus- sich Jungendpolitiker und Jugendhilfe noch 

Fragen der drücklich geschlechtsspezifischen Formu- viel bewusster als ~ o b b y  für Kinder und JU- 
lierungen gewünscht. Außerdem beklagte gendliche begreifen. 

Betreuung und sie mangelnde Erläuterungen zum Bereich Dieter Greese vom Landesverband des 
der Erziehungshilfen und skizzierte die Deutschen Kinderschutzbundes bedauerte 
Grundidee des Mädchenhauses. das sich es, dass der Kinder- und Jugendbericht die Mädchenförderun~ s o w o  als Anlauf- und ~ e r a t u n s s t e ~ e  als Forderung nach einer Verankerung der Kin- - 
auch als Wohngemeinschaft, ZÜflucht, Bil- derrechte in der ~andesverfassüng nicht als zentrale Punkte dungseinrichtung sowie als Freizeit- und vor- und aufbereitet habe. Angesichts eines 
Juaendtreff verstehe. Mit Blick auf diesen immer stärkeren Zusammenwachsens von 

Der 7. Kinder- und Jugendbericht der Lan- 
desregierung (Vorlage 13/3096) war Ge- 
genstand einer Anhörung, die der Ausschuss 
für Kinder, Jugend und Familie unter seiner 
Vorsitzenden Annegret Krauskopf (SPD) am 
10. Mai durchgeführt hat. - W!r setzen damit 
die Berichterstattung über das Hearing aus 
"Landtag intern" Nr. 9, Seite 10 fort. 

Als großen Fortschritt wertete Ulrike Graff, 
dass der Kinder- und Jugendbericht auch 

ganzheitlichen Ansatz forderte sie eine bes- 
sere Vernetzung der unterschiedlichen Poli- 
tikfelder. 
Ulrike Werthmanns-Reppekus vom Paritäti- 
schen Jugendwerk, einer Arbeitsgemein- 
schaft im Deutschen Paritätischen Wohl- 
fahrtwerband Nordrhein-Westfalen forderte 
von der Landesregierung konkretere Anga- 
ben zum Bereich der Erziehungshilfe sowie 
eine konkrete finanzielle und personelle 
Förderung der Jugendhilfeträger, die zur 

Schule und Jugendhilfe plädierte Greese 
auch für einen neuen Zuschnitt der Landes- 
ministerien. Kritisch bewertete der Vertreter 
des Kinderschutzbundes auch die oft zeit- 
lich nur befristete und rein themenbezoge- 
ne Förderpraxis der Landesregierung im 
Bereich der Kinder und Jugendarbeit. 
Dr. Jose Sanchez Otero vom Landeszen- 
trum für Zuwanderung erinnerte daran, dass 
lnvestitionen in die Kinder- und Jugendhilfe 
als Investitionen in die Zukunftsfähigkeit des 

die Leoenssituation schwuler und esbi- Kooperation und Fehleranalyse bereit seien. Landes angesehen werden mussten. Die 
scher Juaendlicher thematisiere. Mit Hilfe Die verschiedenen Juaendhilfeträaer muss- S~ra~h fo r~eruna  der Miarantenkinder rnus- 
von ~ ä d z h e n ~ r u ~ ~ e n ,  weiblichen Vorbil- 
dern und einer interessanten Didaktik sieht 
sie am Beispiel von Okologie- und Technik- 
projekten auch die Chance einer optimalen 
Mädchenförderung in der Wissensgesell- 
schaft, um vorhandene Defizite im tech- 
nisch-naturwissenschaftlichen Bereich aus- 
zugleichen. 
Marita lngenfeld vom Verein FUMA „Frauen 
unterstützen Mädchenarbeit" unterstrich 
den besonderen Stellenwert der interkultu- 
rellen Mädchenarbeit, da Rassismus und 
Sexismus gleichermaßen an den Grund- 
festen unserer Demokratie rüttelten. Statt 
nur auf die Defizite zu blicken, solle man zu- 
nächst die Stärken von Mädchen fördern, 
wobei eine breite Offnung- und Präven- 

ten noch mehr erkennin. dass sie-alle in ei- 
nem Boot säßen. Bildungsarbeit, auch bei 
der Vermittlung sachorientierter Medien- 
kompetenz, wollte Ulrike Werthmanns-Rep- 
pekus gleichermaßen als Auftrag von Schu- 
le und Jugendhilfe verstanden wissen. Aus- 
drücklich warnte sie vor der Entwicklung, 
dass immer mehr Akademikerinnen auf Kin- 
der verzichteten, weil die Frage der Betreu- 
ung nicht gelöst sei. 
Nach Ansicht von Dr. Peter Hansbauer vom 
Institut für Soziale Arbeit kann Kinder- und 
Jugendhilfe gerade in problembelasteten 
Stadtteilen nur dann wirksam werden, wenn 
sie in selbstverständlicher Zusammenarbeit 
nicht nur auf einzelne Maßnahmen, etwa im 
Bereich der Ganztagsbetreuung, setzt, son- 

se in den ~ indey~är ten Gom ersten bis zum 
letzten Tag gewährleistet sein. Dabei ließ 
Sanchez Otero keinen Zweifel daran, dass 
Kindergärten und Kindertagesslätten die 
vielfältigen und gewachsenen Ansprüche 
an ihre Arbeit nur rnit einem verbesserten 
Personalschlüssei sowie gezielter Fort- und 
Weiterbildung bewältigen könnten. Alexan- 
der Mavroudis von der Landesarbeitsge- 
meinschaft Jugenarbeit unterstrich, dass es 
nicht nur für Mädchen-, sondern auch für 
Jungenarbeit notwendig sei, die jeweils ei- 
gene Geschlechterrolle zu thematisieren. 
um. in diesem Falle, für die Jungen persön- 
lich sinnvolle und sozial stimmige Heraus- 
forderungen und Handlungsalternativen 
entwickeln zu können. T. E. 

Leitete die Anhörung: Ausschossvorsitzende Annegret 
Aslrid Hopstein-Menn (1.). 

tionsarbeit der Jugendeinrichtungen 
zwangsläufig auch mehr Personal erforde- 
re. 
Astrid Schulze Berndt von der Landesar- 
beitsgemeinschafi Autonome Mädchen- 
häuserlFeministische Mädchenarbeit be- 
scheinigte der Landesregierung, rnit ihrer 
verstärkten Mädchenförderung eine enor- 

Krauskopf (SPD, r.). Ihr zur Seite Ausschussassistentin 
Foto: Schälte 

dern ein stadtteilorientiertes und umfassen- 
des Angebot fur ganze sozial benachteiligte 
Gruooen entwickelt. Gerade die Koooera- 
tion'zwischen Schulen und ~u~endhil ieträ- 
gern hält Hansbauer für unbedingt notwen- 
dig. weil sie die fur Jugendlicheerforderli- 
che Erreichbarkeit. Kontinuität und Verläss- 
lichkeit sicherstelle, zumal Schulen heute 

Landtagsandacht 
Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen 
bei Landtag und Landesregierung, Karl-Woif- 
gang Brandt, sowie der Leiter des Ka- 
tholischen Büros, Dr. Karl-Heinz Vogt. laden 
die Abgeordneten des Landtags NRW am 21. 
Juni 2001 ein: 8.00 Uhr Parlamentsfrühstück 
im Landtagsrestaurant und 9.15 Uhr Land- 
tagsandacht im Raum E 3 Z 03. 
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Nach der ersten Expertenrunde vertieften 
Medizin- und Migrationsforscherinnen und Anhörung Zur Gesundheit Von Frauen (11) 
-forscher ihre Informationen aufgrund von 
Fragen der Ausschussmitglieder. In der Keine Ärztinnen in Leitungsfunktionen zweiten Runde truo Professor Dr. Anke Ro- - . . . . . - . - - 3  - - - - -  - 

de vor, die in Bonn seit vier Jahren im-Rah- Unterschiedliche Symptome und Leiden bei gleichen Krankheiten von Männern und Frauen 
men des NRW-Netzwerks Frauenforschung waren Gegenstand der ganztägigen öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Frauen- 
eine Professur für gynäkologische Psycho- politik am 11. Mai. Nachstehend Fortsetzung der Berichterstattung (in Kurzauszügen) aus 
somatik hat. Männer seien häufiger von Al- der vorigen Ausgabe. 
koholsucht, Frauen von Medikamenten- 
sucht betroffen, berichtete sie. Alle Störun- 
gen, die mit Gefühlen zu tun haben. seien 
bei Frauen häufiger. Eine Erklärung könne 
von hormonellen Einflüssen kommen, von 
denen Botenträgerstoffe im Gehirn abhän- 
gig seien. Das Bewusstsein für geschlechts- 
spezifische Aspekte in der Psychiatrie sei in 
Amerika viel ausgeprägter. Es gebe noch 
viel Forschungsbedarf und erhebliche Lü- 
cken im Medizinstudium. Bei Pharmakastu- 
dien seien Frauen unterrepräsentiert mit der 
Folge, dass Dosierungen teilweise für sie zu 
hoch empfohlen würden. 
Ute Sonntag (Landesvereinigung für Ge- 
sundheit Niedersachsen) hielt den NRW- 
Bericht für einen guten Anfang geschlechts- 
spezifischer Gesundheitsberichterstattung. 
Fur beide Gesch echter mussten angemes- 
sene Instrumente und Arbeitsro~tinen ent- 
wickelt ~ n d  die Inhaber von Gesundheitsoe- 
r ~ f e n  mehr sensibilisierl werden. Angebote 
zur Ges~ndneit wiirden vor allem von Mittel- 
schichtfrauen angenommen 
Dr Astrid Buhren (Prasidentin des D e ~ t -  
schen Arztinnenbundes Koln) berichtete 
~ b e r  die mangelhafte Reprasentanz von 
Arzt nnen in Leitunasfunktionen und Folaen 
fehlender ~eschlgchtsdifferenzierun~ -bei 
Krankheiten wie Aids und bei der Notfallver- 
sorgung. Erst Ende letzten Jahres sei der 
Durchbruch in einer Männerdomäne mit der 
Berufung einer Professorin für Allgemein- 
chirurgie gelungen. Erst seit diesem Jahr 
erforsche die Kardiologische Gesellschaft 
frauenspezifische Herzerkrankungen. In der 
Kassenarztlichen Bundesvereiniauna. bei 
Allgemeinärzten und im Ärztebunz gebe es 
keine Frau im Vorstand. ,, 
Dr Angela Maienborn (Arztekammer West- 
falen-Lippe) trug aus ihrer Beratungsstelle 
vor, viele Klagen von Patientinnen über Arz- 
te beträfen nicht deren fachliche Kompe- 

Noch nie zuvor waren so viele Professorinnen im NRW-Landtag wie bei der Anhörung zum Thema "Gesund- 
heit von Frauen". Foto: Schälte 

tenz, sondern Kommunikationsprobleme gebe Tendenzen, die "sprechende Medizin" 
und manaelnde Einfühluna. Das Gesund- den individuellen Kassenleistunaen zuzu- 
heitswesgn sei insgesamt ;U wenig durch- ordnen. 1998 seien von ~rankenkassen 
schaubar. Frauen seien jedoch die tragende 70000 Eingriffe im Rahmen der Pränataldi- 
Säule der Gesundheit in der Familie. Der agnostik abgerechnet worden gegenüber 
angepasste lnformationsbedarf sei sehr nur 42000 genetischen Beratungen. Das 
hoch, auch im Hinblick auf das Internet. Angebot entspreche nicht dem Bedarf. 
Professor Dr. Elisabeth Gödde (Fachärztin Professor Adelheid Bonnemann-Böhner 
fur H~mangenetik und Psychotherapie Dat- (De~tsches Munergenes~ngswerk Ste n) 
teln) schilderie zwei Problemfelaer der M J ~ -  zahlte als Faktoren fur Gesundheitsrisiken 
terschaftsvorsorge. Humangenetische Be- die benachteiligte soziale Lage, Alleiner- 
ratung sei ein Teil der Präventivmedizin. Es ziehung, Kinderreichtum und soziale Aus- 

grenzung auf. Der Gesundheitszustand vie- 
Mit dem Thema Ge- 
sundheit von Frauen 
hat der NRW-Land- 
tag e ~ n  wlchbges 
Handiungsfeld ent- 

4 deckt Uberall ent- 
deckten die Sachver- 
standlgen Wissenslu- 

ier ~ ü t t e r  zurzeit sei ernst. Viele seien aus- 
gebrannt, körperlich und seelisch erschöpft. 
Ihre Selbsthilfekräfte versagten bei lang an- 
dauernder Uberforderung. Trotz großer Er- 
folge der Kuren lehnten die Kassen immer 
häufiger ab oder gewährten nur Teilfinanzie- 
rungen. Anders als bei anderen Rehabi- 
litationsmaßnahmen werde der ArbeitsDlatz 

cken mit teilweise Familie nicht unterstützt. 
bedeutendenfoigen, Juliane Beck (Gesundheitsreferat Mün- 
nicht nur in der chen) informierte nach einem Lob für den 

' b h .  schung und Darener- NRW-Bericht über Mängel in der Frauenver- 
'Ondern sorgung an Kliniken. Zwischen Klinik und 

auch im Medizin-und ambulanter Versorgung gebe es keine Ver- 
Pharmasfudium~ bei mittlung. Migrantinnen nutzten eher Notauf- Arzten und in weite- 
ren Gesundheitsbe- nahmen als Beratungsstellen. Das Aufsu- 

in der Versor- chen eines Krankenhauses werde in deren 
gung Vorsor. Familien eher akzeptiert. In München seien 

lm BildSPD.Frau. zwei städtische Kliniken dabei, Gesund- 
enpoiitikerinnen heitsberatung für ausländische Frauen ein- 
Rande des Plenums, Zurichten. 

~~i~~~ ~ l ~ ~ ~ k ~ ~ ~ -  Thema des dritten Vortragsblocks waren 
~ o ~ i ~ k i ,  Renale geschlechtsspezifische Besonderheiten bei 
orewke, ~~~d~ ausgewählten Krankheiten. Professor Dr. 
ninger, Heiga Gießel- Hans-Werner Hense trug als Leiter des 
mann Gesundheits- Krebsregisters für den Regierungsbezirk 
ministerin Birgit ~ i -  Münster vor, von jährlich 75 000 Tumorer- 
scher. Foto: Schälte (Fortsetzung auf Seite 12) 
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Medienausschuss tagte bei ECC Dortmund 

Bausteine für elektronischen Handel 
In der Sitzung am 11. Mai tagte der Medienausschuss unter Leitung seiner Vorsitzenden, 
Claudia Nell-Paul ISPD) im Electronic Commerce Center IeccJ in Dortmund. um s~cn dber 
das Thema .E-~usiness als Standortfaktor" zu informiere; ~ußerdem erläuterte Dr. Hans 
Paukens, der neue Leiter der ebenfalls in Dortmund angesiedelten Hörfunkakademie, die 
Aus- und Fortbildung für den Hdrfunk. Der Chef der Staatskanzlei, Georg Wilhelm Adamo- 
witsch, berichtete dem Ausschuss Über die Umstände des Verkaufs des Trickfilmzentrums 
HDO Oberhausen Mit dem Schlussve~wendungsnachweis für das Trickfilmzentrum HDO 
Oberhausen wird sich der Medienausschuss in seiner Sitzung am 15. Juni ausführlich be- 
schäftigen. Dem Antrag der Fraktionen der SPD und GRONE ,Neues e-medium nutzen - 
Wertschöpfung am Standort NRW beschleunigen" (Drucksache 131772) stimmte der Aus- 
schuss mehrheitlich zu. 

Der Geschäftsführer des Electronic Com- hoch spezialisierte Anwender mit c a  440 
merce Centers (ecc), Andreas Koll. erläuter- Mitarbeitern angesiedelt, übernehme in Ko- 
te. das erste deutsche Kom~etenzzentrum ooerations~roiekten das Proiektmanaae- 
fü; E-Business sei im Jahr i999 unter Be- ment und stehe den Kunden als ~eneral- 
teiligung der Dokom, einer Gesellschaft für unternehmen zur Verfügung. 

einer Internetpräsentation bis zur techni- 
schen Umsetzung und anschließenden Be- 
treuung unterstützen. Das Unternehmen 
habe im Jahr 1999 den 2. Platz eines Grün- 
dungswettbewerbs des ecc belegt. 
Marc Jan Eumann (SPD) lobte das Konzept 
der Stadt Dortmund für den Bereich E-Busi- 
ness und fragte, welche Unterstützung das 
Land bei Ausgründungen aus Universitäten, 
der Nahtstelle zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft, geben könne. Lothar Hege- 
mann (CDU) wollte wissen. ob es bereits ei- 
ne „Delle" in der Unternehmensentwicklung 
in diesem Bereich gebe oder ob die Nach- 
frage ungebrochen sei, und Werner Jost- 
meier (CDU) interessierte, ob Dortmund EU- 
Mittel erhalte. 
Die Unternehmer berichteten von Schwie- 
rigkeiten, geeignetes hoch qualifiziertes 
Personal zu gewinnen. Der Standort Dort- 
mund sei nicht so begehrt wie z. B. Köln. Die 
Unternehmensentwicklungen ließen eine 
gute Nachfrage nach den angebotenen 

Telekommunikation, der adesso, einer Bera- Zwei der im ecc angesiedelten .Spezialis- Dienstleistungen erkennen. Eine Vertreterin 
tunasaesellschaft für Software-Prozessma- ten'. Rainer Rudolf von der adesso AG ~lnd der Stadt Dortmund eraanzte. durch arbeits- 
nageGent und der FTK, einer Medien- und 
Telekommunikationsberatung, gegrundet 
worden. Finanzielle Unterstützung haben 
das Land NRW, die Wirtschafkförderung 
der Stadt Dortmund sowie verschiedene 
Unternehmen wie Microsoft und Intershop 
geleistet. Das Unternehmen biete unter ei- 
nem Dach alle Bausteine für elektronischen 
Handel und Softwareentwicklung. Durch die 
Anforderungen an komplexe technische Lö- 
sungen spezialisierten sich die Anbieter auf 
Teilsegmente, sodass Kunden auf unter- 
schiedliche Partner zurückgreifen müssten, 
wenn sie E-Commerce-Anwendungen in ih- 
re Geschäftsprozesse integrieren wollen. 
Das ecc habe unter seinem Dach bereits 18 

Gesundheit.. . 
(Fortsetzung von Seite 11) 
krankten seien im mittleren Lebensalter 
mehr Frauen, ab dem 60. Lebensjahr mehr 
Männer betroffen. Von 35 000 krebskranken 
Frauen habe mehr als ein Viertel Brust- 
krebs. Die Sterblichkeit bei jungen Frauen 
habe deutlich abgenommen. Es gebe ein 
wildes, unorganisiertes Mammographie- 
Screening, das der Qualitätssicherung be- 
dürfe. Professor Dr. Ulrike Nitz (Universität 
Düsseldorf) berichtete aus klinischer For- 
schungserfahrung. zwei Drittel der Frauen 
fänden Brustkrebs selbst. Es folge eine un- 
vernetzte Mehrfach-Behandlung. Bei Mo- 
dellen integrierter Versorgung sei Brust- 
krebs kein Notfall mehr. 
Beim Thema Sucht von Frauen beschränkte 
sich Professor Dr. lrrngard Vogt (Fachhoch- 
schule Frankfurt) auf psychotrope Substan- 
zen und hielt es für beunruhigend, dass jun- 
ge Mädchen mehr rauchten als junge Män- 
ner. Auch bei Schmerzmitteln in der Alters- 
gruppe zehn bis 20 Jahre müsse es mehr 
Prävention geben. Bei Frauen ab 50 Jahren 
nehme der Medikamentenkonsum rapide 
zu. Keine einzige Wirkungsforschungsstu- 
die beziehe sich auf Sucht von Frauen. 
Von psychischen (depressiven) Erkrankun- 
gen seien fünf bis zehn Prozent der Bevöl- 
kerung ein- oder mehrmals im Leben be- 
troffen. Frauen fast doppelt so häufig wie 
Männer. Arbeitsunfähigkeit aufgrund psy- 
chischer Erkrankungen kommen bei Frauen 
zu 70 Prozent häufiger vor. Ihnen würden 
Psychopharmaka auch doppelt so häufig 

~ i k e  Therolf vom Unternehmen .online" 
stellten ihre Firmen dem Medienausschuss 
vor. Die adesso AG mit Hauptsitz in Dort- 
mund und weiteren Standorten in Berlin und 
Köln beschäftiae derzeit 60 M.tarbeiter auf 
dem Gebiet d& Entwicklung einer E-Busi- 
ness-Strategie, der Auswahl von Technolo- 
gien zur Realisierung und der Entwicklung 
der Anwendungen. Zu den Kunden der Fir- 
ma zählten u.a. die Dortmunder Stadtwerke, 
Mannesmann. o.te1.0, e-plus und die West- 
deutsche Lotterie. 
Mike Therolf (Unternehmen online) erläuter- 
te, die Firma sei 1997 als Universitäts-Start- 
Up mit vier Gesellschaftern gegründet wor- 
den. Sie wolle Kunden von der ersten Idee 

verordnet. Eine Ursache von Konflikträumen 
sei die Medizin selbst. Alle Umbruchphasen 
von Frauen würden mit Medikamenten be- 
handelt Frauen im mittleren Lebensalter 
seien durch Doppelbelastung überfordert, 
wozu häufig noch Pflegeaufträge kämen. 
Das Thema „reproduktive Gesundheit" teilte 
Professor Dr. Cornelia Helfferich (Evang. 
Fachhochschule Freiburg) in eine körperli- 
che, psychische und soziale Dimension 
auf. Ungewollte Schwangerschaften, in 
Deutschland etwa 25 Prozent, entstünden 
durch fehlenden Zugang zu Verhütung. In 
einer Studie seien sogar 44 Prozent nicht 
bewusst geplanter Schwangerschaften er- 
mittelt worden, trotz aller Aufklärung. 
Häusliche Gewalt oder Gewalt gegen Frau- 
en sei ein Querschnittsproblem und eines 
unserer größten gesellschafllichen Tabus, 
führte Angela May (Verein Frauenzimmer 
Berlin) aus. Es handele sich nicht nur um 
körperliche Gewalt, sondern auch um Kon- 
trolle und Abhängigkeit, verbunden mit Ar- 
mut, Ausbildungsabbruch und Arbeitsunfä- 
higkeit. Der Gesundheitsbereich erweise 
sich als ausgesprochen resistent, was Ge- 
walt gegen Frauen angehe. 
Nach einer weiteren Fragerunde der Abge- 
ordneten erläuterten Ute Sonntag (Hanno- 
ver) und Professor Gödde (Datteln) den For- 
schungsbedarf. Ausschussvorsitzende Ger- 
da Kieninger (SPD) sicherte den Sachver- 
stindigen~eine gründliche Auswertung der 
Vorträae zu. Die Enauetekommission .Frau- 
en uni~esundheit~des NRW-Landtags trat 
am 31. Mai zu ihrer ersten Arbeitssitzung 
zusammen. 

platznahe wohnbebaÜung werde versucht, 
die Attraktivität des Standortes zu erhöhen. 
So sei in unmittelbarer Nähe zum ecc ein 
Wohngebiet entstanden. Dortmund erhalte 
von der EU Mittel aus dem Ziel 2-Programm. 
Die Vorsitzende, Claudia Neil-Paul (SPD) 
fasste zusammen, der Medienausschuss 
wolle mithelfen, dass in Zukunfl mehr priva- 
te Haushalte das lnternet nutzten. Es sei zur 
Erreichung dieses Ziels aber auch notwen- 
dig, Projekte wie das Electronic Commerce 
Center in Dortmund zu unterstützen. 
Dr. Hans Paukens, der die Leitung der Deut- 
schen Hörfunkakademie zum 1. Mai 2001 
übernommen hat, erläuterte den Aus- 
schussrnitgliedern die Perspektiven für die 
Aus- und Fortbildung im Bereich des Hör- 
funks. Die Hörfunkakademie führt Volon- 
tärskurse, Fort- und Weiterbildungsmaß- 
nahmen zu den Themenbereichen Journa- 
lismus, Management. Marketing und Multi- 
media, eine 18-monatige Fortbildung zum 
Journalisten für elektronische Medien sowie 
qualifizierende Seminare und Workshops 
durch. Die Bedeutung des Radios sei stabil 
und die Stellung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks erheblich. Das lnternet und die 
Telekommunikation werde sich zum Kom- 
plementärmedium entwickeln. Dies erforde- 
re als Konsequenz eine fundierte journalisti- 
sche Grundqualifikation sowie Aus- und 
Fortbildungsangebote auch im Bereich 
Multimediallnternet. Zu diesem Zweck wol- 
le die Hörfunkakademie die Aktivitäten bün- 
deln, eine tragfähige und effektive Infra- 
struktur schaffen und neue Finanzierungs- 
modelte entwickeln. 
Marc Jan Eumann (SPD) erschien die Ko- 
operation mit dem öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk wichtig. Er bat Dr. Paukens um ei- 
ne Einschätzung zum Digitalen Hörfunk, der 
den Ausschuss bereits mehrfach beschäf- 
tigt habe. Michael Brinkmeier fragte nach 
der Höhe des Etats der Akademie und Her- 
mann-Josef Arentz (beide CDU) nach der 
erwarteten Auslastung der Angebote. 
Dr. Paukens antwortete, eine Massenver- 
breitung des Digitalen Hörfunks betrachte 
er skeptisch. Der Etat der Hörfunkakademie 
betrage zwischen 1.6 und 2 Millionen Mark, 
davon seien 500- bis 600000 Mark für die 
Aus- und Fortbildung vorgesehen. Durch 
besseres Marketing und strategische Ko- 
operationen etwa mit der Medienakademie 
Köln solle eine bessere Auslastung der An- 
gebote erreicht werden. Silvia Winands 
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Mit :der; neuen, Wechselausstellung .Frauenob1ektivU 
hat das Haus der Geschichte in Bonn gleich zwei his- 
.torische "blinde Flecke" besetzt. Zum einen geht es um 
die Zeiträume! Aus vielen Archiven sind Fotos der Jah- 
re',1940 bis 1945 verschwunden: wegen der Nazisym- 
bole zum Beispiel. Und in den Jahren-,1945 bisj1950 
waren ,Kameras und Filme knapp und Fotografieren 
wegen der Mangelwirtschafl nach dem Krieg kein pri- 
vates Hobby für jedermann. . . . - I 

Der zweite „blinde Fleck" ist das Fotografieren durch 
Frauen. Erstmals werden 60 Fotografinnen zusammen 
präsentiert. Sehr sorgfältig sind Lebensläufe und Wer- 
ke gesammelt worden. Allein wegen der. Lebensläufe 
lohnt sich schon ein Blick in den Ausstellungskatalog 
(39 Mark). Die Bilder werden aufwandig.und anspre- 
chen präsentiert. In ihren:Ansprachen zur Eroffnung 
fiel , Bundestagspräsidentin- a. D. .Annemarie Renger 
und einem .,FotohistorikerU aus Berlin zur Frage nichis 
ein. ob weibliche Fotografen anders ablichten als 
männliche. Doch sie'druckten ihr Erstaunen aus uber 
die .Hinterlassenschah deutscher Fotografinnen aus 
dem funhen Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts. Die 
sehr gui gelungene Ausstellung stimmt auch Fotoama- 
teure nachdenklich wegen der.Themenvielfalt der Fo- 
tografien und. wegen des Erinnerungswerts. Sie ist 
noch bis zum 29. Juli in Bonn zu sehen (tagiich außer 
montags, Eintritt kostenlos). , ' . . 

: T . , .  P L * , . .., . '. ' 1 .  

-r,, -I . ' . I.... 
,,Wir können nicht mithalten", sagte Dr. Kazi- 
mierz Woycicki aus Stettin und meinte ~e i : !  
trittskandidaten wie Polen (40 Millionen Ein- 
wohner) und die komplizierten Entschei- 
dungsstrukturen der EU. Für.den EU-Beitritt 
zu: we'rben, werde. schwieriger angesichts 
nachlassender . Zustimmung in .,Polen. 
G1eichzeitig:müssten die polnischen-Politi- 
ker . die schwierigen BrüsselerbEntschei- 
dungswege kennen und .verstehen lernen. 
Er hielt es für eine gute Idee, das zukunftige 
Europa .föderal zu organisieren, denn ein 
kulturpolitisch geprägtes Europa der Regio- 
nen könne sich über die von Wirtschaftsin- 
teressen gepragte Union hinaus bewegen. 
Von solchen ldealvorstellungen holte Pro- 
fessor Dr. Klaus ,.Gretschmann (General- 
direktor Wirtschaft beim Europaischen Rat 
in Brüssel) die Teilnehmer wieder zurück in 
die Praxis. Er bezeichnete.den Ausschuss 
der'Regionen (AdR) bei.der Europäischen 
Union als Fehlkonstruktion. Im AdR sind die 
16 deutschen Länder, aber auch Kommu- 
nalpo1itiker:au.s den Mitgliedstaaten vertre- 
ten. Der'AdR.wurde vor einigen Jahren auf 
Betreiben von Deutschland (mitBayern und 
Nordrhein-Westfalen als Initiatoren) gegrün- 
det und lenkte erstmals das Augenmerk auf 
.Körperschaften unterhalb der zentralstaat- 
lichen Ebene. Das erschien notwendig, weil 
die (starken). deutschen :Länder und.'die 
unterstaatlichen Ebenen in :Belgien und 
Großbritannien .MitSprache in Brüssel nur 
erreichen können, wenn alle Mitgliedstaaten 
beteiligt, also ebenfalls föderal organisiert 
wären. Inzwischen'werden regionale Struk- 
turen auch in anderen EU-Staaten erwogen. 
Schliel'llich war.auch ,den Verantwortlichen 
in Brüssel klar. geworden, dass die.großen 
Ziele der-EU nur verwirklicht werden.kön- 
nen, wenn sie von der Bevölkerung „vor Ort" 
angenommen werden. L :,F 
Aber ein föderal organisiertes Europa habe 
in Brüssel keine Chance. Das meinten so- 
wohl die Wissenschaftler, zum Beispiel Pro- 
fessor. Dr. Hans-Peter Schneider aus Han- 

. ;W 

~ h o ~ a  - - regional, *' 
- .aber nicht föderal ' 

' J 
. organisieren . . , . . .  * q . 

-„Nicht geeignet" für die Europäische 
Union. So etwa sieht das Fazit einer Tut- 
zinger Tagung über den (deutschen) Fö- 
deralismus als Leitbild für die Europä- 
ische Union (EU) aus. Eingeladen waren 
Referenten aus Deutschland, den USA, 
der Schweiz und Belgien. Auf dem Po- 
dium der Akademie für politische Bil- 
dung diskutierten praxiserfahrene deut- 
sche .Europäeru aus NRW und Bayern 
mit leitenden Personen der politischen 
Bildung aus Nizza/Frankreich und Stet- 
tin/Polen. * 

nover, als auch die Praktiker bei der Tagung 
in Tutzing: Einerseits bedeute „federalU im 
englischsprachigen Raum etwas ganz an- 
deres als in Deutschland, ja eher das 
Gegenteil als im deutschsprachigen Raum, ' 
nämlich.Zentralismus. Andererseits hatten 
fast alle großen Mitgliedstaaten des „Kern- 
europa" unlösbare eigene Probleme mit der 
Autonomie von Regionen. .- - , 

Mehrere Referenten sprachen das "Schrö- 
der-Papier" an. Der deutsche Bundeskanz- 
-ler hatte kürzlich in seiner Eigenschaft als 
SPD-Parteivorsitzender vorgeschlagen, die 
(erweiterte) EU föderal,zu organisieren wie 
die Bundesrepublik, war dabei aber sofort 
auf energischen Widerstand bei großen 
Partnern wie Frankreich und Großbritannien 
gestoßen. Sie kritisierten nicht nur die Föde- 
ralismus-Empfehlung, sondern auch zuviel 
;,Innenpolitikn in dem Papier. Der polnische 
Gast .meinte, den Vorstoß hätte,er,besser 
zusammen mit Frankreich gewagt. ' . . 
Etwas Hintergrundwissen aus Brüsseliver- 

. .  . . d.. -*--i ..JtJ:i.,.... . . ' .*d.- , ) P . -  

mittelte Gretschmann, als er von den „sher- 
,pas" berichtete. .Das demokratische Ideal 
Kommission - Rat - Parlament,gebe es 
nicht. Das Initiativrecht der Europäischen 
Kommission (EK) wäre nach dem Schröder- 
Papier in Gefahr. Denn der deutsche Kanz- 
ler hatte vorgeschlagen, aus der-EK eine 
starke Exekutive zu machen und den Euro- 
päischen (Minister)Rat in eine zweite Kam- 
mer umzuwandeln. Der Europäische Rat, 
die Konferenzen der Fachminister, sitze im 
„driver seat" der Entscheidungen. Er werde 
sich daraus nicht vertreiben lassen. Den 
Sherpa-Zirkel nannte er als dritte (und nur 
„halbeu) Instanz der EU-Entscheidungen. 
Was die.Räte entscheiden, handelten vor- 
her die Sherpas aus, persönliche Referen-, 
ten der Staatsmänner und Beamte. Der 
Sherpa-Zirkel sei ein,(wirkungsvolles) Grei, 
mium, das in keinem Vertrag existiert. ', 

! Der Vertreter der Europa-Abteilung der Bay- 
erischen 'Staatskanzlei. Rainer schwarzer, 
befurwortete ein Mehrebenen-Svstem in der 
EU, mit klaren Kompetenzen auch,nach un-' 
ten. .Es gibt keine europäische Offentlich- 
keit, kein europäisches Volk", sagte er im 
Hinblick auf bedenkliche Brüsseler Tenden- 
zen, sich vorrangig den Themen zuzuwen- 
den;die die Bürger interessieren. Als deut- 
sche Länderforderung'formulierte er, „Sub- 
sidiarität" (Nachrangigkeit) solle keine „Bes- 
serklausel", sondern eine ,.Notwendigkeits- 
klausel" sein. Mit anderen Worten: in Brüs- 
sel solle nur entschieden werden, was euro- 
paweit geregelt werden muss. 
„Sowohl Föderalismus als auch Zentralstaat" 
hieß es dann in der Diskussion und vor allem: 
viel Geduld. Das Europa der Zukunft solle ei- 
ne Werkstatt sein, in der man probieren kön- 
ne, was auf föderalen Pfaden vielleicht bes- 
ser geht als mit der Brüsseler Eurokratie. 
,,Wir mussten alles ändern, damit alles so 
bleiben konnte, wie es war", sagten erfahrene 
Beobachter und verglichen die Union mit 
dem Bau von Verkehrswegen: Dort geht es 
meistens darum, Kurven zu begradigen. ...... 
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Vor achtzig: Jahren: Alliierte besetzen rechtsrheinische Städte 

$9 An der Zollgrenze Düsseldorf' 
.Unter oifenem Bruch des Friedensvertra- 
ges sind die Gegner zur Besetzung deut- 
schen Landes geschritten." So bewertete 
Reichspräsident Friedrich Ebert (SPD) den 
am 8. März 1921 vollzogenen Einmarsch al- 
liierter Truppen in Düsseidorf, Duisburg und 
Duisburg-Ruhrort. Der englische Minister- 
präsident Lloyd George fand zur selben Si- 
tuation diese Worte: .Wir fordern einfach, 
dass Deutschland seine Verpflichtungen 
einlöst, die es zur Reparation von Schäden 
auf sich genommen hat." Was war vorgefal- 
len? 

Seit 1920, in den Krisenjahren der Weimarer 
Republik, regierte in Berlin Reichskanzler 
Constantin Fehrenbach (Zentrum). unter- 
stützt durch eine Koalition, bestehend,,aus 
Zentrum. DDR DVP und Parteilosen. Uber 
Art und Form der Reparationen, die aus dem 
Versailler Vertrag resultierten, war man sich 
bisher noch nicht einig geworden. Deshalb 
trafen sich die Alliierten - ohne die besieg- 
ten Deutschen - im Januar 1921 in Paris. Er- 
gebnis: Ab dem 1. Mai 1921 sollte die Wei- 
marer Republik 226 Milliarden Goldmark 
zahlen, verteilt auf 42 Jahre. Zudem verlang- 
te man zwölf Prozent des jährlichen Aus- 
fuhrwertes (ca zwei Milliarden Goldmark). In 
Deutschland reagierte man empört, wie 
schon bei Bekanntwerden der Forderungen 
des Versailler Vertrags. Die rechtsradikalen 

burg-Ruhrort Laut Zeitungsberichten hätten 
auch Flieger über dem Stadtgebiet von Düs- 
seldorf gekreist. aber offenbar kam es zu 
keinen größeren Komplikationen: „Ohne je- 
de Störung" habe sich der Einmarsch vollzo- 
gen. die Bevölkerung habe sich "musterhaft" 
verhalten. .Die Belgier zogen über die 
Rheinbrücke zu den Kasernen [...I französi- 
sche und englische Abteilungen sind einge- 
rückt. Nach dem Einmarsch trafen die Trup- 
pen irn Hofgarten Sicherungen." Soweit die 
Düsseldorfer Nachrichten in ihrer Abend- 
ausgabe vom 8. März. Wichtige zentrale Or- 
te, wie die Bahnhöfe oder die Rheinbrücke 
seien schon in der Nacht gesperrt, aber teil- 
weise wieder geräumt worden. Die Kornmu- 
nikation aus der Stadt hinaus sei laut Zei- 
tung „abgesehen von den Beschränkungen 
... mit dem linksrheinischen Gebiet" unge- 
hindert Die Stadtverwaltung fügte sich im 
Wesentlichen den Forderungen der Alliier- 
ten, stellte Räume für die Truppen und eine 
Militärpolizei bereit. 
Um 12 Uhr mittags empfingen ein französi- 
scher und ein belgischer General in der 
Kunstakademie Düsseldorf Regierungsprä- 
sident Dr. Grützner, Oberbürgermeister Dr. 
Költgen, Bürgermeister Schmid, Beigeord- 
neten Dr. Haas und Landeshauptmann Dr. 
von Renvers. Die Alliierten verhängten den 
Belagerungszustand, sahen dies allerdings 
nicht als militärische Operation, sondern als 

und konservativen Republikgegner witterten .,Aktion der ,ustiz". Beim anschließenden 
Moraenluh. Doch auch von offizieiler Seite Ges~räch zeiaten sich die Vertreter der rhei- 
wurden die alliierten Forderungen abge- nischen ~eh%rden kooperativ, es wurde 
lehnt. Man traf sich im März erneut, diesmal keinerlei Widerstand geleistet Den Militärs 
in London, mit deutscher Beteiligung. Der versicherte der Regierungspräsident. dass 
deutsche Außenminister Waiter Simons un- auch die Arbeiterschaft die Besatzuna mit 

Die Besetzung Duisb~rgs una Duisb~rg- 
Ruhrort erfolate ähnlich. durch franzosische 
und belgisch';, ~ruppen: 1 600 französische 
und 700 belgische Soldaten zogen über die 
Ruhrorter Brücke Richtung Zentrum. Die 
beiden Orte stellten eine Schlüsselstellung 
für die Kontrolle von Rhein und Ruhr dar. Von 
Ruhrort aus konnte man den gesamten Ex- 
port von Kohle, Stahl und Fertigprodukten 
kontrollieren, die Besetzung der Brücken- 
köpfe schuf eine Vereinnahmung des ge- 
samten Gebietes. Die Grenze zwischen dem 
besetzten Gebiet und dem übrigen Reichs- 
gebiet verwandelte sich ab dem 10. April in 
eine Zollgrenze, welche den Warenaus- 
tausch und die Versorgung der Zone" ver- 
schärfte. 
Die Methoden der alliierten Truppen waren 
dabei wenig zimperlich. Bei Düsseldorf hielt 
man durchfahrende Züge rigoros an und 
durcnsuchte sie nacn zu verzollenden Wa- 
ren. Dabei kam es zu Vers~ätunaen von bis 
zu einer Stunde. ~eutsche Beamte standen 
hierbei unter der Aufsicht von Franzosen. 
.Das scharfe Auge des Beamten' konnte of- 
fensichtlich wenia entdecken. zumindest die 
lokale Zeitung Con Düsseldorf bewertete 
den ganzen Vorgang als "unnötig". Probleme 
und "Wirrnisse" gab es offensichtlich auch 
im Paketverkehr, falls vorgeschriebene Pa- 
piere fehlten. Nach wenigen Tagen zogen 
sich Briten und Belgier zurück, nur die Fran- 
zosen hielten noch Iänaere Zeit durch. Im 
~egensatz zur deutschen ~eichsregierun~. 
die am 4. Mai 1921 zurucktrat. Zahlreiche 
Proteste, die inzwischen an die Siegermäch- 
te ergangen waren, zeigten schließlich doch 
noch eine Wirkung. Man reduzierte den ge- 
forderten Gesamtbetrag auf 132 Milliarden 
Goldmark und legte durch den Londoner 
Zahlunasolan im A ~ r i l  1921 den zeitlichen 

Englische .Ruhe -und Ablauf der Schuldentilgung fest Die neue 
rücken Würde" tra- Reichsregierung unter Führung des Zen- 

~ l j ~ ~ ~ , d ~ ~ l  gen wolle. trurnspolitikers Joseph Wirth musste akzep- 

t:. . ein. Weitere Fra- tieren. Im Reichstag setzte sich der Antrag 
gen, etwa der auf Annahme des Londoner Ultimatums mit 
Dienst der 220: 172 Stimmen durch. Am 30. September 
staatlichen 1921 räumten die alliierten Truppen endgul- 
Schutzpolizei, tig die besetzten Gebiete, die Beschränkun- 
oder die Nut- gen waren aufgehoben. 
zung des Vor allem die Franzosen dürften die Beset- 
.Volkshauses" zungen forciert haben. schließlich hatten sie 
(eine Art Ge- neben den Revanchegedanken auch kon- 
werkschafts- krete wirtschaftliche und geographische In- -- 

C t '1 haus der Ar- 

&&'.; ?" % 
beiterschaft), sollten .wohlwollend" spater 

Foto Archiv erortert wer- 
des Landtags den, 

terbreitete ein neues Angebot: 53 Milliarden Die Verordnungen des französischen Gene- 
Goldmark, zahlbar sofort, sowie acht Pro- rals Degouttes sahen für die besetzten Ge- 
Zent Zinsen verteilt auf 42 Jahre. Von diesen biete Folgendes vor: Identitätsnachweis je- 
Zahlungen wollte man aber 20 Milliarden des Bürgers, Untersagung von öffentlichen 
(die bisher erbrachten Reparationen) wieder Kundgebungen, Ein- und Ausreise ins be- 
abziehen. Die Alliierten lehnten ab: Sie setzte Gebiet nur für Berufstätige, Kontrolle 
nannten den Vorschlag inakzeptabel von Flugblattern. Flugschriften. Anschlag- 
Die Cieaermächte stellten den unterleaenen zetteln. Post. Telefon und Teleara~henver- 
~eutschen ein Ultimatum von vier Tagen. kehr, ~ b g a b e  sämtlicher waffenSamt Muni- 
Sollten bis dahin die Zahlungsrnodalitäten tion und eine allgemeine Ausgangssperre 
nicht akzeotiert oder Alternatiworschlaae von 22 bis 4 Uhr. Alle Verstöße aeaen diese 
vorgelegt werden. drohten sie mit sanktii- Verordnungen zögen kriegsrech'iliche Verur- 
nen. Es folgten Tage der Ungewissheit. teilungen nach sich. 
In der Nacht vom 7. auf den 8. März 1921 Noch am Nachmittag verfügten die örtlichen 
besetzten französische, belgische und eng- Behörden, die Schließung aller Vergnü- 
lische Truppen rechtsrheinische Städte. gungsstätten. Dies sollte die Betroffenheit 
Panzer und Kavallerie rückten in Düsseldorf und den stummen Protest der Deutschen 
ein, weitere Truppen in Duisburg und Duis- deutlich machen. 

teressen. Die französische Großindustrie 
war an Lieferungen der Ruhrkohle sehr in- 
teressiert, denn diese eignete sich besser 
zur Herstellung von Hochofenkoks als die 
Kohle aus saarländischen Betrieben. Wirt- 
schaftlich gesehen war diese Unterneh- 
mung ein ziemlicher Fehlschlag, die Alliier- 
ten konnten kaum Gewinn aus der Aktion 
ziehen. Zudem standen die Besetzungen im 
Zusammenhana mit den franzosischen Be- 
strebungen. Gischen Frankreich und 
Deutschland eine Puiierzone oder einen 
Pufferstaat zu schaffen. Die Besetzung des 
rechtsrheinischen Gebietes hätte die Gefahr 
eines weiteren militärischen Konflikts mit 
Deutscnland weiter eingeschrankt, war die 
Uberleauna auf franzosischer Seite. 1923 
eskalie>e der Streit um die Reparationen 
noch einmal, so dass es zur Besetzung dies- 
mal des gesamten Ruhrgebiets und zum 
Ruhrkampf kam. Die Städtebesetzungen 
1921 bildeten somit das Vorspiel zu einem 
späteren, ernsthafteren Konflikt 

Matthias Herbers 
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Lehrerausbildung: 

Reformbedarf 
wird von allen 
Fraktionen gesehen 
Die CDU hat der Koalition und der Regie- 
rung angeboten, mit ihnen einen konstruk- 
tiven Meinungsbildungs- und Entschei- 
dungsprozess über die Reform und über 
neue Formen der Lehrerausbildung aufzu- 
nehmen, der klare Kriterien und Rahmen- 
bedingungen enthält. Das steht in dem 
CDU-Antrag (Drs. 13/1160), den der Land- 
tag Mitte Mai zusammen mit der Entschlie- 
ßung der FDP zu diesem Thema (Drs. 
13/1215) an den federführenden Schulaus- 
schoss zur abschließenden Beratung ohne 
Gegenstimme überwiesen hat. 

Marle-Theres Ley (CDU) beklagte. in den 
letzten Jahren sei die unumgängliche Re- 
form der Lehrerausbildung trotz der Verbes- 
serungsvorschläge, die ihre Fraktion vorge- 
legt habe, auf die lange Bank geschoben 
worden. Angesichts der beklagten Praxis- 
ferne und fehlender FachdidaMik habe ihre 
Fraktion eine Stärkung der Pädagogik in der 
ersten Ausbildungsphase und eine Reform 
des Referendariats gefordert; Rot-Grün ha- 
be abgelehnt. Jetzt stelle der von der 
Landesregierung berufene Expertenrat fest, 
dass der Lehrerausbildung an den Univer- 
sitäten nur ein untergeordneter Stellenwert 
zukomme, Investitionen unterblieben, kurz: 
„Sie fristet an den Universitäten in Nord- 
rhein-Westfalen ein stiefmütterliches Da- 
sein." Wenn die zuständige Ministerin den 
Universitäten Bonn, Düsseldorf und Bo- 
churn, wo die Lehrerausbildung eingestellt 
werden solle, nun vorschlage. ein Jahr lang 
es versuchsweise mit einer anderen. der 
konsekutiven Lehrerausbildung zu probie- 
ren, dann fehlten dazu noch die Rahmenbe- 
dingungen und Zielvereinbarungen. Zudem 
wüssten die Beteiligten nicht was passiere. 
wenn der Versuch fehlschlage. Die Spre- 
cherin gab deren Eindruck wieder, sie dis- 
kutierten .mit der Pistole an der Schläfe". 
Darum sei eine Expertenanhörung zu for- 
dern. 

Manfred Degen (SPD) fand, es sei jetzt 
nach Vorlage des Berichts der Experten- 
kornmission der richtige Zeitpunkt. „dass wir 
gemeinsam versuchen sollten. in Nord- 
rhein-Westfalen eine zukunftweisende Leh- 
rerausbildung auf den Weg zu bringen". 
Durch den Rat sei eine neue Dynamik in die 
organisatorische Neuorientierung durch die 
allgemeine Einführung konsekutiver Bil- 
dungsgänge an den Hochschulen in 
Deutschland in die Diskussion gekommen. 
Die Lehrerausbildung sei nicht von einer 
Entwicklung abgekoppelt, die beschlossene 
Sache sei und darin bestehe, Studiengänge 
und Studienabschlüsse dem angelsächsi- 
schen Modell der Bachelor- und Masterab- 
schlüsse anzunähern. Die Lehrerausbildung 
für allgemeine Lehrämter solle künftig den 
Einsatz der Lehrerinnen und Lehrer in zwei 
benachbarten Schulstufen und in unter- 
schiedlichen Schulformen ermöglichen. 
Außerdem solle der Bezug des Studiums 
und der Studieninhalte zur Berufspraxis ge- 
stärkt werden. ebenso wie der Anteil Erzie- 
hungswissenschaften als Kern der Qualifi- 
kation zukünftiger Lehrerinnen und Lehrer. 

Wichtig sei, dass in der Reform die anderen keine hinreichende Professionalisierung in 
Bundesländer dem Beispiel NRW folgten. Bezug auf den späteren Beruf leiste und zu 

wenig mit dem Studium der einzelnen Fächer 
Ralf Witzel (FDP) hielt nichts davon, die Re- verbunden sei. Die Offnungsklausel für die 
form den Hochschulen praktisch ministeriell Hochschulen sei nötig, damit sie die konse- 
zu verordnen: darum beantrage seine Frak- kutiven Modelle der Lehrerausbildung entwi- 
tion eine .VerbundanhörungU von Schul- und ckeln und erproben könnten. Die Verantwor- 
Wissenschaftsausschuss zu diesem wichti- tung der Hochschulen für die Gestaltung von 
gen Thema. Wenn mehr Praxisbezug - zu en[erbildenden Studiengangen werde er- 
Recnt - aefordert werde. dann sei dardber neo1 cn aestarkt: das Land setze außere Rah- 
zu reden,-wie dies umzusetzen ist. Ferner 
sei, wegen des Scheiterns der Stufenlehrer- 
ausbildung, eine schulformbezogene Aus- 
bildung zwingend erforderlich. Das Re- 
ferendariat diene Ausbildungszwecken und 
sei nicht dazu da, reguläre Stellen zu erset- 
zen. Für die FDP hänge jede weitere Ent- 
scheidung davon aD. ..ob aas neue Modell. 
welcher Art auch immer. den Beweis antritt. 
dass es den ~nforderungen des ~erufsfelds 
Schule gerecht wird und dass es aus dem 
Berufsfeld Schule entwickelt wurde". 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE) machte darauf auf- 
merksam, der Wert von Lehrerinnen und 
Lehrern sei .auch in materieller Hinsicht" ge- 
stiegen: der Bedarf vor allem in Mangelfä- 
chern und die bundesdeutsche Konkurrenz- 
situation seien dafür Gründe. Den GRUNEN 
gehe es aber nicht um bloße Quantitäten zur 
Sicherung der Unterrichtsversorgung: .Der 
in der Lehrerschaft anstehende Genera- 
tionswechsel muss darüber hinaus für die 
Entwicklung eines neuen Lehrerbildes ge- 
nutzt werden." Für die neuen Herausforde- 
rungen als ..Lernberater" und weniger als 
.,allwissende Vermittler von Unterrichisstoff 
müsse das Lehrerpersonal qualifiziert wer- 
den. Nicht nur im Land. sondern in ganz 
Deutschland befinde sich die Lehrerausbil- 
dung auf dem Prüfstand. Darum sei es gut, 
dass die CDU einen konstruktiven Mei- 
nungsbildungs- und Entscheidungsprozess 
anbiete. 

Schulministerin Gabriele Behler (SPDI hieß 

menbedTngungen und benenne Standards. 
Es gehe alles in allem darum, .möglichst 
rasch eine gut erprobte Verbesserung der 
Qualität der Lehrerausbildung an unseren 
Hochschulen zu erreichen. Das wird in der 
Tat neue Energien freisetzen". 

Michael Soli (CDU) meinte, es reiche nicht, 
wie die Ministerin es tue, jetzt ein bisschen 
zuzuhören und zu lavieren. Es gehe um die 
alte CDU-Forderung der Erarbeitung eines 
obligatorischen Kerncurriculums Erzie- 
hungswissenschaft unter Einbeziehung 
neuester Erkenntnisse und nicht darum. das 
Pädagogische auf zwei Semester zurückzu- 
drängen. Die Modellklausel sei nicht hin- 
nehmbar, sie solle die Beteiligten nur beruhi- 
gen. 

Claudia Nell-Paul (SPD) wandte sich an die 
CDU mit der Forderung: .Sagen Sie, was Sie 
sich unter einer Reform der Lehrerausbil- 
dung vorstellen!" Aber was komme, sei ein 
Antrag mit anderthalb Seiten "heißer Luft". 
Dagegen habe sich die FDP mit der Frage 
qualitativ gut auseinander gesetzt. Jetzt sei 
konstruktive Mitarbeit angesagt. 

Joachlm Schultz-Tornau (FDP) hielt nichts 
davon. den Hochschulen für die Reform ei- 
nen Rahmen vorzugeben, sie müssten auch 
Freiheit dabei haben. Es müssten unter- 
schiedliche Reformmodelle zugelassen 
werden, die Vergleichbarkeit und Aus- 
tauschbarkeit mit den Angeboten in den eu- 
ropäischen Ländern müsse nicht nur postu- 

den Vorstoß der CDU gut: „Je breiter der Dia- liert, sondern auch kritisch im   ahmen einer 
log in Sachen Refornf aer Lehrerausbildung Anhörung untersucht weraen. Er regte einen 
ist. umso besser." Die Union sollte aber weni- Wettbewerb der fähiosten Kooie Uno oer 
ger "schimpfen" und mehr darüber sagen, 
wie sie sich den Dialog konzeptionell vor- 
steilt. Die Qualität der fachlichen Ausbildung 
von Lehrern in Deutschland sei weltweit un- 
bestritten, die in NRW liege noch vor der in 
anderen Bundesländern, wo man erst jetzt 
darangehe (NRW habe dies schon vor 25 
Jahren getan), den Umfang des erziehungs- 
wissenschaftlichen Studiums deutlich her- 
aufzusetzen. Das erziehungswissenschaftli- 
che Begleitstudium kranke daran, dass es 

Kreativität an den ~oGhschulen an. 

Empfang einer internationrilen Delegation durch 
Vizeprasidentin Edith Müller (vietie V./. in der 
zweiten Reihe): Aus 17 Nationen kamen die 
Entscheidungsträger N, der Jugendarbeit nach 
Nordrhein-Westfalen, lm Rahmen einer Tagung 
der Jugend des Deutschen Beamtenbunds 
NRW erarbeiteten sie ein internationales ProjeM 
gegen Rassismus. 
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99 Gespensterdebatte über den Naturschutz" 
Die Landesregierung solle nicht ,weitereu zehn Prozent der Landesfläche unter Schutz 
stellen, sondern die vorhandenen FFH- und Naturschutzgebiete tatsächlich entwickeln. 
Dies schlägt der Antrag vor, den die FDP unter dem Titei.Naturschutz: weniger ist mehr" 
(Drs. 1311 121) dem Plenum vorgelegt hat. Die Abgeordneten überwiesen ihn letzten Mo- 
nat einstimmig an den federführenden Naturschutzausschuss zur abschliesenden Bera- 
tung und Abstimmung. 

Felix Becker (FDP) ging mit dem vom Rahmen vom Lande zu akzeptieren sei, 
Bundesumweltminister vorgelegten Ent- könnten Änderungen allenfalls auf der 
w ~ r i  des Bundesnaturschutzaesetzes Parte.ebene erreicht weraen. 
streng ins Gericht. Darin sehe serne Frak- 
tion eine ideologisch orientierte Zurück- 
drängung der Landwirtschaft So würden 
darin Fachkriterien für den landwirtschaft- 
lichen Berufsstand festgeschrieben. die 
Ausgleichsregelung für Nutzungsbe- 
schränkungen werde aufgegeben, in der 
Energieversorgung werde auf die erneuer- 
baren Energien gesetzt und die Wieder- 
herstellung natürlicher Wasserrückhalte- 
becken verlangt. Die Landesregierung sol- 
le sich im Bundesrat dafür stark machen, 
dass der Entwurf in dieser Form nicht 
akzeptiert werde. 

lrmgard Schmid (SPD) qualifizierte den 
Entwurf als .eine wirklich misslungene Mi- 
schung aus einem falsch zitierten Gesetz- 
entwurf und daraus geschlossenen wider- 

Reiner Priggen (GRÜNE) nannte es eine 
„Gespensterdebattei', davon zu reden, 
.,weitere" zehn Prozent sollten unter 
Schutz gesteilt werden: Davon sei im Bun- 
desnaturschutzgesetz keine Rede, dass 
über den Status quo hinaus weitere FIä- 
chen unter Naturschutz kommen sollten. 
Mit Blick auf das Land: .Das. was wir ge- 
macht haben, wird hineingerechnet." Das 
Bundesgesetz habe durchaus Sinn, denn 
jeden Tag gehe das Artensterben weiter 
und Tag für Tag würden in der 120 Hektar 
Landfläche für Gewerbe. Wohnungen oder 
Verkehr überbaut. Das könne auf Dauer 
nicht weitergehen. 

Natu,rschubministerin Bärbel Höhn 
(GRUNE) betonte ebenfalls, es gehe nicht 

sinnigen und kontraproo~ktiven Schlussfol- um zusätzliche Flachen, sondern um zehn 
aerunaen". Die Fordermaen der liberalen Prozent die das Land bereits erreicht ha- 
'iraktiön zeigten, dass sichdiese Partei, was 
Umweltfragen angehe, noch in der Steinzeit 
befinde. Sie riet, die Bundesnovelle dazu zu 
nutzen, .um die jahrzehntelange erfolgrei- 
che nordrhein-westfälische Naturschutz- 
politik als Vorbild bundesweit umzusetzen". 

Clemens Pick (CDU) fand den FDP-An- 
trag richtig und gut. weil er die Problematik 
aufzeige. Der Forderung, „einen Gang zu- 

be. In NRW habe man die Agrarwende ein- 
geleitet und fördere eine .Landwirtschaft, 
die extensiv arbeitet, Artenvielfalt berück- 
sichtigt und auf diese Weise Schutz- und 
Nutzinteressen verbindet". Die Flächen 
des Vertragsnaturschutzes seien seit ih- 
rem Amtsantritt verfünffacht worden. 

Eckhard Uhlenberg (CDU) argumentierte, 
die Gesetzesnovelle drohe die bewährte 

rückzuschalten und zu sehen. wie Kosten Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft 
und Nutzen. wie Okonomie und Okolooie und Naturschutz zu sorenaen und Eiaen- 
zusammenpassen, ehe man über 0;d- tumsrechte zugunsteri einer falschen-~a- 
nungsrecht versucht, Ideologien umzuset- turschutzpolitik auszuhöhlen. Darum lehne 
zen". sei zuzustimmen. Da das Gesetz seine Fraktion die Schwächung des Ver- 

Schulentwicklung: 

Reform des 
Systems in 
Richtung mehr 
Selbständigkeit 
In erster Lesung hat der Landtag Mitte Mai 
den von SPD und GRUNEN vorgelegten 
Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwick- 
lung von Schulen (Schulentwickiungsge- 
setz, Drs. 13/1173) beraten und zur weite- 
ren Erörterung an den Schulausschuss (fe- 
derführend) überwiesen. Mit ihrem Gesetz- 
entwurf wollen die Fraktionen den am Mo- 
dellvorhaben Selbständige Schule beteilig- 
ten Schulen gröBere Eigenständigkeit in 
personellen, finanziellen, organisatorischen 
und curricularen Fragen verschaffen. Dane- 
ben werden einige Rechtsvorschriften ge- 
ändert, die für alle Schulen gelten werden. 

Brigiiie Speth (SPD) betonte, nach der Er- 
probungsphase sollten alle Schulen in die 
Selbständiakeit entlassen weraen: .Wir wol- 
len am ~ n d e  mehr selbständigkeit,'mehr Ei- 
genverantwortung für alle Schulen und im 
Ubrigen auch für alle am Schulleben Betei- 
ligten." Es solle gemeinsam mit den Schui- 
trägern und den Schulen erprobt werden, wie 
durch eine eigenverantwortliche Steuerung 
der Schulen die Qualität von Unterricht und 
der schulischen Arbeit verbessert werden 
könne. Weitgehend selbständige Entschei- 
dungen der Schulen bei der Bewirtschaftung 
von Personal, Stellen und Sachmitteln sowie 
bei unterrichtsorganisatorischen und gestal- 
terischen Fragen - das werde ein spannen- 
der Prozess sein, fuhr sie fort und fügte an, 
damit das Modellvorhaben zum Schuljahr 
200213 starten könne, müssten den Schul- 
trägern und Schulen die Freiräume gesetz- 
lich ermöglicht werden, das geschehe über 
die Offnungsklausel, die im Entwurf als Arti- 

I aber im Bundesrat nicht zustimmungs- tragsnaturschutzes und die starre Fest- kel 1 vorhanden sei. Bei der Anderung des 
oflichtia sei. sondern als voraeaebener schreibuna der Betreiberoflichten ab. I Cchulfinanzaesetzes oehe es um die Eroro- 

I '  
- I bung neuer Ärbeitszeknodelle. Die geplante 

Änderung des Landespersonalgesszes sei 
kein „Generalangriff auf das Landesperso- 
nalvertretungsgesetz', sondern Dei den drei 
Anderungen gehe es ausschließlich um den 
Lehrerbereich - .es 'st nicht daran gedacht, 
das Landespersonalvertretungsgesdz in an- 
deren Teilen zu verändern'. Das Modellvor- 
haben ..NRW Schule 21" bringe Innovation, 
neuen Schwung und qualitative Verbesse- 
rungen, das nutze vor allem den Kindern und 
Jugendlichen. 

I 

.I Sylvia Löhrmann, GRÜNEN-~raktionsvor- 
sitzende, wandte sich an die Opposition: 
,,Hören Sie auf zu nblen. treten Sie heraus 

i; aus der Reihe der Bedenkenträger. machen 

Mit iebhefiem Interesse verioigren Mitglieder der Arbeitsgemeinschafi der Arbeitersiedlu:iy~!:~ !I:! Ruhrge- 
bietiAachener und Köiner Reum des Thema .Verkauf/Pnvatisierung von Wohnungsbeständen in NRW: das 
am 23. Mai erneut auf der Tagesordnung des Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen stand Aus- 
schussvorsitzende Giseia Walsken (SPD) betonte dabei, dass die Wohnsicherheit von Mieterinnen und Mie- 
tern ein wichtiges wohnungsbaupolitisches Thema ist, wenn es um die Privetlsierung und den Verkauf von 
Wohnungsbeständen geht. In einem weiteren Schritt werde der Ausschuss eine öffentliche Experienanhörung 
durchführen. Teilnehmerkreis und Termin seien im Kreis der wohnungspoiitischen Sprecher noch festzulegen. 
Danach, so die Vorsitzende, werde der Ausschuss darüber beschließen, welche orunds~tzlichen politischen 

Sie mit!" Die Opposition sollte sich beteili- 
gen an der .Entschlackungs- und Frischluft- 
kur für unser Schulsystem". Die Ziele des 
Gesetzentwurfs seien die Verbesserung der 
schulischen Arbeit zum Wohl der Schülerin- 
nen und Schüler, die Entbürokratisierung 
von Abläufen und die klare Bündelung der 
Verantwortung vor Ort. Löhrmann: „Es han- 
delt sich also um eine Organisations- und 
Bildungsreform." Weil ein solcher Reform- 

Schillre zu unternehmen sind, um den Mieterinnen und Mietern im Lande dle wohnSicherheit ~ u ' ~ e b e n .  die Prozess gut durchdacht und vorbereitet 
angemessen, aber euch eriorderlich ist. ~ o t o : ~ c h a l t e  werden müsse. sei mit den Beteiligten zu 



Landtag intern - 19.6.2001 Aus dem Plenum - I 7 

diskutieren und auf Freiwilligkeit zu setzen. 
Zudem sei wegen des großen Interesses 
der Schulen darüber zu entscheiden, .,ob 
wir die für die Beratung und Begleitung zu- 
sätzlich erforderlichen Mittel aufbringen 
können". Sie finde es .,erstaunlich", dass das 
Gesetz eine solche Dynamik entfalte. das 
sei ein "wunderbares Zeichen", dass keine 
Erstarrung vorherrsche. sondern die Men- 
schen zu Veränderungen bereit seien. 

Bernhard Recker (CDU) fand, das Vorha- 
ben könne nur mit und nicht gegen die Be- 
teiligten durchgeführt werden. Darum sei es 
vielleicht juristisch möglich. aber in seinen 
Augen "fatal", wenn die Hauptbeteiligten, et- 
wa die Eltern- und Lehrewerbände, außen 
vor gelassen würden. Zudem herrsche im 
Lande völlige Unsicherheit. man sei durch- 
aus bereit, sich neuen Wegen zu öffnen. 
aber fast niemand wisse, .wohin die Reise 
geht'. Zwar sei jeder Ansatz grundsätzlich 
zu begrüßen. Schule weiterzuentwickeln. 
dabei müsse aber Rechenschaft abgelegt 
werden, was die Veränderung den Kindern 
und Jugendlichen qualitativ bringe und ob 
die Rahmenbedingungen für die Umsetzung 
einer guten Reform gewährleistet seien. Die 
seien durch die von der Regierung zu ver- 
antwortenden Verhältnisse an den Schulen 
in NRW "äußerst schlecht", um neue Struk- 
turen zu schaffen, betonte Recker und ge- 
stand der Koalition zu, sie habe „Gott sei 
Dank" erkannt, .dass häufig lhre rein ideolo- 
gisch und finanziell begründete Schulpolitik 
der Korrektur bedarf". Seine Partei sei ein- 
deutig dafür, Schule zu deregulieren und 
den Schulen mehr Freiraum und Verantwor- 
tung zu geben. Sie sei aber nicht bereit. .die 
zum Teil miserable Situation an den Schulen 
zu belassen, Verantwortung nach unten zu 
delegieren und so das Land aus der Verant- 
wortung für Bildungs- und Schulpolltik zu 
entlassen. Diesen Weg gehen wir nicht mit!" 

Ralf Witzel (FDP) unterstrich, seine Fraktion 
sei für mehr~chulautonomie. Wenn die Ko- 
alitionsfraktionen dies nun auch erkannt hät- 
ten, dann liege darin auch ein Eingeständnis. 
was hier an bürokratischer Gängelung durch 
Rot-Grün in den letzten Jahren entstanden 
sei: .Ich freue mich, dass Sie zumindest spät 
begriffen haben, dass die Strangulierung 
von Schule vor Ort jetzt beendet werden 
muss." Damit die Reform gelinge, verlange 
die FDP, dass das Land nicht aus seiner Bil- 
dungsverantwortung zuruckzieht, dass Klar- 
heit daruber geschaffen wird. nach welchen 
Kriterien die iergabe bei der Beteiligung am 
Modellvorhaben erfolgt, dass Ansätze zu ei- 
nem sukzessiven Ausstieg aus dem öfient- 
lichen Dienstrecht geschaffen werden und 
endlich die wirklich freie Schulwahl ermög- 
licht wird. Die Achillesferse des Vorhabens 
sei aber die Qualitätssicherung, hier sei die 
Schulministerin dem „grünen Leitbild des 
Leistungsabbaus viel zu stark auf den Leim 
gegangen ist'. 

Schulrninisterln Gabrlele Behler (SPD) 
stellte fest, mit dem Gesetz werde ein .Mei- 
lenstein in der bildungspolitischen Debatte 
der Bundesrepublik Deutschland" gesetzt. 
Es gehe um einen grundlegenden Ansatz 
der Reform des Schulsystems insgesamt 
und: „Die Zeit ist reif für einen solchen 
Schritt, für einen qualitativen Schritt zu mehr 
Selbstandigkeit und Eigenverantwortung in 
den Schulen.' Sie oeoruße. dass die Initiative 
für dieses Gesetz vöm ~arlament ausgehe, 
betonte sie und wies darauf hin, die Verbes- 

serung der schulischen Arbejt stehe absolut 
im Vordergrund. Mit der Offnungsklausel 
werde Neuland betreten, kein Land sei bisher 
so weit gegangen. Der CDU im Landtag 
schlug sie vor, die Vergangenheitsbewälti- 
gung einzustellen und sich konstruktiv an 
der Debatte zu beteiligen; vor Ort hätten 
schon viele CDU-Fraktionen die Chancen er- 
kannt. die sich für die Entwicklung der Schu- 
len biete. Das kommunale Selbstvewal- 
tungsrecht werde gewahrt, ohne Zustim- 
mung des Schulträgers könne sich keine 
Schule beteiligen. Die Ministerin: ,,Was sich 
vor Jahren als Vision entwickelt hat - Schu- 
le als selbständiges Haus des Lernens -, 
wird jetzt konkret und nimmt Gestalt an." 

Herbert Reul (CDU) verneinte, dass es eine 
a~srelchende Beteiligung gegeben haDe; in 
aiesem Punkt werde die Debatte unehrlich 
geführt. Reul weiter: „Mehr Selbständigkeit 
bekommen Sie nur hin, wenn Sie gleichzei- 
tig eine ordentliche Schulaufsicht haben, 
wenn Sie klare und deutliche Richtlinien 
und Lehrpläne haben und wenn Sie zentra- 
le Abschlussprüfungen haben." 

Wolfgang Große Brörner (SPD) verstand 
das Anliegen der Opposition nicht, alle 
Schulen und die sofort einzubeziehen: Hier 
würden kleine bildungspolitische Revolu- 
tionen auf den Weg gebracht, da brauche 
man Erprobung und breite Beteiligung am 
Diskussionsprozess. In den Kommunen sei 
bei CDU und FDP mehr Bereitschafi vor- 
handen als hier im Landtag. 

lngrid Pleper-von Heiden (FDP) vermochte 
dem nicht zu folgen: Wozu einen Mo- 

FC Landtag 
auf Eflolgspur 
Nach zwei Niederlagen in den Vorjahren ge- 
lang dem FC Landtag im heimatlichen 
Hanse-Stadion des .TeamchefsU Günter 
Langen m Medebach die Revanche gegen 
das junge WDR- Team alls Sudwestfalen. 

Aus einer gut gestaffelten Abwehr heraus mit 
Bernhard Tenhumberg und dem schon im 
zweiten Spiel überragenden Vorstopper 
Christof Rasche konnte der Neuling Norbert 
Stiens aus Emine nach wenigen Minuten 
den FC Landtag mit 1 :O in Front bringen. Die 
wütend vorgetragenen Angriffe des WDR 
landeten immer in den sicheren Händen von 
Torwart Jupp Siebert. Eine Musterkombina- 
tion. eingeleitet von Jörg Krause, über Günter 
Langen und Werner Mayer, konnte zwar zu- 
nächst abgewehrt werden, landete dann aber 
vor die Füße des Gastspielers Ralf Köster 
aus Medebach, der mit einem Distanz- 
Schuss kurz vor dem Pausenpfiff das 2:O er- 
zielte. 
In der zweiten Hälite verflachte das Spiel et- 
was. Die Akteure waren mit ihren Gedanken 
wohl schon in der "3. Halbzeit", die nach dem 
Spiel im Gartenhaus von Günter Langen fol- 
gen sollte. 
Am Ende blieb es trotz einiger Möglichkeiten 
auf beiden Seiten beim verdienten 2 : 0-Sieg 
der Düsseldorfer. Der Reinerlös von etwas 
mehr als 250 Mark, der sich aus einer 
Sammlung und Spenden der Akteure zu- 
sammensetzte, wurde an die Schule für 
Körperbehinderte in Olsberg überniesen. 

dellversuch über sechs Jahre laufen lassen, 

ndespolitik - mdchte der neue stellvenretende britische Botschafter Jere- 
n. Dazu diente ihm ein Besuch im Landtag Nordrhein-Westfalen. bei 
2 V. I,) willkommen hieß. Cresswell ist erst seit einigen Monaten in sei- 
politischen Abteilung der britischen Botschaft an Informationen über 

len interessiert Begleitet wurde der Gesandte vom britischen General- 
McCleary (M.). Mit auf dem Bild sind Angela Freimuth (I,) und Dr. Stefan 

hm dann festzustellen. es f~nktioniert. Die 
S~recherin. .Es funktioniert. War~m machen 
sie lhre schule 21 nicht jetzt gleich und im 
ganzen Land zur Regel?" Man sei doch 
nicht mehr im Zeitalter der Postkutschen. 

Sylvia Löhrrnann (GRÜNE) wies die Ein- 
wände der Opposition zurück und unter- 
strich die Rolle ihrer Fraktion im Beteili- 
gungsprozess. Sie sei froh, dass Rot und 
Grün in dieser Sache so gut zusammenge- 
kommen seien. 

Personalie 
Paul Spiegel, Präsident des Zentralrats der 
Juden in Deutschland, ist von seiner Ge- 
burtsstadt, dem münsterländischen Waren- 
dorf, zum Ehrenbürger ernannt worden. 
Spiegel wertete diese Auszeichnung als 
„Signal zur Versöhnung und als Zeichen, 
dass Deutschland entschlossen ist, allen 
antidemokratischen Tendenzen, Fremden- 
feindlichkeit und Antisemitismus kompro- 
misslos entgegenzutreten". 
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Bürokratieabbau: 

Y? Die Regierung hat 
ihre Hausaufgaben 
schon gemacht" 
Es müsse eine Strategie für Verwaltungsmo- 
dernisierung und Bürokratieabbau geben; 
nicht die .Bürokratie" selbst solle den Büro- 
kratieabbau steuern, sondern der Landtag 
müsse mit einem verbindlichen Leitbild und 
Zielvorgaben, mit methodischen Ansätzen 
und unter Vorgabe wesentlicher Ziele und ei- 
nes .Zeitkorsettsm die Initiative im Rahmen 
der ihm zur Veriügung stehenden Möglich- 
keiten gegenüber Administrative im Lande 
übernehmen. D~ese Lösungsvorschlage legt 
dre FDP-Frakt~on in ihrem Gesetzentwurfzum 
Bürokratieabbau (Drs. 131887) vor. den das 
Plenum im Mai an den federführenden Aus- 
schuss für innere Verwaltung und Verwal- 
tungsstrukturreform zur Beratung überwie- 
sen hat. 

Karl Peter Brendel (FDP) stellte den Entwurf 
seiner Fraktion als .Steuerungsgesetz zum 
Bjro~ratieabbau und zur Standortoffensive 
in Nordrhein-Westfalen" vor. Es gehe darin 
um eine Aufgabenüberprüfung mit dem Ziel 
des Wegfalls, der Privatisierung oder der effi- 
zienteren Wahrnehmung durch die öffentli- 
che Verwaltung: .,In einem kompakten Ge- 
setz wird von uns ein Instrumentarium 
entwickelt. das dafür sorgen kann und muss, 
dass Bürokratieabbau und Verwaltungs- 
strukturreform in Nordrhein-Westfalen auf al- 
len Etagen nun wirklich ernsthaft, metho- 
disch, nachhaltig und kontrollierbar gesche- 
hen kann." Alle Gesetze, die in Zukunft erlas- 
sen werden, sollten grundsätzlich nur noch 
befristet gelten und automatisch nach Ablauf 
der Regelungszeit wieder auf den Prüfstand 
kommen. Der vorgelegte Gesetzentwurf sei 
"vernünftig und sollte deshalb vorurteilsfrei 
geprüft werden". 

Hans Krings (SPD) fand, der Vorschlag wäre 
nicht so verwerflich, wenn er wenigstens ak- 
tuell wäre und wenn auf den zahlreich be- 
nannten Feldern ein echter Handlungsbedarf 
bestünde. Wer wie die Liberalen dem Land- 
tag fünf Jahre nicht angehört hätte, könne 
daraus nicht das Recht ableiten, .uns hier zur 
dauernden Neuerfindung des Rades abzu- 
stellen". Die Verwaltungsreform im Lande sei 
schon sehr früh angelaufen und .zum Teil 
auch flächendeckend abgeschlossen': um- 
fassende Aufgabenkritik sei durchgeführt, 
Standards seien abgebaut, ein Standardcon- 
troliingverfahren eingeführt. Aufbauorganisa- 
tion und Abläufe bei allen Landesbehörden 
überprüft, Hierarchieebenen abgebaut, das 
Haushaltsrecht verändert und in den geeig- 
neten Bereichen habe man mit der Einfüh- 
rung einer kaufmännischen Buchführung be- 
gonnen. Krings: ,,Wir haben in beispielhafter 
Weise gehandelt." Das könne man bewerten 
und kritisieren, .Sie müssen aber aufzeigen, 
was Sie besser machen wollen". 

Theodor Kruse (CDU) konterte: .In der Tat 
wurden in der letzten Legislaturperiode ailen- 
falls symbolische Maßnahmen ergriffen. Der 
politische Wille zu einer durchgreifenden 
Verwaltungsreform mit dem entsprechenden 
Gesetzesabbau ist in Nordrhein-Westfalen 
nicht zu erkennen." Während die Wirtschafts- 

kraft des Landes in den letzten Jahren real 
betrachtet stetig abgesunken sei, „wurde 
gleichzeitig die Bürokratie ebenso aufgebläht 
wie das Ausgabenvolurnen". Wenn man aber 
den Primat der Politik und ein hohes Wohl- 
standsniveau bewahren wolle. dann sei das 
nur mit einem schlanken Staat zu schaffen, 
.der sich aus Wirtschaft und Gesellschaft 
weitgehend zurückzieht. der privatisiert und 
dereguliert. der nur noch Rahmen setzt und 
sich auf das Wesentliche konzentriert'. Zur 
Sicherung der Zukunft des Landes müssten 
die Schulden abgebaut und schnellstmöglich 
die Neuverschuldung abgesenkt werden; da- 
zu sei vor allem der Abbau des Personalbe- 
standes des Landes erforderlich, betonte 
Kruse und sagte zur Bürokratie: Sie entfalte 
ihre überlegende Leistungsfähigkeit nur bei 
gleichförmigen Aufgabenstellungen, sei aber 
hinsichtlich des dynamischen Wandels in 
Wirtschaft und Gesellschaft wenig flexibel. 
Wenn wirksame Anreiz-, Lenkungs- und Kon- 
trollmechanismen fehlten. .wird offentliche 
Verschwendung gefördert und wird der Ver- 
waltungsapparat aufgebläht'. 

Brigitte Herrmann (GRÜNE) fragte die an- 
tragstellende Fraktion, sie wolle die Hälfte der 
Gesetze abschaffen, „sagt aber nicht, wel- 
che". Erst dann könne man konkret diskutie- 
ren. In den letzten fünf Jahren sei einiges 
passiert, das sei vielleicht der FDP entgan- 
gen; so habe man einen eigenen Ausschuss 
f j r  Verwaltungsstrukturreform genabt Gera- 
de habe sich die Reaierunaskommission zur 
Zukunft des öffentlichen Bienstes konstitu- 
iert. Es sei wichtig. dass Verwaltungsreform 
nicht nur äußerlich stattfindet, ..sondern eben 
auch in den Köpfen der Beschäftigten, vor al- 
len Dingen in den Köpfen der Führungskräf- 
te". Herrmann: .Die BeamtenschaR soll sich 
zu einem kundenorientierten Dienstleister 
entwickeln, der seine Ermessensspielräume 
im Sinne der Menschen nutzt." 

Innenminlster Dr. Fritz Behrens (SPD) wun- 
derte sich, dass die CDU in das alte Lied der 
FDP einstimme, das sei ein .sehr oberfiäch- 
licher Chor". Der Gesetzentwurf werde den 
Anstrengungen nicht gerecht, das Land kön- 
ne .außeroraentlich sklz sein auf die Erfolge 
seiner über Jahrzehnte währenden Politik der 
Verwaltungsreformen". Im Übrigen finde er 
ein Gesetz zum Abbau von Gesetzen ebenso 
kurios wie lustig. Wenn man auch im Ziel, 
nämlich so kostengünstig, effizient und effek- 
tiv wie möglich die Wahrnehmung öffent- 
licher Aufgaben zu organisieren, weitgehend 
einig sei, den vorgeschlagenen Weg halte er 
jedoch für nicht richtig. Was mit der Verwal- 
tungsstrukturreform in diesem Land bewegt 
worden sei, dass habe durchaus die Größen- 
ordnung der seinerzeitigen Gebietreform und 
der Funktionalreform, betonte der Minister 
und warf den Liberalen zugleich vor, sie rich- 
teten den Blick nicht in die Zukunft: So finde 
sich zu E-Government oder E-Administration 
nichts im Gesetzentwurf. 

Ewald Groth (GRÜNE) ging auf den Bürokra- 
tieabbau im kommunalen Bereich ein; dort 
sei schon viel umgesetzt worden, und den 
geforderten Abbau von Zweckbindungen, 
den das "Machwerk' in Paragraf 3 fordere, 
habe man schon langst. Die FDP mache Ge- 
setzentwürfe im Stil eines Parteiprogramms. 
Die Koalitionsfraktionen, die Landesregie- 
rung und die Kommunen hätten sich in Fra- 
gen der Verwaltungsreform nichts vorma- 
chen zu lassen. .Das haben wir längst einge- 
stielt". beschied er der liberalen Fraktion. 

Ausstattung 
der Regionalräte 

ist gesichert 
In erster und in zweiter Lesung hat der 
Landtag im Mai das Gesetz zur Ande- 
rung des Landesplanungsgesetzes 
(Gesetzentwurf von SPD und GRUNEN, 
Drs. 1311 119) beraten und einstimmig 
verabschiedet. Es geht darin vor allem 
um die Finanzierung der Kosten für die 
fünf Regionairäte, die seit Beginn des 
Jahres mit erweitertem Kompetenz- 
bereich die früher bei den Regierungs- 
präsidenten angesiedelten Bezirkspla- 
nungsräte abgelöst haben. 

Klaus Strehl (SPD) nannte es eine gute 
Sache, dass einvernehmlich die Voraus- 
setzungen dafür geschaffen werden, 
den Regionalräten ihre Geschäfts- 
bedürfnisse im Rahmen ihrer Kom- 
petenz zur Verfügung zu stellen. Sie hät- 
ten in Städtebau, Wirtschaft, Verkehr, 
Touristik und Kultur ein erhebliches 
Mitspracherecht erhalten und könnten 
im regionalen Bereich verstärkt Einfluss 
nehmen. Sie müssten in die Lage ver- 
setzt werden, ihre Aufgaben zu erfüllen. 

Johannes Remmel (GRÜNE) sah den 
richtigen Weg in einer Verlagerung von 
der Landesebene auf die Regional- 
ebene: So könnten die Dinge näher bei 
den Menschen entschieden werden. Die 
Empfehlungen von dort würden die 
Entscheidungen des Landtags und der 
Landesregierung vorbereiten können. 

Heinz Sahnen (CDU) wies darauf hin, 
seine Partei habe in vier von fünf 
Regionalräten die besondere politische 
Verantwortung. Die Ausweitung der 
Kompetenzen der Regionalräte habe 
auch den politischen Spielraum verän- 
dert. Kommunen und staatliche Verwal- 
tung kämen sich näher. Die neuen Räte 
seien keine „Abnickgremien" mehr wie 
vielfach die alten Bezirksplanungsräte. 
Der zur Rede stehende Betrag sei nötig, 
um weitreichende Beschlüsse auch ver- 
antwortlich vorbereiten zu können. 

Holger Ellerbrock (FDP) freute sich 
darauf, ,,dass wir auch in diesem 
Planungsbereich, in dem ja die 
Strukturen des Landes langfristig be- 
schlossen werden. auch in diesem 
Punkt wieder ein hohes Maß an Uber- 
einstimmung erzielen werden". Er sei 
sich sicher, dass die Regierungspräsi- 
denten die Tätigkeit der Regionalräte 
positiv begleiten werden. 

Innenminlster Dr. Fritz Behrens (SPD) 
begrüßte die Verabschiedung des 
Gesetzes durch den Landtag und kün- 
digte an, dass der Durchführungserlass 
in Kraft gesetzt werde, .so dass das poli- 
tische Ziel, die Regionalräte finanziell in 
ihren Gruppierungen schnellstmöglich 
ab Sommer unterstützen zu können, 
auch erreicht wird". 
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Die Bereitschaft. Organe zu wenden. lässt in NRW nach 

Transplantationsgesetz wird im Ausschuss beraten 
Rudolf Henke (CDU) erläuterte, NRW sei In Nordrhein-Westfalen werden weniger Organe für Transplantationen gespendet als an- 
Schlusslicht bei der Organspende in derswo. obwohlgroßer Bedarf besteht. Das räumten Rednerinnen und Redneraller Fraktionen 
Deutschland, obwohl hier 3 000 Patienten ein. Als Ausweg sehen sie eine stärkere Werbung für Organspenden h der Öffentlichkeit an. 
auf eine Transplantation warteten. Nur 129 Neue gesetzliche,,Vorschriften, etwa für Krankenhäuser, wie von der CDU vorgeschlagen, leh- 
der 360 Krankenhäuser mit Intensivstatio- nen SPD und GRUNE sowie die Landesregierung jedoch ab. Der Landtag überwies den CDU- 
nen in NRW nähmen an der Organspende Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Transplantationsgesetzes (Drs. 13/1161) nach 
teil. Im Jahr 2000 seien in NRW 178 Men- der ersten Lesung am 16. Mai an den Ausschuss für Arbeit/Gesundheit/Soziales. 
schen gestorben, weil sie vergeblich auf ein 
Spenderorgan gewartet hätten. Henke zähl- 
te alle Nieren-, Herz-, Lungen- und Bauch- 
speicheldrüsen-Transplantationen im Vor- 
jahr auf, zu denen Organspenden aus an- 
deren Bundesländern beigetragen hätten. 
Die CDU wolle möglichst viele Menschen 
dafür gewinnen. Alle Krankenhäuser mit 
Intensivplätzen sollten Transplantationsbe- 
aufiragte bestellen, die beraten und auf- 
klären sollten. Aus dem Bundesgesetz solle 
mehr werden als ein Appell. Berichtspflicht 
solle Gespräche ersetzen. Auch der rechtli- 
che Rahmen solle sorgfältig diskutiert wer- 
den 

Vera Dedanwala (SPD) stimmte der Aufga- 
be zu, für mehr Organspenden zu werben. 
Sie stellte aber klar, beim NRW-Aus- 
führungsgesetz vom November 1999 seien 
alle schwierigen Fragen beraten worden. 
Die Spendebereitschaft lasse bei weniger 
ölfentlichen Debatten nach. Das Land habe 
gemäß Auftrag des Bundes eine Kommissi- 
on für gutachterliche Stellungnahmen vor 
Transplantationen eingerichtet. Ein Ver- 
saumnis sei nicht festzustellen. Die CDU 
wolle jetzt drei Bereiche mehr, habe aber 
auf Bundesebene nichts eingebracht. Wer 
die Stellen bezahlen solle, sage sie nicht. 
Den finanziell gedeckelten Krankenhäusern 
könne man die zusätzliche Aufgabe nicht 
aufburden. Spender fehlten, insbesondere 
Dei ~ostmortalen Soenden. Das Nachlassen 
habe auch mit ~roblemen der Deutschen 
Stiftung Organtransplantation zu tun. 

Dr. Ute Dreckrnann (FDP) zitierte die Dank- 
anzeige eines ~mp iän~ers ,  der seit sechs 
Jahren mit einer gespendeten Niere lebe, 
und bemerkte etliche Tabus beim Thema 
Transplantation. Noch seien menschliche 
Organe keine nachwachsenden Rohstoffe 
und gebe es erhebliche Risiken für Spen- 
der. Die meisten Menschen seien in der 
akuten Situation überfordert. Bei Veranstal- 
tungen werde erheblicher Mangel an Wis- 
sen deutlich. Nur bis 15 Prozent der Deut- 
schen hätten einen Organspendeausweis. 
aber bis zu 80 Prozent seien zur Organ- 
spende bereit. Die Ministerin solle die Of- 
fentlichkeitsarbeit zur Chefsache machen. 
Es fehle auch ein System, das potentielle 
Spender rechtzeitig ermittele. Auch die Stif- 
tung fordere Transplantationsbeaufiragte in 
jedem Krankenhaus. Pflegekräfte und Arzte 
müssten fortgebildet werden. Die FDP be- 
grüße den CDU-Gesetzentwurf. 

Barbara Steffens (GRÜNE) hielt auch die 
Folgen einer Transplantation für diskus- 
sionswürdig. etwa dauerhafte Einnahme von 
Medikamenten und psychische Belastung. 
Sowohl Patienten als auch Spender rnüss- 
ten einbezogen werden. Der Rückgang von 
postmortalen Spenden habe auch mit dem 
Rückgang der Hirntoten zu tun, der durch 
technischen Fortschritt erreicht worden sei. 

NRW ser trotz langer Wartelisten Scnlusshcht bei der Organspende. xlagte R,~dolf Henke (CDU); offentliche 
Diskuss!onen uaer Oroansoenden erhohen die Bereitscheif der Bevölkeruno. meinte SPD-Rednenn Vera De- 
danwala; die  ini ist er!% solle das Thema zur Chefsache machen, forderte 6 Ute Dreckmann (FDP); auch an 
Folgen von Transplantationen zu denken. hielt Barbara Sfeftens für angebracht (V. 1.). Fotos: Schalte 

Der Organmangel habe viele Ursachen. Ab- treue acht Transplantationszentren. In 
solut indis~utabel sei der Drum zd Oraan- Schwero~nktkrankenhäusern aehe es um 
spenden auf Angehörige von ~irntotenysie 
lehne deshalb auch die Transplanta- 
tionsbeauftragten ab. Die Akquise von Or- 
ganen am Sterbebett würden zu Fehl- 
entscheidungen und abnehmender Spen- 
denbereitschaft bei anderen Menschen 
führen. Eine gesetzliche Regelung sei ein 
falscher Schritt. 

Gesundheitsministerln Birgit Fischer 
(SPD) erkannte das Problem in NRW als 
vorhanden an, hielt aber ein neues Landes- 
gesetz nicht für notwendig. Die Stiftung un- 
terhalte in NRW 12 Koordinatoren und be- 

30 bis 40 Fälle pro Jahr. Ein hauruck-ver- 
fahren oder ein Gesetz würden nicht helfen. 
Ein konstruktiver Dialog über Gründe, wa- 
rum Krankenhäuser keine Organspenden 
meldeten. sei notwendig. Konfessionelle 
Krankenhäuser reagierten zögerlich und 
empfindlich. Die Zusammenarbeit aller Be- 
teiligten im Gesundheitswesen sei aus- 
baufähig. Die Mehrheit des Landtags habe 
sich beim Landesgesetz für eine Regelung 
von -ebendspenden entscnieden. Kommis- 
sionen an den Trans~lantat,onszentren sei- 
en abzulehnen. zwingend notwendig seien 
gemeinsame öffentliche Aktionen. 

Zu mehr Bereitschafi zur Oroansoende hat Landtaosvtzeoräsidenf Jan Soeffino IFDPJ aufuerufen nach " .  " .  , - 
Gesprachen mlt einer Delegation des Bundesverbands der Organtrans~lantierten unter Lertung der Vor- 
sitzenden Moniha Kracht (Mitte neben Flegionalleiter Rolf G. fiuuen). Am bundesweiten Tag der Organ- 
sDende waren es vor allem ehemalioe Patienten des Herzzentrums der Universitätsklinik Köln. die sich zu 
einer Selbsthilfegruppe zusammen~eschlossen haben und beim ~esuch des Landtags für hehr Bereit- 
schafi der Menschen in NRW warben, nach ihrem Tod Organe zu spenden: .Deutlich mehr Leben könnten 
gerenet werden.' Vizepräsident Soeffing wies auf das Transplantationsgesetz hin, das die CDU einge- 
bracht habe. 
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CDU-Antrag zu mehr Verbraucherschutz 
Lebensmittel sollen einheitlich geprüft werden 
Seit den Fleischskandalen ist das Vertrauen der Verbraucher in die Sicherheit von Lebens- 
mitteln erschüttert. Dabei hat es schon bisher die Überwachung durch (Landes)Behörden 
und EU-Vorschriften gegeben. Jetzt sollen staatliche Maßnahmen und freiwillige Selbstkon- 
trolle der Hersteller verstärkt werden. Der CDU-Antrag .Verbraucherschutz auch in NRW 
stärken - für eine praxisnahe Umsetzung der EU-Lebensmittelhygienevorschrift" (Drs. 
13/1170) wurde nach der Aussprache am 16. Mai in die Ausschussberatung überwiesen. 

Karl Kress (CDU) hielt angesichts der gro- Leitlinien zur gesamten Wertschöpfungs- 
ßen Verunsicherung Ratschläge für Ver- kette der Lebensmittelherstellung mit 
braucher und für die Lebensmittelindustrie Lösungsansätzen. Der Ministerpräsident 
für angezeigt. In Bayern könnten jetzt TUV- fordere eine Art Lebensmittel-TUV Dieser 
geprüfte Lebensmittel gekauft werden. Ein und die CDU-Forderungen seien bereits im 
Unternehmen prüfe und zertifiziere Lebens- FDP-Antrag vom April 2001 zum AGRO-AU- Gütesiegelallein bewirkten nicht genug, meinte Rei- 
mittel, was drei Jahre lang vorbereitet wor- dit enthalten. Die FDP sei für ein geschlos- ner Priggan (GR~NEJ, der den ~Du-~ntrag teilweise 

Das vom CDU-Redner KarlKress (1.) envähnte ..VorbildBayern'enries sich beim Thema Lebensmittel-TÜVals 
Reizwofl lrmgard Schmid (SPD. Yrre, san NRW auf dem nchrigen Weg mischen sraatl~cher und freiwiii~ger 
(SelbsrJKontrolle Dr Stefan Rombera (FDP. r I benchtete von der Forderun~ emes Lebensmirrel-TUV durch 
den ~inisterpräsidenten. 

den sei. Bis zum August 1998 hätte nach 
EU-Recht ein Eigenkontrollsystem für alle 
Lebensmittelbetriebe eingeführt werden 
müssen. Das System sei sehr schwierig. 
Fast alle Großbetriebe hätten heute gute 
Konzepte, ein Drittel. vor allem Kleinstunter- 
nehmen. wisse jedoch nichts davon. Die 
Landesreaieruna unterstütze das Verfahren 
nicht. ~xperten-des Verbraucherschutzes 
und die technische Ausrüstung müssten auf 
dem Laufenden gehalten werden. Die CDU 
fordere, die Lebensmittelgesetzgebung in 
NRW endlich effizient umzusetzen. 

Irmgard Schmld (SPD) antwortete, Bayern 
habe es nach den Futtermittelskandalen nö- 
tig gehabt, hohe Standards zu sichern, und 
wies auf mehrfache Befassung des Ernäh- 
rungsausschusses seit 1998 A t  den Hygie- 
nevorschriften hin. Eine Beleihuna bei der 
~leischbeschau habe die SPD &s guten 
Gründen abgelehnt. Verbraucherschutz sei 
eine staatliche Kernaufgabe. Gesundheit 
gehe allen wirtschaftlichen Interessen vor. 
Die SPD habe bereits 1999 alle wesent- 
lichen Bereiche abgesteckt und die Antwor- 
ten der Landesregierung ausgewertet. NRW 
beschäftige sich mit dem zitierten System. 
Behörden sollten aber nur die Standards 
setzen, die Einhaltung kontrollieren und Ver- 
stöße ahnden. Hohe Standards erforderten 
qualifiziertes Personal und technische Aus- 
stattung der Betriebe. Ruinöser Preiswett- 
kampf gefährde die Sicherheit. Ein Umden- 
ken sei auch bei Verbrauchern nötig. Qua- 
lität müsse vermittelt werden. 

Dr. Stefan Romberg (FDP) befürwortete die 
Umsetzung der EU-Hygienevorschrift in 
NRW und bedauerte, dass Ministerin Höhn 
das System noch nicht umgesetzt habe. Von 
der Landwirtschaftsgesellcchaft gebe es 

senes System mit Darstellung der Produk- 
tion, der Rohstoffe, dem Umgang damit, 
dem Transport, der Beurteilung und Kontrol- 
le sowie Abfallmanagement. Auf freiwilliger 
Basis sollten Standards zugeordnet werden. 

Reiner Priggen (GRÜNE) hielt es für loh- 
nend. sich mit dem Thema zu befassen. und 

unrersiüizenswert fand. Ministerin ~ärbei Höhn 
(GRÜNE) hielt Anreize für die Betriebe für die 
Schwachstellenenalyse nech EU-Vorschrift für nötig. 

Fotos: Schälte 

für unnütz. auf andere Länder zu verweisen. 
Im CDU-Antrag gebe es Unterstützenswer- 
tes. Die Kritik am Nichtstun der Ministerin 
sei jedoch abzulehnen. Das Vertrauen der 
Verbraucher müsse wiederhergestellt wer- 
den. Gütesiegel allein bewirkten das nicht. 

Ernährungsministerin Bäirbel Höhn 
(GRUNE) verwies auf ihre Informationen im 
Landtag, wonach NRW schon seit mehreren 
Jahren Qualitätssysteme eingeführt habe. 
Für die Schwachstellenanalyse nach der 
EU-Richtlinie müssten den Lebensmittel- 
betrieben Anreize gegeben werden. In NRW 
würden seit 1995 Sonderlehrgänge für das 
Uberwachungspersonal durchgeführt. Der 
Wirtschaft seien die Lehrgangskosten zur 
Hälfte erstattet worden. Die EU-Verfahren 
müssten fortgeführt werden. Fur ein TUV- 
Siegel müsse es eine bundesweite Lösung 
geben. In den Regionen gebe es das Quali- 
tätssiegel schon. Endlich sei Bewegung in 
die Landwirtschaft aekommen. 

Erfolgismodell für Arbeitsmarkt ausweiten 
Als besonders erfolgreich bezeichnen die Frakoonen der SPD und der GRÜNEN den Modell- 
versuch ,,JobRotation NRW". Nach dem Modell werden Arbeitslose als Stellvertreter von Mit- 
arbeitern in Betrieben beschäftiat. die sich in einer Fortbilduno befinden. Vor allem kleinere 
Betriebe profitierten davon, weil~&bungsloser~blauf während2eren~bwesenheit garantiert 
ist. Enverbslose erhielten die Chance, sich auf dem Arbeitsmarkt zu bewähren. Das Land 
übernimmt die Hältte der Weiterbildungskosten. Das Arbeitsamt finanziert die Stellvertreter. 
Die beiden Fraktionen wollen das Modell weiterentwickeln. Ihren Antraa ..Jobßotation - In- 
novative Ansätze in der Arbeitsmarktpolitik weiter voranbnngen" (Drs 1$1116) ubenvles der 
Landtag nach der Aussprache an den Ausschuss für ArbeiVSozrales/Gesundheit. 

Rainer Bischoff (SPD) erläuterte, das Mo- 
dell JobRotation bringe einen ganz neuen 
und guten Ansatz in die Arbeitsmarktpolitik. 
Unter mehreren Instrumenten sei es auf ei- 
ne konkrete Problemgruppe zugeschnitten 
und werde von allen Beteiligten akzeptiert. 
Die Beschäftigten erhielten Weiterbildung. 
Arbeitslose könnten ihr Können im Betrieb 
zeigen. Betriebe erhielten neue Mitarbeiter 
und Finanzhilfen. Land und Arbeitsämter 
trügen je zur Hälfte die Kosten. Am Modell- 
projekt hätten bis 1999 230 Unternehmen 
teilgenommen, 883 Arbeitnehmer seien 
weitergebildet und 314 Arbeitslose als Stel- 
lenvertreter eingestellt worden. Zwei Drittel 
der Unternehmen seien kleine Betriebe mit 
weniger als 50 Beschäftigten gewesen. 57 
Prozent der Arbeitslosen hätten danach 
neue Stellen gefunden. Der Frauenanteil sei 

jedoch bnterreprasentiert. Mit dem Antrag 
wolfe die Koalition JobRotation vom Modell- 
versuch zum Regelinstrument machen. Alle 
Arbeitsämter sollten das Angebot machen. 
Wie in Dänemark sollten Erziehungszeiten 
integriert werden. 

Barbara Steffens (GRÜNE) ergänzte, Job- 
Rotation sei ein kleines, aber sehr erfolgrei- 
ches Programm, das auszubauen sich loh- 
ne. EU-weit gebe es 14 Länder, die daran 
beteiligt seien. Kleine Unternehmen könnten 
es sich oft nicht leisten, ihre Mitarbeiter(in- 
nen) in die Fortbildung zu schicken. Schon 
im Bündnis für Arbeit sei das Programm als 
extrem erfolgreich für alle Beteiligten darge- 
stellt worden. Sechs Wochen Stellvertretung 
seien allerdings problematisch. Längere 
Zeiten sollten geprüft werden. Auch müsse 
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Alle Beteiligten profitieren von JobRotation das Modell stärker von Frauen genutzt wer- 
den. 

Norbert Post (CDU) stimmte der guten Sa- 
che zu, bezeichnete sie aber als Mosaik- 
steinchen auf dem Weg zum ersten Arbeits- 
markt. Das Modell flächendeckend einzu- 
setzen, scheine richtig zu sein, auf Fortbil- 
dung und Wiedereingliederung zu setzen. 
Post erwähnte die psychologische Wirkung 
auf Arbeitslose, wenn sie sich beweisen 
könnten. Kleine Unternehmen hätten aber 
auch die administrativen Probleme und er- 
höhten Aufwand mit Behörden. Die Abwick- 
lung solle auf einen guten Weg gebracht 
werden. JobRotations seien und blieben 
Zeitverttäge, vom Land flankiert, von Ar- 
beitsämtern finanziell,,unterstützt. In kleinen 
Betrieben könne es Angste erzeugen, den 
Arbeitsplatz zu verlieren. Höhere Passge- 
nauigkeit könne vielleicht zusammen mit 
Job-Börsen erreicht werden. 

D Weiterbildungsmodell .JobRotation' weitenuentwickeln, befirworteten Reaneh- 
nen und Redner aller Fraktionen. V. I. Rainer Bischof/ (SPD) Barbara Steiiens (GRONEJ, NorbeR Post (CDUA Dr . . 
Ute Dreckmann (FDP). ~ o t o k  Sch8lts 

geleistet werden könnte. Für Erziehungszei- zu bekommen. Das Erproben der faszinie- 
ten scheine das Modell nicht geeignet. Es renden Idee habe in NRW gut geklappt. 
fordere auch zu Missbrauch heraus und rie- Dafür seien in drei Regionen von 1996 bis 
che nach Arbeitsbeschaffung für linientreue 1999 rund 6,5 Millionen Mark zur Verfügung 
Unternehmensberater. da Firmenberatung gestellt worden. Erheblicher Organisations- Dr. Ute Dreckmann (FDP) steilte die Über- 

nahme in das Sozialgesetzbuch als Regelin- 
strument in Frage, denn die Stellvertreterin- 
nen und Stellvertreter seien keine Betriebs- 
angehörigen. hänen eher den Status von 
Praktikanten und würden weiter wie Arbeits- 
lose bezahlt. In Rheinland-Pfalz werde das 
Arbeitslosengeld durch die Firmen aufge- 
stockt, was die Arbeitsfreude fördere. Bei 
JobRotation handele es sich um eine Art 

mit 3000 Mark bezuschusst werde. D i  aufwand sei zu bewältigen gew&en. Zu den 
Dreckmann fragte nach den Kosten fur 210 Fragen der FDP-Rednerin sagte er, der Oua- 
Arbeitslose. die eine Stelle bekommen hät- lifizier~nasbedari von Betrieben werde durch 
ten. geeignete Berater zu drei Tageswerten a 

1000 Mark erhoben. Die Qualifizierung wer- 
Arbeibminister Harald Schartau (SPD) de mit 50 Prozent bezuschusst, maximal 40 
hob den Kern unternehmerischen Denkens Mark pm Tag. Wenn die Kosten für etwa 200 
hervor, Qualifizierung durchzuführen ohne Arbeitslose. die in den Betrieben kleben ge- 
einen Abfall von Produktivität. Hinzu komme blieben seien, etwa gleich hoch seien, finan- 
die Chance für Arbeitslose, sich wieder aus- ziere er lieber Arbeit als Arbeitslosigkeit. An 
zuprobieren. ein gewisses Selbstwertgefühl Anregungen sei er sehr interessiert. 

zeitlich befristeter Arbeitnehmerüixrlas- 
sung, was ebensogut von Zeitarbeitsfirmen 

Ralf Witze1 (FDP) bezeichnete den Ge- 
setzentwurf als liberales Bonbon. das alles 

FDP-Entwurf für ein Unterrichtssicherungsgesetz 
berücksichtige, was die FDP in tausenden Regierungskoalitionen kritisieren „Regulierungswut" Zuschriften und Anregungen seit der Wahl 
erreicht habe. Die elementarsten Qiialifika- 
tionen würden an den Schulen nicht mehr 
vermittelt. Es gehe nicht nur um Fachwis- 
sen, sondern auch um Versagen des öf- 
fentlichen Bildungswesens und privaten 
Nachhilfeboom. Die schon gepriesene ver- 
lässliche Schule sei keine solche, sondern 

Der Landtag überwies den FDP-Entwurf eines Gesetzes ,zur Wiederherstellung der Bi/- 
dungsquaiität und Unterrichtssicherung in NRW" (Drs 7311 174) nach der ersten Lesung in 
die Ausschussberatung. Nach dem Entwurf sollen unter anderem Unterrichtsausfall unter- 
sagt und ein Rechtsanspruch auf Schulunterricht eingeführt werden. Die CDU unterstützte 
das Grundanliegen, wahrend die Koalitionsfraktionen und die MiniSterin den Entwurf als un- 
brauchbar und nicht finanzierbar ablehnten 

verlässlich unterfinanziert. Gerade lege die 
Gewer~schaft Erziehuna und Wissenschaft den. Grundschüler in NRW erhielten 400 

Stunden weniger Unterricht als in Bayern. 
Als Folge blieben Schulabgänger ohne 
Lehrstelle und Abschluss. In der Wissens- 
gesellschaft sei Ausbildung auch die beste 
Alterssicherung. Die CDU unterstütze die 
Forderungen der FDP nach besten Kräften 
und begrüße einen mutigen Schritt nach 
vorn. 

Entwurf unserios und würde einen neuen 
Problemberg schaffen. Sie sehe die nach 
oben offene FDP-Skala des leichtfertigen 
Umgangs mit Steuergeldern. Ein unvorher- 
sehbares Chaos zu jedem Schuljahresbe- 
ginn wäre die Folge der von der FDP vor- 
geschlagenen Einstellungsverfahren. 

wieder ein katastrophales Zeugnis vor. Die 
FDP wolle den Unterrichtsausfall abbauen 
durch gesetzliche Verbote und einen 
Rechtsanspruch auf nachgeholten Unter- 
richt, kleinere Klassen, abgesenkte Schü- 
ler-Lehrer-Relation, mehr Anreize für den 
Lehrerberuf und schulscharfe Bildungspla- 
nung. 

Marlies Ctotz (SPD) warf der FDP vor, den 
nachlässigen Umgang mit Steuergeldern 
fortzusetzen und rechnete einen doppelt 
so hohen Stellenbedarf vor, nämlich 
15 000, wenn der Entwurf zum Gesetz wür- 
de. Die Koalition dagegen sichere die 

Hans-Martln Schlebusch (CDU) warf der 
Ministerin vor, durch 30000 eingesparte 
Lehrerstellen seit 1989 die Qualität des 
Schulsystems in NRW erheblich beein- 
trächtigt zu haben. Der tatsächliche Unter- 
richtsausfall in NRW sei viel höher als in 
Medien berichtet und vom Ministerium be- 
rechnet. Er werde massiv kaschiert. Die 
CDU schlage vor, 1,5 Prozent der Verwal- 
tungsstellen einzusparen. Der FDP-Entwurf 
habe einige Schwachstellen. Zur Qualität 
gehöre auch die Motivation. Lehrer an 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE) hielt den Ent- 
wurf für unseriös. Die Vorschläge ver- 
schlügen einem die Sprache und würden 
25450 zusätzliche Stellen und 2.5 Milliar- 
den Mark mehr im Haushalt erfordern. Geld 
spiele für d ~ e  Partei der Besserwisser keine 
Rolle. Der Entwurf vertrage sich auch nicht 
mit dem Gesetz für Bürokratieabbau der 
FDP. Statt Mehrarbeitsverpflichtung wolle 
die Koalition mehr Entscheidungsfreiheit 

Unterrichtsversorg~ng ohne erdrückende 
Schulden Von 1995 bis 2000 seien 20000 
junge Lehrkräfte neu in die Schulen ge- 
kommen. 6100 zusätzliche Stellen seien 
beschlossen. Die FDP habe Ganztags- 
schulen und Englischunterricht in der 
Grundschule gar nicht einprogrammierl. 

an der Schule und stelle ao ubernachstern 
Schuliahr den Schulleitunaen 500 Stellen 

Hauptscn~iien wirkten angesichts schwieri- 
aer Schüler wie ausaebrannt. Das Arbeits- 

zur ~n t l as tun~  zur verfügGg. 

Schulminlsterln Gabriele Behler (SPD) 
warf der FDP vor, ein Zahlenwerk und ein 
Berechnungsverfahren gesetzlich fest- 
schreiben zu wollen. die unflexibler kaum 

;eitgutachten solle vÖrgelegt werden. 

Ute Schäfer (SPD) hielt die FDP-Vorlage 
für pure Effekthascherei und errechnete 
allein für die halbjährlichen Erfolgsnach- 
weise 300 Stellen. Der Mikrozensus sei ei- 

Dr. Heinz-Jörg Eckhold (CDU) meinte, der 
Entwurf füge sich ein in etwa 30 Anträge 
der CDU zu wichtigsten Eckpunkten. Alle 
Lösungsversuche habe die Mehrheit im 
Keim erstickt Der Zustand der Schulen sei 
nach 34 Jahren soaaldemokratischer Poli- 
tik beklagenswert. Uberall sei gekürzt wor- 

sein könnten. Für jede Veranderung müss- ne modernere Datenerhebungsmethode. 
te das Gesetz aeändert werden. Als Bei- Das Gesetzeswerk sei ein Knallbonbon 
spiel staatliche; Regulierungswut sei der und eine Luftnummer. 
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Das neue Gesetz stärkt die 
Bürgerrechte 

testens innerhalb eines Monats nach Antragstel- 
lung. zuganglich gemacht werden Beispielsweise 
konnten Bumerinnen und Buraer zukunfiia iederzeit 

,.Altere Arbeitnehmer nnen ~ n d  Aroe tnehmer br n. 
gen in unsere Vo ksw rtscnah unverzicntbare Erlan- 

Einsicht in Bau~eitp~äne nehmen oder &i Entste- rungen ein. Wir werden deshalb alle uns zur Verfü- 
gung stehenden Möglichkeiten ausschöpfen, die 
Beschäfiigungschancen älterer Menschen deutlich 
zu erhöhen." Das erklärte Rainer Bischoff. arbeits- 
marktpolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfrak- 
tion, anlässlich eines Fachgesprächs der SPD- 

hung von Rechtsverlugungen erfragen 
.Selbslverständlich bleibt der Schutz von Betriebs- 
und Geschafisgeheimnissen ebenso gewahrt wie 
der Schutz OekOnenbeZoaener Daten'. erläuterte 
Baranowski. 'lnformationen- seien allerdings nicnt 
zum Null-Tarif zu haben. Wie die Lander Betiin. Bran- Mit dem von SPD und GRUNEN auf den Weg ge- 

brachten Informationsfreiheitsgesetz soll kunftig je- 
Landtagsfraktion zur Besch&igungssituation dlte- 
rer Menschen. 
Bischoff machte den Handlunasbedarf deutlich. So 

denbura und Schleswio-Holstein und auch der Bund 
es im Ümwe~tinforma~ons~esetz vorsanen, so, ten 
auch in Nordrhein-Wesnalen Gebdhren fur Informa- 

der Büroer freien Zuaana zu-den bei öffentlichen 
Stellen vorhandenen lifohationen gewährt werden. 
.Dadurch soll die Transparenz der Verwaltung und 

seien n ~ordrheln-westfalen-ein Drittel aller Ar- 
oeitaosen alter als 50 Jahre Fur Altere sei zwar des tionen erhoben werden. Dies entspreche gängtger 

Praxis. Bei Ablehnung eines Auskunftsersuchens die Nachvollziehbarkeit und Akzeotanz behördiicher Risiko arbeitslos zu werden. eher unterdurchschnitt- 
Entscheidungen und der zugrunde liegenden politi- werde der Antragstel eaocn nicnt m.1 4OSten Oe- icn Einmal arbeitslos geworden. sei jedoch das Ri- 
schen Beschlusse erhoht werden". teilte Frank Bara- lastet Das Gesetz werae einer zwe ,anrigen Bewah- siko arbeitsios zu bleiben erheblich großer als bei 
nowski. stellvertretender SPD-Fraklionsvorsitzender runasohase unterzoaen werden. ..Dadurch sollen Er- Jünoeren. Dies zeioe auch der ~nte i lder  Lanozeit- 
im Landtag. mit Die Verwaltungstatigkeit der Behor- kennin sse weraen ob d e mit aem nfor- arbeitsi~si~keit. deybei Alteren mit 55 ~rozent>eut- 
den soll den Burgerinnen und Burqern zukunftiq 01- mal onsfrem tsqesetz verfolgten Zie e noch opti- Iich hoher sei als bei der Gesamtzahl aller Arbeitslo- 
fen stehen. Die information soll unverzüglich. spä- miert werden können", erklärte Baranowski. sen (ca. 40 Prozent). 

gan warteten Nur weil die Entwicklung im Bereich der Or- 
ganspende in anderen Bundesilndern, wie 2.6. in Bayem, 
Niedersachsen, Brandenburg deutlich besser verlaulen Ist. 
konnte verhindert werden, dass noch mehr Patienten in 
Nordrhein-Westfalen vergeblich auf eine Transplantation ge- 
wartet haben. 
* In Bayern ist die Anzahl der Organspenden in den letzten 
zwei Jahren um 20 %gestiegen. In Nordrhein-Westfalen ist 
sie im gleichen Zeitraum um 22 %zurückgegangen. 
Diese alarmierenden Zahlen belegen. dass sich alte gesell- 
schanlich relevanten Gruppen im Interesse der Patienten für 
eine Verbesserung dieser Situation einsetzen müssen. Vor 
diesem Hintergrund muss durch Aufkllrungs- und Ak- 
zeptanzkampagnen die Bevölkerung über die Moglichkeiten 
einer Organspende informiert werden. Die rot-grüne Lan- 
desregierung hat bisher versäumt. den Aunrag des Trens- 
plantationsgesetzes zu erfüllen. nachdem die Lander eine 
zusländige Stelle zur Aufklärung der Bevölkerung bestim 
men müssen. Die CDU-Landtagsfraktion hat einen Entwurf 
lür ein neues Ausführungsgesetz des Landes vorgelegt. Der 
stellvenretende Vorsitzende und sozialpolitische Sprecher 
der CDU-Landtagsfraktion. Hermann-Josef Arentz. fassle 
die darin enthaltenen wichtigen Verbesserungen zusam- 
men: .Eine einzige Landeskommission. die prün. ob Le- 

bendspenden freiwillig oder auf finanziellen Druck erfolgen. 
reicht nicht aus. Solne ein Transplantationszentrum den 
Wunsch haben. aufrirund seiner Größe eine eioene Kom- 
mission einzuachten. wollen wir dieses kunHig ermoglichen 
Wir halten es weiter tur notwendig. bereils im Gewz die 
Stellen zu benennen. die lur die Aulklalung der Bevolkerung Leben retten durch Organspende - CDU 

für besseres Transplantationsgesetz 
Möglichkeiten der Oqanspende. Voraussetzungen der Or- 
ganentnahme und die Bedeutung der Organübenragung 
zuständig sind. Wir wollen die staatlichen Behörden des öf- 
fentlichen Gesundheitsdienstes. aber auch Krankenhguser, 
Äme und Krankenkassen dazu verpflichten, die Be- 
välkerung in diesem Bereich aufzukl&ren. Wir wollen Trans- 
plantationsbeauhragte und Transplantationskoardinatoren 
an den Krankenhausern einrichten, die Organspenden 
durchführen. Dies ist ein entscheidender Schrill zur fun- 
dierten Beratung und kann dazu beitragen. dle Bereilschah 
zur Organspende zu erhöhen. Die Transplantationsbeaul- 
traaten und -kwrdinatoren sollen darüber hinaus nicht nur 

Die .Deutsche StiHung Organtransplantetion' hat im Zu- 
sammenhang mit Organspenden erschreckende Zahlen 
veriiffentlicht . - . -. . -. . . . . -. . . Norarne n-WesIta en isl das Scn -5s cnt bei der Oigan- 
spenoe n De.tscnlana Wanrend es m Janr 2000 im 
B.naeso~rchscnnitt 12 5 Organspender pro Million Einwoh- 
ner gab waren es n NRM. nLr 8.8 Das wiegt besonders 
scn~ef m I h R W  aas Devo.merJngsreicnste Bundesland lsl 
dna n hRK 3000 Pat.enten ab1 d e Transpianlalion warfen 

n horainem-Wesllaien nehmen nur 129 der 3öü Kran- 
lennauser a e e ne Intensivstation haben. an der Organ- 

Patienten una Angenor ge nform ereii sonaern aricn aas 
arztlicne Lna pflegeriscne Personal aes .ese geii <ranken- 
nauses m 1 der Beae.t.ng .no aen Beangen der Organ- --- -- - 

m uergangenen Jahr Sand in Nordrhein-Weslfalen 178 
Menxnen geslorben. weil sie vergeblich aul ein Spenderor- 

spende venraut machen. Die CDU-LandtagsfraMion hoM 
auf einen Irakiionsübergrelfenden Konsens." 

17.8 Pfennig pro Kilowattstunde hochsubventio- 
niert werden. Andererseits liefern sie jedoch nur 
0,8% der Stromversorgung Nordrhein-Westfalens 
und sind damit für die Gesamtstromversorgung 
bedeutungslos. 
Allein im Jahr 2000 sind in NRW 223 neue Anla- 
gen errichtet worden. Damit werden Ende des 
Jahres 1207 Windkrahanlagen ans Netz gehen. 
Im vergangenen Jahr sind bereits 200 Millionen 
DM nach dem EEG an die Betreiber der NRW- 
Windkraftanlaaen geflossen. Dies alles für nur 0.8 

die FDP auch zu eigen. Das heißt, dass wir die 
entsprechende Forschung mit Hochdruck voran- 
bringen wollen. auch mii staatlicher Unterstüt- 
zung. Diese staatlich gesetzten Anreize sind aller- 
dingi ein ~nstrument,das nur wohldosiert zur An- 
wenduno kommen darf. Sonst entstehen daraus Der Ausbau industrieller Windkraft- 

Großanlagen muss gestoppt werden gigantische Subventionsspiralen. die völlig außer 
Kontrolle geraten. Genau dies ist bei der Förde- 
rung regenerativer Energien in Deutschland pas- 
siert. 
im vergangenen Jahr wurde Strom aus regenera- 

Die FDP will den ökonomisch unsinnigen und das 
Landschaflsbiid verschandelnden Ausbau von 
Windkraft-Großanlagen stoppen. Wir beobachten 
seit einiger Zeit eine zunehmende Verunstaltung 
der Kulturlandschaft durch riesige Windkrafi- 
Großanlagen mit einer Nabenhöhe von bis zu 150 
Metern und riesigen Rotorblättern. 
Diese Anlagen sind unter ökonomischen Ge- 
sichtspunkten deshalb unsinnig. weil sie einer- 
seits durch einen im Erneuerbare-Energien-Ge- 
setz garantierten Stromabnahmepreis in Höhe 

Prozent der ~ i ~ - S t r o m v e r s o r ~ u n ~ .  Wollte man in 
NRW lediglich 10 Prozent des Strombedarfs 
durch Windenergie abdecken. so wären hierzu 
10000 Windkrafiaroßaniaaen mit enormem FIä- 

tiven Enekieträgern in Deutschland mit etwa 2.5 
Mrd. Mark subventioniert In diesem Jahr werden 
mehr als 3 Mrd. Mark erreicht werden. In zwei bis 
drei Jahren wird der Subventionsbedarf für deut- 
sche regenerative Energie den Subventionsbe- 
darf der deutschen Steinkohle übertreffen. 

chenbedari notwindlg. " 
Natürlich ist es eine faszinierende Vision. den 
Enerqiebedarf der Zukunfi zu einem möalichst 
hohen Prozentsatz durch regenerative ~ n e r ~ i e -  
träger decken zu können. Diese Vision macht sich 

7 D h  MLtieYungen liegen in der aIldnlgen V m t -  
wcdmg der FraWonen 

oro Henne. über 250 Millionen Schlachttiere - sind. Der Schutz von Leben und Wohlbefinden 

Meilenstein: Tierschutz wird in 
Landesverfassung aufgenommen 
Eines der ältesten Ziele der GRÜNEN wird in 
NRW verwirklicht: Der Verfassunqsranq für Tier- 

Rinder, Schweine, Schafe. Pferde, Hühner und 
andere Gefiügelarten - werden jährlich quer 

ergibt sich aus der Verantwortung des Menschen 
für das Tier. 

durch Europa und weiter transportiert, oft eng 
eingepfercht in mehrstöckigen LKWs. 

Artikel 29a Abc. 1 lautet künftig: „Die natürlichen 
Lebensgrundlagen und die Tiere stehen unter 
dem Schutz des Landes, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände." 
Die Formulierung geht dabei über das hinaus, 
was bislang auf Bundesebene bei der CDU noch 
keine Mehrheit gefunden hat. Wir erwarten daher 
nun auch einen neuen Schwuna für die Bundes- 

Die GRÜNE-Fraktion hane im letzten November 
die Gesetzesinitiative ergriflen. Die anderen Frak- 
tionen haben erfreulich&rweise nachoezooen. Al- 
le vier Landtags-Fraktionen haben l ach  htensi- 
ven Verhandlungen jetzt einen Kompromiss ge- 
funden und sichauf einen aemeinsamen Gesetz- 
entwurf zur Verankerung &s Tierschutzes in die 
NRW-Landesverfassung geeinigt. So kann der 

schutz Denn eine Gesellschafi isi auch an ihrem 
Umgang mit Tieren zu messen Die Liste der 

disfiussion. Ais Ergebn,s SI ~ i ch t i g  testzdnaiten, 
aass ndn aLcn aas e nwohnerstaruste Bundes- 
land T~erschutz aeqen den Widerstand von Sei- Landtaa noch in seiner letzten-Sitzuna vor der Grausamkeiten an Tieren in unserer Industrieae- 

~ommerpause die ~andesverfassung andern 
und Tierschutz in den Artikel 7 Abs 2 (Erz e n ~ n g )  

sellschati ist noch viel zu lang. Bilder von geqüal- 
ten Tieren bei Tiertransporten und Tierversuchen 
weisen drastisch auf die MissstBnde hin. In NRW 

ten der lndustrie ünd der Wissenschail in der 
Landesverfassung verankert Alle vier Landtags- 
fraktionen haben sich außerdem auf einen ge- 
meinsamen Antrag verständigt. mit dem der 
Bundestag aufgefordert wird, Tierschutz noch in 
dieser Legislaturperiode auch im Grundgesetz 
aufzunehmen. 

-. 
und in Artikel 29a verankern. 
Es wird vom Landtag dabei e ndedtig dargeste 11. 
dass Tiere. also sowoh Ire lebende Tere wie 
auch Haus-. Nutz-, Versbchs-, Zoo- Jnd Z rkLs- 

werden z. B. noch jedes Jahr über 300 000 Wir- 
beltiere für Versuchszwecke ,.verbraucht". in 
Deutschland gibt es noch 30 Millionen Legehen- 
nen mit einem Platz von einem A4-Blatt Papier tiere als Mitgeschöpfe zu achten und zu schützen 
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Mitglieder gewählt 
Der Landtag hat für die laufende Legislatur- 
periode fünf Abgeordnete als ordentliche 
Mitglieder für den Beirat beim Institut für 
Landes- und Stadtentwicklungslorcchung 
des Landes Irordrhein-Westfalen bestimmt. 
Auf gemeinsamen Vorschlag von SPD, CDU 
und FDP sind dies Edrnund Feuster, Dr. Ge- 
org Scholz (beide SPD), Bernd Schulte, 
Hans Peter Lindlar (beide CDU) und Karl 
Peter Brendel (FDP). Stellvertretende Mit- 
glieder des Beirals wurden Ellen Werth- 
mann, Wolfgang Roken (beide SPD), Bern- 
hard Schemmer, Heinrich Sahnen (beide 
CDU) sowie Brigitte Capune-Kitka (FDP). 

Abschied vom Arbeitsplak Landtag hat Werner Fuß- 
bahn genommen Vor Eintriff in die Tagesordnung 
der 31. Sitzung am 17. Mai würdigte Landlagsprä- 
sident Ulrich Schmidl .politisches Feingefühl, Enga- 
gement Loyalität und den unermüdlichen Einsatz' 
Fußbahns, der 20 Jahre die Verantwortung für das 
Reierat .Plenum und Ausschüsse" innehane und 
über diesen langen Zeitraum drei Präsidenten und 
einer Präsidentin gedient habe. Schmidt vor den 
Landtagsabgeordneten über den scheidenden Mi- 
nisterialrat weitec .Er hatte großen Anteil em rei- 
bungslosen Ablaut unserer ~eratun~en und war aC 
len Präs,denren VizeorBsidenren und Parlamentari- 
schen ~eschältsfüh~ern sowie vielen anderen im- 
mer ein wertvoller Berater.' Er wünschte alles Gute 
für den Ruhestand und überreichte eine Urkunde, in 
der Dank und Anerkennung ausgesprochen warden. 

Foto: Schälte 
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Schon bei der Begrüßung offenbart Eike Tal- .' 

horst eine für sie charakteristische Gemüts- 
regung:Sie lacht gern. Allein ihre Augen ver- 
raten es, undnoch mehr die Fältchen, die sie 
einrahmen Wenn die 56-Jährige auf ihr 
.fröhliches Grundnaturell" zu sprechen 
kommt, fällt ihr eine Anekdote aus dem 
Landtagswahikampf 2000 ein: Ihr lachendes 
Konterfei auf den Plakaten in ihrem Wahl- 
kreis 65 in Moers (Wesel /V) habe die Be- 
trachter derart angesprochen, dass wild- 
fremde Menschen auf der Straße gegrüßt 
hätten und sie sogar Telefonanrufe erhalten 
habe. Die SPD-Abgeordnete mag partout 
keine "Miesepeter" und versucht auf ihre 
Weise, Tristesse aufruhellen. Sie unter- 
streicht ihr Strahlen an diesem Tag mit ei- 
nem roten, eleganten Blazer, den sie zum 
Protest gegen den grauen, verregneten Tag 
angezogen hat. Elke Talhorst trägt ihre posi- 
tive Grundeinstellung offen zur Schau. 
Als weitere persönliche Eigenschaft nennt 
sie eine angeborene .Gelassenheit".iese 
hilft ihr, Polemik undZuspitzungen in der Po- nichts erzählen .Da mache ich mir noch kei- 
litik zu vermeiden. .Sachliche Schlagabtau- ne Gedanken", sagt Talhorst. Das müsse die 
sche sind erfolgreicher: sagt sie. Deshalb Zeit mit sich bringen. 
beobachtet die Moerserin mit Sorge den Sie betont stets, dass Partei oder Fraktion 
Trend zur ehrabschneidenden Rhetorik in auf sie zugekommen seien - sei es bei der 
der Politik, die auf persönliche Verletzung Kandidatur für den Landtag oder bei der Be- 
anderer abzielt. Besonders sauer ist ihr im setzung der Ausschüsse. Talhorst ist keine. 
März die Bildungsdebatte im Landtag aufge- die drängeln will. Sie sei auch niemand. der 
stoßen. Talhorst selbst fühlt sich allein durch sich schnell entscheide, sagt sie. Das war 
ihre finanzpoiitischen Aufgaben zur Sach- schon früher so. In die SPD ist sie als 26-Jäh- 
lichkeit verpflichtet. Das trockene Dickicht rige eingetreten, aber erst nachdem sie die 
aus Fachtermini und Verwaltungsvorschrif- politischen Angebote eingehend geprüft 
ten gewährt ohnehin keinen Spielraum für und sich letztlich für das Godesberger Pro- 
verbale Mätzchen. Durch ihre disziplinierte gramm entschieden hatte. lhre Mitglied- 
Zurückhaltung gehört sie eher zu den unauf- schaft habe sie am 1. April 1972 .mit Herz- 
Wlligen Akteuren im Parlament. ihr Stellen- blut" unterschrieben. Willy Brandt mit sei- 
wert in der Fraktion ist trotzdem nicht zu nem Sinn für soziale Gerechtigkeit inspirier- 
unterschätzen. Talhorst hat sich als eine der te sie maßgeblich zur politischen Mitgestai- 
führenden iinanzpoiitiker etabliert Dass sie tung. Umso schockierter war sie, als Brandt 
kürzlich den stellvertretenden Vorsitz im nur wenige Wochen später zurücktreten 
Haushalts- und Finanzausschuss - zusam- musste: .Mir sind die Tränen nur so runter- 
men mit dem Hauptausschuss das bedeut- gelaufen.'' 
samste Gremium im Landtag - erhalten hat Elke Talhorst schätzt Offenheit. Sie spricht 
spricht für sich. Seit ihrem Einzug in den mit Stolz über ihren Ehemann und ihren er- 
Landtag 7995 gehdrt sie diesem Ausschuss wachsenen Sohn, und darüber wie sie auch 
als ordentliches Mitglied an. Sie sitzt im schwierige Lebenssituationen gemeistert 
Hauptausschuss und seit der vergangenen habe. So bestritt sie früher den Unterhalt für 
Landtagswahl auch im Präsidium. Talhorst die Familie, als ihr Mann noch Maschinenbau 
zählt sich selbst zu den .Haushälternu im studierte. lhre Erfahrungen haben sie ge- 
Landtag, und für sie besteht die Finanzpolitik lehrt, dass sich auch gmße Hindernisse mit 
der flachsten Jahre aus einer zentralen Selbstdisziplin und Engagement überwin- 
Komponente: .Sinnvoll sparen". den lassen, und dass arbeitsreiches Leben 
lhre Zeit teilt sich die ausgebildete Industrie- und Freizeit sich nicht gegenseitig aus- 
Kauffrau und Sozialversicherungsfachan- schließen .Ich brauche meine schöpferi- 
gestellte ebenfalls sparsam ein, denn eines schen Pausen'; sagt sie unumwunden. Sie 
hat sie nach ihrem Debut im Landtag über- gönnt sich dann die eine oder andere Ziga- 
rascht: die starke zeitliche Belastung als rette, fährt Rad am Niederrhein, übt für das 
Landtagsabgeordnete, die in Düsseldorf und alljährliche Sportabzeichen oder liest Bü- 
in ihrem Wahlkreis wirken muss. Talhorst hat cher. Talhorst erweist sich als eingefleisch- 
eine wichtige Einstellung, um nicht vom ter Thriiler-Fan. Insbesondere Graham Gree- 
Stress übetwältigt zu werden: ,Die Arbeit ne hat es ihr angetan. Eines seiner Bücher 
macht mir Freude.'Seit 1979 sitzt die gebür- liest sie mittl~,tweile zum vierten MaL In der 
tige Bochumerin im Rat der Stadt Moers Bis deutschen Ubersetzung heißt es .Der 
vor einigen Jahren hafte sie eine Reihe von menschliche Faktor'! Ein Titel, der zu Eike 
#intern im SPD-Unterbezirk Wesel inne und Taihorst passt. Kristian Frigelj 
gehörte 76 Jahre dem Vorstand des Bezirks 
Niederrhein an. Vor ihrem Aufstieg in den 
Landtag war die ON-Gewerkschafterin von (Das namentlich gekennzeichnete "Porträt 
1989 bis 1994 Mitglied des Weseler Kreiste- der Woche" ist Text eines jeweiligen Gast- 
ges. Uber ihre weitere politische Laufbahn autors und muss nicht immer mit der Mei- 
nach dieser Legislaturperiode möchte sie nung der Redaktion übereinstimmen.) 
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Geburtstagsliste 
vom 21. Juni bis 26. Juni 2001 

21. 6. Dr. Heimut Llnssen (CDU), 59 J. 
23. 6. Axel Wirtz (CDU), 44 J. 
26. 6. Wolfgang Rtiken (SPD), 58 J. 
26. 6. Dr. Jürgen Riittgers (CDU), 50 J. * 
Woltgang Clement (SPD), Ministerpräsi- 
dent des Landes Nordrhein-Westfalen, hat 
den 10. „Europäischen Handwerkspreis" er- 
halten. Wie der Vorsitzende des Hand- 
werkstages, Hanshelnz Hauser, dazu mit- 
teilte, zeichne das nordrhein-westfälische 
Handwerk damit vor allem die vielfältigen 
Initiativen des Regierungschefs für den 
Mittelstand aus. Der Preis wird jährlich ver- 
liehen und ging in den Vorjahren unter an- 
derem schon an Clements Amtsvorgänger 
Johannes Rau, den früheren Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl und den iuxemburgischen 
Ministerpräsidenten Jean-Claude Juncker. * 
Hermann-Josef Arentz, stellvertretender 
Vorsitzender der CDU-Landtagsfrakiion, ist 
auf dem Bundeskongress in Bonn als Nach- 
folger von Rainer Eppelmann, der Ehren- 
vorsitzender wurde, mit 90,1 Prozent der 
Delegiertenstimmen an die Spitze der 
Christlich Demokratischen Arbeitnehmer- 
schaft (CDA) gewählt worden. Der Sozial- 
Politiker Arentz gehört dem Landtag seit 
1980 an. Seil 1993 bekleidete der aebuniae 
Kölner das Amt des ersten stellverketend& 
Vorsitzenden der CDA, seit 1995 ist er Lan- 
desvorsitzender der CDA Nordrhein-West- 
falen. Der dreitägige Kongress der Sozial- 
ausschüsse der CDU ging mit der "Banner 
Erklärung" als neuem Grundsatzprogramm 
zu Ende. 

Waltraud Lauer, engagierte und streit- 
bare Duisburger Sozialdemokratin, hat 
am 13. Juni ihr 75. Lebensjahr vollendet. 
Sie entstammt einem sozialdemokrati- 
schen Elternhaus und kam nach dem 
Krieg über den sozialistischen Jugend- 
bund „Die Falken", zu dessen Gründerin 
sie gehörte, zur SPD und zur Arbeiter- 
wohlfahrt. Bereits bei der Kommunal- 
wahl 1961 zog sie als eine von drei 
weiblichen SPD-Ratsmitgliedern in den 
Duisburger Rat ein und wurde die erste 
(weibliche) Vorsitzende des Jugend- 
wohlfahrtsausschusses. Sie leitete ihn 
bis 1974; bis dahin war sie auch Mitglied 
des Frakilonsvorstands und stellvertre- 
tende Fraktionsvorsitzende. Von 1975 
bis 1990 vertrat sie als SPD-Abgeordne- 
te in drei Wahlperioden des Landtags 
die Interessen ihres Wahlkreises Duis- 
burg-Meiderich im Landtag, wo ihre Ar- 
beitsschwerpunkte in den Bereichen Ju- 
gend, Familie, politische Bildung, Schule 
und Weiterbildung lagen. Nachdem sie 
in den 6Oer-Jahren die Frauenarbeit in 
ihrer Heimatstadt aufgebaut hatte, kam 
es 1973 zur Gründung der Arbeitsge- 
meinschaft sozialdemokratischer Frau- 
en (AsF). Außerdem war Waltraud Lauer 
in Duisburg Gründerin und erste Vorsit- 
zende des Progressiven Eltern- und Er- 
ziehewerbandes. 

Raum für Aufkieber (Postvertrieb) 

Elnen ZwlschenstoDD im Landtag lw te  .Mural Global: die weltweite #,..,...,...,...paane unter Schitm- 
herrschafi der UNESCO ;m ~usamm&h&~ mtt der Agenda 21. ern undpr6sentlerie Ihre werke im Rahmen 
eines -~arlamentanschen Abends der anderen Ari". wie Landtaosoräsident Ulr~ch Schmidt bei dar out be- 
suchten Erdffnung betonte. Unter Beteiligung von ~"nstlern aller)<ulturan soll mll dar Aktion ~eugiw-auf die 
Vielfalt der Welt i n d  damit der erste Schri i  zur Toleranz gegenüber Fremdem und ~nbekannräm erweckt 

' 

werden. Auf diese Weise. so honen die Teilnehmer dieses zum UN-Jahr.Diaio~ der Kulturen" ausoezeichne- .. - 
ten deutschen Beitrags, werde ein Schrin zur Völkarverständigung und zu einem friedvollen ~usammenleben 
auf diesem Planeten getan. Nordrhein-Westfalen ist dabei mil Projekten in 25 Städten ein SchwerpunM der 
Akiion. Landtagsprdsident Ulrich Schmidt betonte in seiner BegrüBung, jedes einzelne ProieM bedeute die 
Mitarbeit von v&n ehrenamtlichen Helfern von Aechen bis ~ade rbom,~v~n  Ahaus bis ~enersheim. Dabei sei 
.vieles in Beweouna aeraten. oanz unrerschiediiche Menschen. Initiativen und kommunale Elnrichtunoen ha- - - -  
ben zusammengearbeitar: 6fientlichkeir konnte durch die ~ e d i e n  und durch das unminelbare ~ e s p r i c h  her- 
gestellt werden; viele Kinder und Jugendliche hänen mitgemacht und durch die Zusammenarbeit mit den 
infernationeien Künstlerinnen und Künstlern einen völlio neuen Blick von dem Land und den Menschen ge- 
wonnen. Der Präsident dankte der ~andesarbeits~emeiaschafi  ritte Welt und Farbtieber e.V. ohne deren ~ n -  
gagement die Ausstellung von 30 Exemplaren der Wandbilder nicht zustande gekommen wäre. Foto: Schälte 

Erich Heckelmann, SPD-Landtagsabgeord- nische Braunkohlenrevier ernannt worden. 
neter von 1976 bis 1980 und von 1981 bis Aufgabe des Beauftragten ist. bei Konflikten 
1996 und früherer Bürgermeister der Stadt zwischen den Bewohnern der künftigen Ab- 
Grevenbroich. ist von der Landesregierung baugebiete. dem Unternehmen Rheinbraun 
zum Umsiedlungsbeauftragten für das rhei- und den Behörden zu vermitteln. 


